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SIE6FRIED EGEL 

Souveränität 
der uneingeschränkten Solidarität 

»In ewiger Vergessenheit begraben» 
Im Westfälischen Frieden 1648, der nach Dezimierung fast der Hälfte der deutschen Bevölkerung und Verwüstung 

ganzer Landschaften den Dreißigjährigen Krieg und damit die Religionskriege in Europa beendete, hatten die Vertragspar
teien in Münster und Osnabrück (Kaiser Ferdinand 111, Franzosen und Schweden) -- abgesehen von den territorialen 
Verfügungen -- beschlossen: 

"Es soll auf beiden Seiten in ewige Vergessenheit geraten und 
eine Amnestie alles dessen eintreten, was von Beginn dieser Umu
hen an nur irgendwo oder irgendwie von dem einen oder anderen 
Teile binüber oder herüber an Feindseligkeiten geschehen ist. Kei
ner darf somit um derentwegen oder irgendeiner anderen Ursache 
oder eines Vorwandeswillen dem andern künftig irgendwelche Feind
seligkeit oder Feindschaft, Belästigung oder Hindernis binsichtlich 
seiner Person, seines Standes, seines Besitztumes, seiner Sicherheit 
durch sich oder durch andere, heimlich oder offen, direkt oder indi
r.:kt unter dem Scheine des Rechts oder auf dem Wege der Gewalt, 
innerhalb des Reiches oder irgendwie außerhalb desselben antun 
oder anzutun befehlen oder zulassen, und keinerlei frühere auf das 
Gegenteil abzielende Verträge können hier entgegenstehen. Viel
mehr sollen alle und jede von beiden Seiten sowohl vor dem Kriege 
als im Kriege durch Wort, Schrift oder Tat zugefügten Unbilden, 
Gewaltsamkeiten, Feindseligkeiten, Schäden, Unkosten ohne jedes 
Ansehen der Person oder Sache derart gänzlich abgetan sein, daß 
alles, was immer der eine gegen den andern unter diesem Titel 

vorgeben könnte, in ewiger Vergessenheit begraben sei ;·> 
»Weder Untersuchung, noch Anklage oder Strafe« 
"Schließlich sollen alle einzelnen Offiziere und Soldaten, wie 

auch Zivilräte und Bediente, Weltliche und Geistliche, wes Namens 
und Standes sie sein mögen, ob sie der einen oder der anderen 
Kriegspartei oder deren Bundesgenossen oder Anhängern in Zivil
oder Kriegsangelegenheiten gedient haben, von dem Höchsten bis zu 
dem Niedrigsten und vom Niedrigsten zum Höchsten ohne allen 
Unterschied oder Ausnahme, samt Frauen, Kindern, Erben, Nachfol
gern und Dienern bezüglich ihrer Person und Güter in denjenigen 
Zustand ihres Lebens und Rufes, ihrer Ehre und ihres Gewissens, 
ihrer Freiheit, Rechte und Privilegien auf beiden Seiten gesetzt 
werden, deren sie vor den genannten Unruhen sieb erfreuten oder 
hätten erfreuen können. 

Es soll auch weder deren Leuten noch Gütern· irgendein Nachteil 
erwachsen oder eine Untersuchung oder Anklage angestrengt, viel 
weniger eine Strafe oder ein Schaden unter was immer für einem 

Vorwand zugefügt werden. " " > 

•) Friedensvertrag in Münster vom 24. t0.1648 und Osnabrück vom 26.10.1648. 
••) Friedensvertrag von Osnabrück Art. IV,§ 51. 

Die Imperialstaaten haben nach 1945 mit 
Deutschland keinen Friedensvertrag 

abgeschlossen, statt dessen unter Verfälschung 
des Geschehens unentwegt einseitige Schuld

verdikte, Daueranklagen, Sühneverpflichtungen 
und Strafprozesse erzwungen. 

Bundeskanzler Willy Brandt bekannte sich am Warschau
er Denkmal für den Ghettoaufstand zur Schuld- und Sühne
verpflichtung des deutseben Volkes. Schon 1944 hatte er den 
USA die Vertreibung seiner Landsleute aus ihrer ostdeut
schen Heimat anempfohlen (vergl. Historische Tatsachen Nr. 
11 S. 40) und blieb seitdem Informant der OS-Geheimdienste. 
Weder kam ihm in den Sinn, die Kriegsursachen sachgerecht 
zu erforschen noch der deutschen Opfer zu gedenken. 
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--Wissenschaftliches Sammelwerk--
SIE6FRIED E6EL 

Souveränität der uneingeschränkten Solidarität 

Die in diesem Heft berichteten Tatsachen sind aus verschiede
nen, auch gegensätzlichen, in- und ausländischen Veröffentlichun
gen, aus der Anhörung von Zeitzeugen und Sachverständigen und 
nach wissenschaftlicher, kritischer Prüfung gewonnen worden. Ihre 
Richtigkeit ist nachprüfbar. Vielfache Fußnoten weisen dem Leser 
und Forscher die Richtung. 

Soweit aus Tatsachen Folgerungen zu weiteren Tatsachen gezo
gen werden, ergeben sich diese aus der Logik, aus der Naturwissen
schaft, aus der geschichtlichen und Lebenserfahrung. Auch sie sind 
somit nachvollziehbar. Wiedergegebene Darstellungen Dritter sind 
gleichermaßen geprüft, wobei Zustimmung oder Ablehnung beige
fügt ist. 

Über die Selbstverpflichtung des Verfassers und Verlegers hin
aus ist dieses Heft juristisch · dahingehend überprüft worden, daß 
weder Inhalt noch Aufmachung irgendwelche ERD-Strafgesetze ver
letzen oder sozialethische Verwirrung unter Jugendlichen auslösen. 

r 

Psycho-Krieger 
"Die Psycho-Krieger waren (wie die Wirtschafts

krieger) der Ansicht, daß der psychologische Krieg 
(wie der wirtschaftliche) nie zuende geht. Die Abtei
lung für psychologische Kriegführung wurde in Ab
teilung für lnformationskont?·olle umgetauft und 
nahm (weiterhin unter General M cClure) ihren Sitz 
inBadHomburg, von wo sie im Frühjahr 1946nach 
Berlin, dem Sitz des Militärgouverneurs, verlagert 
wurde. Die Abteilung für Informationskontrolle war 
eine der Abteilungen der Militärregierung und für 
den gesamten Bereich derKulturund des N achrich
tenwesens (mit Ausnah?ne der Erziehung und Reli
gion) zuständig." 

Caspar v. Schrenck-Notzing, "Charakterwäscbe", 
Stuttgart 1965, S. 131. 

Generalsekretär des World-Jewish-Congress, 
Israel Singer, 

bei seinem "DDR"-Besuch in Ost-Berlin 1988: 
"Der Weltkongreß verfüge über beträchtlichen und 

weltweiten politischen und wirtschaftlichen Einfluß und 
besitze bei allen politischen Entscheidungen in den USA 
ein Mitspracherecht." 

Michael Wolffsobn, "Die Deutschland-Akte" -- Tatsachen und Legenden", 
München 1996, S. 343. 345 
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r Beurteilung der Bundesrepublik 
Lennart Meri, Staatspräsident Estlands, am 3. Ok

tober 1995: 
11Wenn man diese Moral zur Schau trägt, riskiert man, 

nicht ernst genommen zu werden. Als Nicht-Deutscher 
erlaube ich mir die Bemerkung: Man kann einem Volk 
nicht trauen, das rund um die Uhr eine intellektuelle Selbst
verachtung vorführt. Diese Haltung wirkt auf mich wie ein 
Ritual, eine Pflichtübung, die überflüssig und sogar re
spektlos gegenüber unserem gemeinsamen Europa dasteht. 
Um glaubwürdig zu sein, muß man auch bereit sein, alle 
Verbrechen zu verurteilen, überall in der Welt, auch dann, 
wenn die Opfer Deutsche waren oder sind . ... 

Bevor wir überhaupt an eine neue Weltordnung zu 
denken beginnen, brauchen wir vor allem historische Auf
richtigkeit und Objektivität. 11 

'- Pommersehe Zeitung, 4.11.1995, S. 1 + 2. ~ 

r-----------------~ Lord lsmay, ' · 
I Erster Generalsekreträr der Nato, I 
I , über den Zweck der Nato: I 
1 To keep the Americans in, the Russians out and I 
I the Germans down." 1 
I 

Die Nato diene dazu, die Amerikaner drinnen, die I 
Russen draußen und die Deutschen unten zu halten. 

I Die Welt, 18 Mai 2001, S. 8. I 

~-----------------~ 
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"Heilige Krieger" gegen Deutschland schon seit 1918 

Einige Kenntnis über die US-Machtelite um die Zeit 
des Ersten Weltkrieges ist Voraussetzung, um die welt
weiten Auswirkungen zu verstehen, die damals und auch 
zur Zeit F.D. Roosevelts zu jenen fremdkontinentalen Krie
gen geführt haben, deren zweimaliges Opfer vor allem 
Deutschland geworden ist, das zu keiner Zeit Streit mit 
den USA gesucht hatte. Da dieses zweifellos umfangreiche 
Thema bereits in zahlreichen Ausgaben der Historischen 
Tatsachen (HT) behandelt worden ist, mag es hier nur 
kurz skizziert sein, um deutlich zu machen, daß diese von 
keiner Wahl abhängige und abwählbare Machtelite sich 
ihrer Herrschaftsbasis bewußt war und nach wie vor ist. 
Sie pflegte bzw. pflegt den alle 4 Jahre von Wahlen und 
ihren Finanzen abhängigen, dann aber mit überreichlich 
Vollmachten ausgestatteten Präsidenten des Staates ein
schließlich seiner gesamten Regierungsmannschaft als ihre 
Vollzugskandidaten zu betrachten. 

Dies erklärt, warum Angehörige dieser Machtelite selbst 
während der Amtszeit des Präsidenten sich eine Sprache 
leisten und Entwicklungen in Gang setzen konnten und 
r.ach wie vor können, denen der Präsident wehrlos gegen
übersteht, sie duldet, sie unterstützt und schließlich selbst 
vorantreibt. 

Besonders tragisch hat sich dies bereits bei Präsident 
Woodrow Wilson 1913 im Zusammenhang mit dem Fe
deral Reserve Act, der die Kompetenz der staatlichen No
tenbank in die Hände eines privaten Bankenkonsortiums 
verlagerte, 1917 mit dem Kriegseintritt der USA und 1918/ 
1919 in Versailles ausgewirkt. Dort nämlich hatten sich 
dank seiner Abhängigkeit und zusätzlichen Unfähigkeit 
international organisierte Minderheitengruppen an den 
Konferenztisch der alliierten Kriegführenden gedrängt. Sie 
nahmen dort Platz als tonangebende Mitbestimmer über 
Kriegsziele und dauerhafte Knebelung der Verlierernatio
nen. Massiv mischten sie sich in deutsche Angelegenheiten 
ein und markierten damit den Beginn erneuter und dauer
hafter Gegensätze und Feindschaften. Während die Sie
germächte wenigstens noch von "Friedens"-vertrag spra
chen (obgleich von "Vertrag" gar keine Rede sein konnte), 
galt ausgerechnet für sie, die sich später -- 1936 -- im 
World J ewish Congress zusammengeschlossen haben, die
ses voluminöse Bedingungswerk lediglich als Waffenstill
standsgrundlage.l) Aus diesem leiteten sie dann später an
läßlich ihnen unerwünschter Entwicklungen in Deutsch
land die "Berechtigung" her, den deutschen Staat "bis zur 
Existenzvernichtung" zu boykottieren.2> 

l) World Jewish Congrcss, "Unity in dispersion •• a history ofthe worldjewish 
congress", New York 1948, S. 136 + 140. 
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Die oben angedeuteten Herrschaftsverhältnisse in den 
USA hat der Schwiegersohn von F.D. Roosevelt, Curtius 
B. Dall, auf die Kurzformel gebracht: 

"An einem Sonnabendmorgen im Sommer 1912 kam Bernard 
Baruch in das demokratische Hauptquartier mit Wilson im 
Schlepp. Er führte ihn, wie man einen Pudel an der Leine 
führt . ... " 

Er erhielt seine Anweisungen, gelobte, gab jedem die 
Hand und verschwand. 

"Die führenden Persönlichkeiten und ihre Berater gingen 
darauf in das Hinterzimmer des Hauptquartiers, schlossen die 
Tür und hielten sich den Bauch vor Lachen." 3> 

Nichts gegen Ratgeber, sie sind zweifellos notwendig. 
Doch sobald Ratgeber einen Gruppenegoismus zur Aus
höhlung demokratischer Strukturen und des Volkswillens 
entwickeln sowie Kriegshetze und Ausraubung fremder 
Nationen betreiben, wird diese Sachlage auch für einen 
Präsidenten kriminell, sofern er nicht dagegen einschrei
tet. 

Auch Stephen Wise gehörte zur genannten Macht-elite 
in den USA und genoß die "Freiheit seiner Meinung", ohne 
den Staatsanwalt befürchten zu müssen, der ihn seiner 
über "Volksverhetzung" weit hinausgehenden "heiligen 
Kriegführung" wegen auf die Anklagebank hätte verwei
sen müssen. In seinen Memoiren schilderte er sein politi
sches Engagement: 

"Die erste Sitzung des amerikanischen Judenkongresses 
trat schließlich vom 15. - 18. Dezember 1918 in Philadelphia 
zusammen. Mehr als 400 Delegierte waren anwesend, 300 
waren in den nationweiten Wahlen gewählt und 100 von den 
nationalen Organisationen benannt . ... 

Die Versammlung nahm ein Programm zur Unterbreitung 
der Friedenskonferenz an, ... 

So war das Kongreßprogramm ein entscheidender Sieg für 
jene unter uns, die darauf bestanden, daß die Rechte der 
Juden als ein Volk und einer Nationalität, nicht weniger als 
Individuen, gesichert werden müßte. Es war nicht weniger ein 
Triumpf für die zionistische Sache. Es war bedeutsam, ja 
prophetisch, so möchte ich hinzufügen, daß der Kongreß eine 
Resolution annahm, die an den Amerikanischen J udenkongreß 
gerichtet war, um diesen aufzufordern, »notwendige und wirk
same Schritte in Zusammenarbeit mit den repräsentativen jü
dischen Organisationen in anderen Ländern zu unternehmen, 
um einen Weltjudenkongreß einzuberufen«. 

Der Kongreß wählte eine Delegation, die das amerikani-

2) Jewisll Daily Bulletin, New York, 27.11. 1934; -- vergl. HT Nr. 26, S. 23. 
3) Curtius 8. Dall, "Amerikas Kriegspolitik .• Roosevelt und seine Hintermän-

ner", Tübingcn 1975, S. 202-204. 
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sehe Judentum auf der Versailler Friedenskonferenz vertreten 
sollte. Sie bestand aus den Richtern Julian Mack (Sprecher, 
chairman), Louis Marshall, Oberst Harry Cutter, Jacob de
Haas, Rabbi B.L. Levinthal, Joseph Barondess, Nachman Syr
kin, Leopold Benedict, Bernard Richards und mir. 

Ich war schon unterwegs, habe mich nach London und 
Paris aufgemacht, sobald der Krieg zu Ende war, um Diskus
sionen mit jüdischen und Regierungsführern aufzunehmen. So 
war ich in der Lage, Mr. BaiJour ... die Resolution des Kon
gresses einen Tag nach ihrer Annahme zu übergeben, die 
Britannien aufforderte, die Treuhandschaft über Palästina zu 
übernehmen. 

In Paris vereinigte sich die Kongreß-Delegation (joined 
forces with and became part of) mit dem Comite des Delegati
ons Juives, welches, soweit es die Kriegserfordernisse erlaub
ten, sich aus demokratisch gewählten Vertretern der jüdischen 
Bevölkerungen Europas zusammensetzte. "4> s. 206 • 207 

Über politische Einzelheiten, in welcher Weise das Co
mite des Delegations Juives Einfluß auf die Entscheidun
gen der Versailler Friedenskonferenz genommen hat, 
schwieg sich Stephen Wise in seiner Autobiographie aus, 
wie er überhaupt quer durch Themen und Zeiten eilte, 
ohne etwas ausführlich zu bearbeiten. So bleibt nicht nur 
sein Buch unbefriedigend, sondern sogar ein erschüttern
des Zeugnis dafür, wie sich dieser langjährige Präsident 
des Amerikanischen Jüdischen Kongresses und persönli
che Vertraute des amerikanischen Präsidenten F.D. Roo
sevelt unter Berufung auf einseitige Informationen schon 
seit 1933 als "heiliger Krieger" gegen Deutschland betätig
te und die Völker der Welt zum Kampf gegen Deutschland 
aufrief, anstatt sich um seine amerikanischen Belange zu 
kümmern. 

Als um die Jahreswende 1933/1934 eine Gruppe deut
scher Juden ihm den Rat übermittelte, "er sollte sich nicht 
mit denjüdischen Belangen in Deutschland befassen, son
dern wenn er schon darauf bestehe, sich mit jüdischen 
Verhältnissen in Europa auseinanderzusetzen, so sollte 
er sich um die jüdischen Probleme in Polen und Rumäni
en kümmern", steckte er nicht zurück. 

Dafür "zitierte" er "einen engsten Freund" Hitlers, ohne 
diesen allerdings zu benennen, um angebliche Worte des 
Reichskanzlers wiederzugeben: 

"I eh will die Juden Deutschlands vernichten, und nach
dem ich sie vernichtet haben werde, will ich die Juden der 
ganzen Welt vernichten." 4> s. 235 

Für ihn begann der Terror in Deutschland sofort mit 
dem 30. Januar 1933. Seine "Beweisquellen" waren das 
"Berliner Tagebuch" von William Shirer sowie sich "stän
dig steigernde Greuelberichte aus Berlin" -- u.a. über in 
die Haut von Juden eingeritzte Hakenkreuze, öffentliche 
Aufforderung Görings "Hängt sie jetzt", "tut es jetzt" 16>8· 241 

--, wobei ihn bekümmerte, daß selbst deutsche Juden mit 
Vermögen und gutem Ruf Roosevelt berichteten, "daß die 
4) Stephen Wise, "Challeging Years -- The Autobiography of Stephen Wise", 

New York 1949. 
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Ve'rhältnisse nicht so schlimm seien, wie Wise und andere 
berichten".4>s.zas 

Beachtlich jedoch, was ihm der oberste US-Richter und 
maßgebende jüdische Führer Brandeis ('the wisest head 
in J ewry" 4> s. 245 mitteilte: 

"Die Juden müssen Deutschland verlassen. Es gibt keinen 
anderen Weg. Ich möchte die Juden aus Deutschland hinaus 
haben (I would have theJews out ofGermany). Sie wurden mit 
tiefster Mißachtung behandelt. Ich dränge darauf, daß Deutsch
land von Juden frei werde. Mag Deutschland das Schicksal 
Spaniens teilen. (welches vor 400 Jahren die Juden vertrieben 
hat, -- d. Verf.). Kein Jude muß in Deutschland leben." 4

> 
8•

237 

Stephen Wise zitiert ein längeres Kabeltelegramm von 
Herausgebern einer jüdischen Zeitung aus Hamburg, das 
er am 31. März 1933 erhalten hat. 

" ... Deutsche Juden klagen Sie und ihre Mitstreiter an, 
Handlanger von fremden politischen Einflüssen zu sein. Ihre 
gefühllose Überschätzung eigener internationaler Bedeutung 
und ihr mangelndes Urteilsvermögen schädigen hauptsäch
lich jene, die Sie vorgeben schützen zu wollen . ... Am besten, 
Sie löschen Ihr eigenes Rampenlicht und schließen Ihre nutz
Losen Versammlungen, denn sie sind die sichersten Mittel 
gegen Antisemitismus. Deutsche Juden, die sich mit unseren 
großen nationalen Ideen verbunden fühlen und sich taktvoll 
verhalten, werden von den arischen Nachbarn und den gegen
wärtigen Regierungsbeamten mit zuvorkommender Höflich
keit behandelt (are treated with pronounced consideration). 
Bitte klären Sie jedermann über das zuvor Gesagte auf Dies 
ist Ihre wichtigste Pflicht, um Ihre Verbrechen uns gegenüber 
wieder gutzumachen." 4> 8· 249 

Doch bereits die eintägige deutsche Abwehrboykott
maßnahme am 1. April1933 gegen die jüdische Kriegser
klärung vom 24.3.1933, den Wirtschaftsboykott gegen 
Deutschland und die Madison Square Versammlung in New 
York vom 27.3.1933 funktionierte Stephen Wise in ein 
"Pogrom" um, das als eine "Teutonic St. Bartholomäus
nacht" geplant gewesen sei4> 8· 250, verblieb somit auf "heili
gem Kriegspfad" auch mitdem w-iederholten Hinweis, daß 
"Deutschland eine Bedrohung des Weltfriedens" sei 4> 8- 257• 

Dies, wie gesagt, bereits 1933, als das Weltjudentum dem 
aus Wirtschafts- und Bürgerkriegschaos soeben entronne
nen Deutschland schon den Krieg erklärt hat! Wise lehnte 
strikt eine "Koexistenz mit dem Nazismus" ab.4>S· 260• 

"Von den Händen des Nazismus zu sterben, ist grausam. Zu 
überleben auf Grund seiner Großmut wäre zehntausendmal 
schlimmer." 4>s. 260 

Ist das die Sprache eines Politikers, der den Frieden 
liebt, oder die eines Mannes, der unbedingt Streit sucht? 

Oder seine Sch~lderung über das Begräbnis von Bot
schaftsrat Ernst v. Rathin Düsseld01f im November 1938: 

"An dem Tage des Begräbnisses in Düsseldorf ergriffen die 
Nazis den Rabbi der Stadt, brachen seinen Körper in Stücke 
und trugen dann seinen toten, zerfetzten Körper zu seiner 
Frau, und seine Frau verlor ihren Verstand (reason)". 415· 263 

Liefert er etwa einen Beweis dafür? Nein! Hat dies 
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etwa jemand bestätigt? Nein! Wie also steht es um die 
Ehrlichkeit dieses "Heiligen Kriegers"? 

Die Reichsregierung oder ihre Organe hatten sich in 

seine Angelegenheiten nicht eingemischt , nie mit Lügen 
oder Greuelgeschichten gegen ihn gehetzt! 

14 Kriege zwischen 1918 und 1938 

Nach dem Friedensschluß in Versailles 1919 bis zum 
Jahre 1938 sind weltweit 14 Kriege geführt und 26 gewalt
same Interventionen und Sanktionen durchgesetzt wor
den. Bis auf die Beteiligung am spanischen Bürgerkrieg, 
um eine Einkreisung Europas durch die bolschewistischen 
Weltrevolutionäre zu vereiteln, war Deutschland an kei
nem dieser Kriege beteiligt. Ganz im Gegensatz hierzu 
jedoch die Staaten der "westlichen, der freien Welt", in 
deren Namen US-PräsidentF.D. Rooseveltdie Deutschen 
( + Italiener + Japaner) als "Aggressoren" brandmarkte 
und ihnen Verhaltensvorschriften machte, während er 
gleichzeitig ihren Nachbarn kriegerisches Eingreifen mit 
dem Versprechen anriet, die USA würden helfen. 

Die Führungsmacht der "friedliebenden Nationen" -
die USA-- führte von 1918 - 1938 = 6 militärische Inter
ventionen durch, Sowjetrußland = 10. Sie waren bereits 
die größten Nationen der Erde und besaßen Reichtümer 
und Rohstoffe, von denen die anderen nur träumen konn
ten. Ihnen hatte auch keine deutsche Regierung irgend
welche Provinzen gestohlen, Korridore quer durch ihr Land 
geschlagen, ihre dort wohnende Bevölkerung vertrieben 
oder nach und nach enteignet oder gar eine Hungerblocka
de gegen sie verhängt oder sie unter entehrenden Bedin
gungen und falschen Beschuldigungen zu Reparationszah
lungen oder zur Duldung eines Besatzungsstatus gezwun
gen. 

Bericht einer Konferenz über Nachkriegs-Deutschland 
Offenbar führte OS-Amerika nicht nur einen "heiligen Krieg für die Humanität", 

sondern auch gegen die "Geisteskranken dieser Welt"! 
(Auszug)5> 

J oint Committee on Post-War Planning of a Conference on Germany after the War 

"Einberufen durch das Komitee für Nachkriegsplanung und 
zusammengesetzt aus Delegierten der American Association on 
Mental Deficiency (Geistesstörungen), American Branch of the 
International League Against Epilepsy, American Neurological 
Association, American Orthopsychiatric Association, American 
Psychiatrie Assodation, American Society for Research in Psy
chosomatic Problems and the National Committee for Mental 
Hygiene, lnc .. 

Am 29. und 30. April, 6., 20. und 21. Mai und 4. Juni 1944 

abgehalten an dem College für Physiologen und Ärzte, Columbia 
University, New York City, . 

Konferenzteilnehmer waren Kulturanthropologen, Psychiater, 
Psychologen und Soziologen, Spezialexperten auf den Gebieten 
der Erziehung, der ökonomischen und politischen Wissenschaf
ten. Dazu traten Gäste, deren Rat wegen ihrer Kenntnisse der 
deutschen Verhältnisse von Bedeutung war. ... 

Ein Unterausscht..tß, dem die meisten New Yorker Mitglieder 
angehörten, wurde beauftragt, diesen Bericht zusammenzustel

len." ... 

Konferenz über Nachkriegs-Deutschland 
-- Kurzfassung der Sitzungsberichte --

"Die folgende Erklärung bringt in Kurzfassung und in allge

mein verständlicher Sprache die Ergebnisse einer durch das 
Gesamtkomitee einberufenen Konferenz über die Nachkriegs
planung. Diese Konferenz entstand aus der Überzeugung, daß 

ein dauerhafter Friede mit Deutschland mehr als nur militäri
sche, politische oder wirtschaftliche Maßnahmen oder eine 
Kombination der vorgenannten erfordert. Er erfordert eine 

Veränderung der Deutschen in ihrem innersten Kern. Man 
beginnt zu erkennen, daß das Naziturn lediglich ein Ausdruck 

Historische Tatsachen Nr. 86 

von Idealen und Einstellungen ist, die seit langer Zeit bei der 
Mehrzahl der Deutschen vorherrschten. Seine verdorbenen 

und widernatürlichen Grundsätze haben solch weltweite Schrek
ken und Bestürzung hervorgerufen, daß Maßnahmen erforder
lich sind, um die zugrundeliegenden Kräfte auszurotten, damit 

der Welt eine Garantie gegen ihr Wiederauftauchen in der 
Zukunft gegeben ist. 

5) National Archives Washington DC, Section 3, Bx 119, No. 50, Envelope 
188, s. 9 ff. 
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Unsere amerikanische demokratische Einstellung ließ uns 
glauben, daß das, was Völker innerhalb ihrer eigenen Grenzen 

denken und tun, nicht unsere Angelegenheit ist. Wir haben 
erkannt, daß das nicht immer der Fall ist. Das Gedankengut 

und das Handeln, die das deutsche Volk seit mehreren Genera
tionen charakterisieren, entsprechen den Motiven, die es zu 

wiederholten Aggressionen außerhalb der deutschen Grenzen 
veranlaßte, und deshalb sind notwendigerweise deutsche An
gelegenheiten zu unseren Angelegenheiten geworden. Deut

sche Angriffslust entspringt deutschem Charakter. 
Die deutschen Charaktertendenzen, die hier zur Diskussi

on stehen, sind nicht angeboren. Sie sind durch Übung und 
Erziehung erworben. Der Charakter wird in jeder Kultur durch 

Institutionen, in welchen der einzelne seine Möglichkeit zum 
Selbstausdruck findet, geformt. Institution ist der gebräuchli

che Begriff für all die traditionellen Muster von Handlung, 
Sprache, Glaube und Gefühl, die jede Volksgruppe historisch 
entwickelt, um ihren Weg zur sozialen Ordnung zu finden, das 
menschliche Verhalten zu regeln und die ständigen Aufgaben 

des Lebens zu erfüllen. Institutionen formen den Charakter: 
dieser macht Institutionen dauerhaft. 

Die Konferenz war der Ansicht, daß unsere einzige Hoff-

nung, uns gegen ein Wiederausbrechen dieses unwiderstehli
chen deutschen Triebes zu schützen -- nämlich anzugreifen 
und zu zerstören, diesen unglaublichen Rückfall in Barbarei 

und Grausamkeit -- darin besteht, das deutsche Problem ent
schlossen, beharrlich und kämpferisch anzupacken und alle 
vorhandenen Mittel einzusetzen, um eine stufenweise und dau

erhafte Umbildung des deutschen Charakters zu erreichen. 

Das Ziel 
Die Hauptaufgabe dieser Konferenz war es daher, insbe

sondere da sie aus Experten der psychologischen Wissenschaf
ten gebildet war, das Wesen dieses deutschen Charakters und 

sein mögliches Verhalten auf Niederlage und Nachkriegsrege
lungen zu beschreiben, auf Gefahren hinzuweisen, die erkannt 
werden müssen, und auf Vorteile, die durch bestimmte Ver

haltens- und Planungsmuster gesichert werden können. 
Und schließlich, Mittel und Wege zu sondieren, um eine 

dauerhafte Umformung des deutschen Charakters zu er
reichen. Die Konferenz erachtete, daß die Mehrheit der 
Fakten darauf hindeute, daß die gefährlichen Eigenschaf
ten des deutschen Charakters verändert werden können. 

Darstellung der Lage --
Die kulturelle Grundlage des nationalen Charakters 

Das Bild dieses deutschen Charakters wurde wie folgt ge
kennzeichnet: Die Deutschen sind ein Volk, daß sich mit 
Rangfragen stark beschäftigt. Wer steht über wem und wer ist 

untergeordnet, ist eine Hauptsorge. Der Ranghöhere herrscht 
über den Rangniedrigeren, der Rangniedrigere ist dem Rang
höheren unterwürfig. Aus diesem Grunde war die deutsche 
Gesellschaft seit Generationen mit Gewalt- und Unterwer

fungsgefühlen durchsetzt. Der Deutsche kommandiert oder er 
duckt sich. Das zeigt sich in der Familie, in der der Vater über 

Frau und Kinder herrscht. Sobald er fort ist, beugt er sich 
seinem Vorgesetzten, während die Mutter ihre kinderbehüten
den Neigungen auf dem Altar der Unterwerfung unter den 

Vater opfert. In solch einer Gesellschaft ist die Fähigkeit zu 
herrschen offensichtlich die Kraft, die am meisten geschätzt 
wird. So ist Herrschaft -- zu Hause, in der Schule, im Ge
schäftsleben, im Staatswesen -- der anerkannte und erwartete 
Lebensstil. 

Jedoch findet sich im deutschen Charakter ein tief verwur

zelter Zwiespalt. Als Resultat dieser rigorosen Stufenleiter von 
Rang und Herrschaft sucht der typische Deutsche wirklich
keitsfremde Entlastung und wendet sich einer entgegengesetz

ten Verhaltensweise zu, verübt die wildesten Ausschweifun
gen, die er als Ausdruck hochtönender Ideale rechtfertigt. Ein 
weiterer Ausdruck dieses überraschenden Zwiespalts ist in der 
deutschen Sentimentalität und Hingabe an die Musik erkenn
bar. 

Auf Grund dieser Sachlage ist die politische Geschichte 
der Deutschen nicht überraschend. Die Vorstellung, die sie 

von sich selber hatten, ist die einer beherrschenden Nation. 
Die einzige Alternative zur Herrschaft ist die Unterwürfigkeit. 
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Entweder totaler Sieg oder totale Niederlage, entweder Ruhm 

oder Schande. Sie haben nie die Ideale des Kompromisses, der 
gegenseitigen Anpassung und der Zusammenarbeit mit Glei
chen erreicht. 

Die Auswirkungen dieses Charakterzwiespalts zeigen sich 
im Volksverhalten an Charakterzügen, die denen nahekom

men, die bei Wahnsinnigen beobachtet werden. Das Einzelwe
sen kann dazu gebracht werden, immer im Zustand der Angst 
vor dem 'Feind' zu leben und die Notwendigkeit zu empfinden, 
stark genug sein zu müssen, um diesen zu überwältigen. Die 
Vorstellungen, die der Deutsche von seiner Welt hat, sind 

niemals die von Gleichberechtigten, mit denen er zusammen
arbeiten kann, und die Vorstellung, die er vom Frieden hat, ist 

niemals die eines dauerhaften Zustandes. Frieden enthäl t im
mer angespanntes Warten und Vorbereitung auf den Krieg. 

Es ist die übereinstimmende Meinung der Konferenz, was 

immer für militärische, politische oder wirtschaftliche Maß
nahmen ergriffen werden, so müssen sie alle mit dem Ziel 
geplant werden, den Deutschen zu helfen, ein neues Bild von 

sich selbst zu erhalten, das den Zwang, die Welt zu beherr
schen, durch den Willen ersetzt, mit anderen Nationen zusam

menzuarbeiten. 

Der Zugang zu dem Problem 
Beim Herangehen an die Probleme der Nachkriegsregelun

gen stimmte die Konferenz überein, daß es nicht die Absicht 
der Konferenz war, Aufgaben der Politiker zu übernehmen, 

sondern eher die in Aussicht genommenen politischen Schritte 
unter dem Gesichtspunkt ihrer möglichen Auswirkung auf das 
deutsche und das amerikanische Volk zu überprüfen. Die vor-
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liegenden Schlußfolgerungen beruhen selbstverständlich auf 
der Annahme einer sich nähernden totalen Niederlage der 
deutschen Armeen. Man kam überein, daß einige Maßnahmen 

vorläufiger und behelfsmäßiger Natur sein würden und haupt
sächlich durch militärische Organe geregelt werden, während 

andere von weitreichender Art hauptsächlich durch zivile Ver
waltungen der alliierten Mächte geplant und ausgeführt wer

den. Diese ersten Maßnahmen sollten in Bezug auf eine lang
fristige Regelung sorgfältig bedacht werden. Geschicktes An

fassen der militärischen Aufgaben ermöglicht weitgehend den 
Erfolg späterer Regelungen. Das Gegenteil ist genauso wahr. 
Beide Vorhaben sind Stufen einer gigantischen und unver

meidbaren Revolution auf dem Gebiet der Weltplanung. Beide 
Stufen sollten in erster Linie vom Standpunkt ihrer Auswir
kungen auf den deutschen Charakter bedacht werden, denn 
nur wenn eine fundamentale Neuorientierung des deutschen 

Charakters gelingt, kann die Welt für die Demokratie gesi
chert werden. Dieses Prinzip ist gleichermaßen zwingend für 
die militärischen, politischen und wirtschaftlichen Stufen ei
ner Regelung. 

Kurzfristige Pläne 
Die Konferenz war sich einig über die grundsätzliche 

Brauchbarkeit bestimmter derzeitiger Pläne, die mehr oder 
weniger als selbstverständlich betrachtet werden. 

1. Daß die deutsche Armee total und vollständig geschla

gen werden muß und daher ihr Ansehen zerstört wird. 
2. Daß kein Kuhhandel bei den Bedingungen eines Waf

fenstillstandes getrieben wird, sondern die Forderung, sich 
dem Willen des Eroberers zu fügen. 

3. Das Konzept 'Bedingungslose Kapitulation' sollte mehr 
bedeuten, als die Kapitulation von Soldaten, Waffen und Kriegs-

1 material. Es sollte als ein Akt der Aufgabe deutscher Sou-
• veränität verstanden werden. Dieser Ausdruck bedeutet das 

Eingeständnis, daß die Deutsche Regierung und das Reich 

aufgehört haben zu existieren, und daß ihre zukünftige Neu
bildung als ein souveränes und unabhängiges Gebilde oder 

Staat davon abhängig gemacht wird, daß sich hinreichend 
starke und verantwortungsbewußte Persönlichkeiten und Insti
tutionen herausbilden, auf deren Autorität und Zusammenar
beit sich die übrige zivilisierte Welt verlassen kann, und deren 
Vorstellungen über eine zivilisierte Welt weltweit gebilligt 
werden. 

4. Daß keine Verpflichtungen der Alliierten hinsichtlich 

ihrer künftigen Pläne über die Beibehaltung ihrer bewaffneten 
Streitkräfte eingegangen werden. 

5. Daß die für die deutschen Verbrechen gegen Mensch
lichkeit und Internationales Gesetz Verantwortlichen vor Ge

richt gebracht werden. Das deutsche Volk erwartet, daß Schritte 
in dieser Hinsicht unternommen werden. Falls es in diesen 
Erwartungen enttäuscht würde, würde der Stamm der Nazi
partei einen spektakulären Aufschwung nehmen. An die Fra

ge, wer vor Gericht gestellt werden sollte, kann nur unter 
Berücksichtigung des Hintergrundes des Gesamtproblems, was 
Deutschland bewegt, herangegangen werden. Wir haben ver-
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sucht, klarzustellen, daß ein Zwiespalt zwischen Anführer und 
Volk unglaubhaft ist. Eins greift ins andere. Anklagen wegen 

Kriegssschuld können logischerweise nicht auf die Führung 
begrenzt werden, ohne gleichzeitig jeden anderen zu entla
sten. Gerichtsverfahren und Bestrafung sollten für eine gewis
se Weile von oben nach unten auf die Bevölkerung ausgedehnt 

werden, um ein für allemal klarzustellen, daß Befürworter der 
alten kulturellen Traditionen nicht für schuldlos gehalten wer
den, nur weil sie keine herausragenden Führer waren oder 

keine Befehle erteilten. Die Normen für eine Bestrafung kön
nen jedoch nicht für alle gleich sein. Soweit es vernünftiger
weise möglich ist, sollte die zugeteilte Strafe durch die Art des 

Verbrechens, den Grad der Verantwortung für ihre Verübung 
und die persönliche Grausamkeit, die durch den Täter ange

wendet wurde, bestimmt werden. 
6. Daß die Vollmacht für die Durchführung irgendwelcher 

Notlinderungsmaßnahmen bei den alliierten Militärbehörden 
liegt, daß aber ihre tatsächliche Durchführung in die Hände 
deutscher Zivilverwaltungen gelegt wird, ... 

Es wurde darauf hingewiesen, daß entsprechendes Hilfs
personal in neutralen Ländern oder in den Reihen der Quäker 
gefunden werden kann .... 

8. Die Dauer der kurzfristigen Regelungen sollte nicht im 

voraus festgelegt, sondern von dem Verhalten der Deutschen 
abhängig gemacht werden. 

Langfristige Pläne 
Wenn sich der Pulverdampf der Schlacht gelegt hat und 

das Not-Wiederaufbauprogramm im Gange ist, ist die Zeit 
reif, alles durchzuführen, was an langfristigen Plänen festge
legt wurde. Die Konferenz einigte sich auf bestimmte Verfah
rensgrundsätze, die sich auf die Kenntnis des deutschen Cha
rakters und auf die Ziele der langfristigen Pläne stützen. Ge

nauso wie die Konferenz einen totalen Sieg für die Alliierten 
erwartet, so ist sie nach erheblicher Diskussion zur Schlußfol
gerung gelangt, daß diesem Sieg nicht die Vernichtung des 

deutschen Volkes folgen sollte, sondern eher die grundlegende 
Veränderung der Charakterstruktur, aus der eine mehr zur 

Zusammenarbeit neigende, friedliebende und annehmbare Form 
einer deutschen Regierung erwachsen sollte. Aus dieser An
nahme ergibt sich die Notwendigkeit für ein langfristiges Pro
gramm zur erfolgreichen Wiederei ngliederung eines bestraf

ten, aber besonders eines verände rten deutschen Volkes in die 
anderen Völker der Welt. Um eine solche erfolgreiche Wieder
eingliederung zu erreichen, einigte man sich auf folgende 

Grundsätze: 
1. Mittel und Wege müssen gefunden werden, um im deut

schen Volk eine realistische Selbstachtung zu bewahren, auf 
der ein neues Fundament für einen institutionellen, gesell

schaftlichen und schließlich politischen Neuaufbau gelegt wer
den kann. 

2. Die Arbeit, den deutschen Charakter und die Institutio

nen wieder aufzubauen, müssen die Deutschen und nicht die 
Eroberer leisten. 

3. Es ist weder angebracht, noch erfolgversprechend, eine 
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Bekehrung der Deutschen zu einer lediglich ideologischen 
Formulierung von Demokratie zu versuchen. Dies ist nicht der 

Schlüssel, um die notwendigen Veränderungen ihres Charak
ters und der Institutionen zu erreichen. Was wir erhoffen, ist 
eine Gemeinschaft von Deutschen, die demokratische Werte 

wünschen und verstehen, sich diese Werte selbst zu schaffen. 
4. Das gesamte System der militärischen Ausbildung mit 

den verschiedensten militärischen Einrichtungen muß abge
schafft werden. Das Konzept eines Deutschlands, unzertrenn

bar von einem mächtigen Militärapparat mit militaristischen 
Zielen muß unterminiert und zerstört werden. 

5. Das gesamte deutsche Erziehungssystem muß überholt 
werden, um einen beträchtlichen Grad der Dezentralisierung 

und Abschaffung der vom Staat diktierten Rangordnung zu 
erreichen. 

6. Das gesamte Lehrwesen sollte auf die Entwicklung un
abhängigen Denkens, Achtung vor gesellschaftlichen Beiträ
gen und Verachtung für den Rang an sich gerichtet werden. 
Die Wichtigkeit einer vereinten Welt und der Zusammenarbei t 
muß betont werden. 

7. Zentren für Erwachsenenerziehung mit Programmen, 
die durch die alliierten Erziehungsbehörden genehmigt wor
den sind, sollten eingerichtet werden. 

8. Ein Programm für eine angemessenere Vorbereitung des 
Lehrpersonals sollte sofort eingeführt werden, mit Vorkehrun
gen für Lehrer-Ausbildungs-Anstalten, deren Lehrpläne der 
Genehmigung durch die Alliierten unterliegt. Wenn möglich, 

sollte es mehr Lehrerinnen geben, da Männer zu sehr dazu 
neigen, enttäuschte Generale zu sein. 

9. Jede mögliche Ermutigung zur Neubelebung ihrer alten 
Bräuche und Volkskunst sollte den verschiedenen örtlichen 

Regionen zuteil werden, um Programme für Sportwettbewer
be, Volkstanz, Musik u.a. zu entwickeln. 

10. Schulgebäude könnten als Gemeindezentren benutzt 

werden, in denen alle mögliche medizinische Vorbeugung, 
Rat und Beistand in der Kinderpflege verfügbar sind, ein
schließlich solche wie 'bessere Milch für Babies', und Grup
penforen auf den Gebieten des Aufziehens von Kindern und 
der Beziehungen zwischen Eltern und Kindern. Solche Ein
richtungen würden dazu dienen, das Vertrauen der Mütter in 

das neue Schulsystem zu stärken und damit den Müttern ein 
neues Selbstvertrauen schaffen. 

11. Gesellschaftliche und politische Veränderungen müs
sen eingeleitet werden, die die Ideale eines neuen und mehr 

liberalisierten Erziehungssystems fördern. 
12. Der umfassende Grundsatz von den Rechten der einzel

nen Länder muß als Mittel gegen die Tendenz zu einer stark 
zentralisierten, hierarchischen Regierung neu belebt werden. 

13. Eine ausgeglichene Planwirtschaft sollte unter voller 
Ausnutzung der landwirtschaftlichen und industriellen Res

sourcen entwickelt werden, aber eher mit dem Ziel der Einbet
tung eines solchen Planes in die Bedürfnisse anderer Länder, 
als Deutschland auf irgendeinem Gebiet überlegen oder unab
hängig zu machen. 

14. Presse, Rundfunk, Bühne, Film und Kirchen sollten der 
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Regierungskontrolle entzogen werden. 

15. Der Betrieb aller internationalen Nachrichtenverbin
dungen (Draht, Rundfunk, Luftfahrt, Handelsmarine u.a.) soll
ten der Kontrolle einer alliierten Kommission auf unbestimm

te Zeit unterliegen. 
16. Berufliche Ausbildung und Arbeitsmöglichkeiten soll

ten Frauen zugänglich gemacht werden. Solch eine Politik 
wirkt der Fortdauer des Statusdenkens entgegen, da so die 
Erwerbsfähigkeit von Leistung statt von Geschlecht abhängig 
gemacht wird. 

17. Eine zahlenmäßige Zunahme der Berufsgruppen, bei 
denen funktionelle Leistung Schwerpunkt und Bedeutung hat, 
sollte erreicht werden. Im Verhältnis zu dieser Zunahme wür

den Berufe, bei denen das Ansehen von Bedeutung war, wie 
bei großen Teilen des Bauernstandes, dem alten Mittelstand 
und den Eliten entsprechend geschwächt werden. 

18. Die lei tende Behörde, die hinter allen diesen Program

men steht, würde notwendigerweise eine inter-alliierte Kom
mission sein. Deutsche, beauftragt mit der Durchführung und 
Ausführung dieser Pläne, müssen für diese Kommission an
nehmbar sein und werden entlassen, falls irgendwelche Be
weise vorliegen, daß ihr Wille zur Zusammenarbeit mit dem 
Ziel, die erwünschte Endlösung zu erreichen, nicht ehrlich ist. 

19. Viele der Unverbesserlichen werden sich selbst durch 
Rede und Tat entlarven. Starke Anstrengungen sollten unter
nommen werden, um wenigstens die schlimmsten Übeltäter 
bloßzustellen, um sie davon abzuhalten, das Programm schei
tern zu lassen. Es g ibt nur einige und wenige Mittel, solche 

Personen zu bekämpfen: 
a) Unbegrenzte Internierung sowohl innerhalb als auch 

außerhalb Deutschlands. 
b) Einsatz in sorgfältig überwachten Arbeitsbataillonen in 

anderen Ländern, aber auch in Deutschland, um Schäden in
standzusetzen. Unter diesen Voraussetzungen sollte von ihnen 

verlangt werden, an Vortragsreihen teilzunehmen, bei denen 
geschichtliche Tatsachen, politische Bewegungen, Kriegsge
schehen usw. in leicht verständlicher Fo rm zu bringen wären, 
mit Betonung der grundlegenden Ziele der Vereinten Natio

nen . 
c) Verteilung in geringer Anzahl an weitentfernte Orte. 

(Das würde nicht das Problem bedeutenderer Zahlen lösen.) 

20. Eine gründliche Schulung fü r das gesamte Personal ist 
unbedingt erforderlich, dem die Verwaltung und Ausführung 
der von der Kontrollkommission der Vereinten Nationen ent

worfenen Politik und Verordnungen anvertraut ist. Dieses Per
sonal sollte allein sowohl auf Grund seiner Eignung für die 
Aufgabe als auch wegen seiner technischen und sprachlichen 

Kenntnisse ausgewählt werden. Erfolg oder Versagen des Pro
grammes wird wesentlich. davon abhängen, inwieweit diese 
Männer und Frauen den deutschen Charakter begriffen haben 

und inwieweit ihre Sympathien, aber auch Vorurteile die be
ständige und erfolgreiche Erfüllung ihrer Aufgabe behindern 
könnten. 

Sie sollten ganz besonders davor gewarnt werden, einen 
anscheinend vollständigen und plötzlichen Wandel in der Ein-
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stellungeines einzelnen Deutschen oder einer Gruppe zu wich

tig zu nehmen. Sie sollten beobachten, aufzeichnen und be
richten, aber bedacht sein, keinen Beweis dafür zu liefern, daß 

sie von der Echtheit des Wandels überzeugt sind. 

Sie sollten auf lange Zeit hin gewissenhaft vermeiden, 
irgendeiner Klasse oder Gruppe innerhalb der deutschen Ge
sellschaft den Vorzug zu geben. Die Versuchung, für Men

schen gleichen Bildungsstandes mehr Sympathie zu empfin
den, sollte beachtet werden. Es ist möglich, sich zu früh auf 
Einzelne oder Gruppen einzulassen, von denen es später schwie
rig ist, sich zu lösen. 

Hinterall diesen Reformen sollte die grundlegende Absicht 
verborgen sein, den Wahn von einer Herrenrasse, von einem 

besonderen Schicksal, und daß Macht Recht schafft, zu entlar
ven. Das Ideal der Macht muß durch das Ideal gütiger Stärke 
ersetzt werden, der Gedanke grundlegender Unterschiede und 

der Überlegenheit durch Anerkennung der Unterschiede und 
Achtung vor ihnen, oder der Begriff der 'Ehre' oder des per
sönlichen Ansehens durch das Streben nach moralischer An
erkennung und sittlichem Verhalten. 

Hindernisse 
Die Konferenz war sich einig, daß auf dem Weg, diese 

Ziele zu verwirklichen, gewisse Hindernisse vorhanden sind, 
von denen einige in unserem eigenen Charakter liegen, und 

schlug Mittel vor, diese Hindernisse zu überwinden. 
Das erste dieser Hindernisse ist die Schwierigkeit, diejeni

gen auszubilden, die hauptsächlich für die Planung und Durch
führung der Verfahren verantwortlich sind, die die aufgewor

fenen komplizierten psychologischen Fragen betreffen. Die 
Konferenz schlägt eine umfassende Bekanntgabe bei den 
Dienststellen von den Teilen dieses Berichts und der einzelnen 

Anlagen vor, die ihre besonderen Verantwortungsgebiete be
treffen. 

Das zweite ist die Gefahr, daß wir Amerikaner bei der 
Aufgabe versagen könnten. Wir haben es fertig gebracht, den 
Frieden nach dem Ersten Weltkrieg zu verlieren. Wir werden 

diesen Frieden ebenfalls verlieren, falls wir nicht achtsamer 
auf die Versuchungen reagieren, denen unser eigener nationa
ler Charakter uns aussetzt. Das Bewußtsein unserer Stärke 
führt dazu, die Gefahr künftiger Schwierigkeiten zu bagatelli

sieren. Eine starke Minderheit von Isolationisten könnte durch 
Beeinflussung des Kongresses dem Programm Schwierigkei
ten bereiten. Ein rührseliger Feldzug von Walroßtränen könn

te geführt werden, um unseren kriegsmüden Veteranen und 
ihren Angehörigen einzureden, daß den Deutschen vertraut 

werden kann und es ihnen überlassen sein sollte, ihre Rettung 
selbst zu bewerkstelligen, da Hitler und Goebbels jetzt ohne 
Belang sind. 

Nach einem erfolgreich geführten Krieg neigen demokrati
sche Völker zu Schuldgefühlen. Solche Schuldgefühle machen 
uns anfällig, Einsprüchen wegen Ungerechtigkeiten, die vom 
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besiegten Feind behauptet werden, recht zu geben. Wir neigen 
dazu, ihn als Benachteiligten zu behandeln, überfreundlich 
und zu nachsichtig zu sein. Wir sind zu abwägend und lassen 

uns durch jeden Kniff täuschen , den er benutzt, um Kraft für 
Rache zu gewinnen. All das, zusammen mit unserer heftigen 

Abneigung, sich in anderer Leute Angelegenheiten einzumi
schen, könnte das schwierigste aller Hindernisse schaffen, eine 
führende und beständige Rolle in der Sicherstellung des Frie

dens zu spielen. Wir müssen diesmal auf der Hut vor diesen 
unseren inneren Einstellungen sein und wachsam gegenüber 
dem raffinierten Geschick, mit dem die Deutschen sie wahr-

scheinlieh ausnutzen werden. 

Wir dürfen nicht vergessen, daß die Deutschen bereits I 
ihre Pläne für den nächsten Krieg ausgeheckt haben, und 
ihr nächster Zug wird wahrscheinlich eine verdeckte Akti-
on sein, um die amerikanische Haltung durch Unterneh
mungen in den Vereinigten Staaten und in Südamerika zu 
beeinflussen. Wie können wir eine solch raffinierte Bedro- • 
hung bekämpfen? In Zusammenarbeit mit einer Regierung, 

die sich der Charakterstruktur des deutschen Volkes bewußt 
ist, werden unsere Meinungsmacher dazu in der Nachkriegs
periode genauso erforderlich sein wie es unsere Industriekapi
täne und Arbeiter bei den Kriegsanstrengungen gewesen wa
ren. Wenn wir nicht darauf vorbereitet sind, dem über die 
Grenzen hinausgreifenden deutschen Imperialismus entgegen

zutreten, so werden alle Anstrengungen, ein mehr auf Zusam
menarbeit bereites Deutschland zu schaffen, durch die Unter
grundbewegung, wenn sie einsatzbereit ist, um aus dem Ver
steck herauszukommen, scheitern. 

Schlußfolgerung und Zusammenfassung 
Was immer fü r Maßnahmen wir vorhaben, so müssen sie 

bedacht werden in Beziehung zu ihrer Wirkung, die sie auf die 
Umwandlung des deutschen Volkes haben werden . Wir müs
sen uns die Deutschen als ein Volk vorstellen, dem seit vielen 

Generationen eine Lebensweise beigebracht worden ist, die 
einfach nicht funktioniert. Sie klappt nicht, da sie auf urzeitli
ehen und kindischen Atavismen im Denken nicht nur der 

Führung, sondern auch der Geführten beruht. Wir müssen 
begreifen und ihnen helfen zu begreifen, daß was wir 'Demo
kratie' nennen, ein System ist, das funktioniert, da es ein 
gefühlsmäßig ausgereiftes Ergebnis von Erfahrungen darstellt, 
und somit eine Umgebung schafft, in der sich ein besserer 
Charakter entwickelt; ganz im Gegensatz zu deutscher Le

bensart und deutschen Auffassungen. Wir müssen diese Art 
von Dingen tun, die die Deutschen dazu bewegen, den demo

kratischen Geist des Gebens und Nehmens, der Diskussion, 
des gegenseitigen Anpassens und der Zusammenarbeit unter 
Gleichen zu entwickeln. Das bedeutet nicht, daß wir unseren 
eigenen besonderen Lebensstil den Deutschen auferlegen wol

len. Es will bedeuten, daß wir helfen werden, Einstellungen zu 
schaffen, die für den Fortbestand einer friedl ichen Welt wich
tig sind." 6> 

6) Übersetzung +Fettdruck H.J. Mischke. 
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Kommentar 

Der hier vorgelegte Bericht über die Behandlung Nach
kriegs-Deutschlands enthüllte nicht, wer das Joint Com
mittee on Post-War Planning veranlaßt hatte und welchen 
Entscheidungsträgern er von wem als Empfehlung oder 
gar befohlene Richtlinie regierungsamtlich auf den Tisch 
gelegt worden ist. Kein Zweifel kann jedoch daran beste
hen, daß sich in diesem Bericht die offizielle US-Regie
rungspolitik für Nachkriegs-Deutschland widerspiegelt, wie 
gleichermaßen mit einigen Variationen auch die Directive 
J CS-1 067. Diese ist wahrscheinlich sogar eine Konkretisie
rung dieses Berichts, zumal JC für "Joint Committee" steht. 

Die Pläne von Prof. Earnest Hooton, Henry Mor
genthau jr., Nathan Kaufmann, Louis Nizer sowie das 
gesamte Denk- und Handlungsschema der US-Kriegspoli
tik und die nachfolgenden Besatzungsgesetze spiegeln sich 
ebenfalls hier in Teilen wieder. 

Deutschland sollte erobert, das gesamte Volk "be
straft", "umgevolkt", "in seinem Charakter verändert", 
von "alliierten Meinungsmachern bearbeitet", "ständig 
kontrolliert" und an selbständigem Handeln gehindert 
werden. Es war eine Langzeit-, ja eine Endzeit-Pla
nung! 

Vieles, was mit diesem Ziel angesteuert wurde, blieb in 
dem JC-Bericht unerwähnt. Es wurde ergänzt durch ande
re Maßnahmen: z.B. den gewaltigen Gebietsraub der deut
schen Ostprovinzen einschließlich brutalster Vertreibung 
der dort seit Jahrhunderten ansässigen Bevölkerung, Aus
lieferung nicht nur der ostdeutschen, sondern der gesam
ten osteuropäischen Bevölkerung an die mit den USA ver
bündeten und keiner charakterlichen Umerziehung für not
wendig erachteten Bolschewisten, die alle humanitären und 
demokratischen Grundsätze mit Füßen traten. Ferner ge
hört dazu die I nkaufnahme und Beteiligung an Massenmo
rden in Millionenhöhe nach Kriegsende, Usurpierung jegli
cher Rechtsgrundsätze, Verfälschung geschichtlicher Fak
ten und Dokumente, Steuerung einer langfristigen Invasi
on und Integration fremder Einwanderer in das besiegte 
und übervölkerte Land, dauerhafte Medien-, Informati
ons- und Geheimdienstkontrolle sowie wirtschaftliche eben
so wie militärische Einbindung in abhängige Finanzimpe
rien und Paktsysteme. So waren nicht nur ständige deut
sche Zahlungen gesichert, sondern auch Beteiligungen an 
fremdvölkischen Kriegen. 

Man hätte die unwahrscheinlich zahlreichen Verzahn
ungen und Auswirkungen auf das Schicksal von Millionen 
Menschen hinzuzufügen, die sich zwangsläufig aus dem 
genannten oktroyierten Korsettgestänge ergeben; -- be
gonnen zu einer Zeit, als in Ausvvirkung der bedingungslo
sen Kapitulation 15 Millionen Deutsche aus den deutschen 
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Ostprovinzen zwangsvertrieben wurden, als nahezu die ge
samte männliche deutsche Bevölkerung entweder in den 
"Automatischen Arrest" oder als Kriegsgefangene jahre
lang in "Sklavenarbeit" verbannt oder zu Tode gehungert 
\VUrden, als auch Hunderttausenden von Frauen ein grau
enhaftes Schicksal bereitet wurde, als der Krieg der westli
chen "zivilisierten Staaten" und der "friedliebenden Sow
jetunion" mit vielfältigsten "anderen Mitteln fortgeführt" 
wurde. 

Die Volksverdummungssprüche von der "Befreiung", 
"Demokratisierung", "Souveränität" sollten unkenforme hi
storische Zusammenhänge überblenden und den Kontrast 
zur "verbrecherischen Vergangenheit des Täter-Volkes", 
der "nur dort" zu findenden "Diktatur" und "Gewaltherr
schaft" als "Erbsünde" verankern. Die allüerten Kriegszie
le, die die Alliierten selbst als "so fürchterlich" empfanden, 
daß sie diese während des Krieges gar nicht wagten be
kanntzumachen, sollten die Überlebenden des deutschen 
Volkes nun als Ziele zur "Befreiung feiern" lernen.7l 

Dem Einsatz weltweiter Machtmittel konnte das be
siegte deutsche Volk nichts entgegenstellen, mit Anpas
sung und Fleiß indessen eine respektable Wirtschaft wie
der aufbauen. So hatsich derunverändertgebliebene "Volk
scharakter" sogar in einer Zeit totaler politischer Entmün
digung und Fremdbeherrschung erhalten. 

Die vorgenannten US-Psychologen, die in Wirklich- I 
keit Herrenrassenwahn praktizierten, hatten es nicht • 
nötig, auch nur einen Historiker heranzuziehen. In ihren 
vergangenheitsbezogenen Sprüchen hinterließen sie nur 
wüstes Propagandagefasel und bewiesen damit allenfalls, 
daß sie dem deutschen Volk gar keinen Volks-..villen zuge
standen. Sie gingen noch weit darüber hinaus, indem sie 
den Volkscharakter verändern wollten. Ihr angeblicher 
"Einsatz für die Demokratie" war somit reine Heuchelei! 

Von Souveränität eines Volkes kann erst dann ge
sprochen werden, 

wenn es befreit ist von "Rechtsgrundsätzen" und Ver
tragsverpflichtungen, welche Siegerstaaten dem zur be
dingungslosen Kapitulation gezwungenen Volk auferlegt 
haben; 

wenn es befreit ist von Personengruppen und deren 
wirtschaftlichen Fundamenten, die ihren "gesellschaftli
chen" Einfluß dem Vollzug militärischer Macht der Sieger 
verdanken; 

wenn es befreit ist von den Dokumenten- und Ge
schichtsfälschungen, der Propaganda, mit denen die Sie
ger das Volk entgegen historischer Faktenlage zum Schul
digen an Krieg und Verbrechen erklärt haben und diskri
miniert halten. 

Wie grotesk die Situation des deutschen Volkes nach 
1945 ist, läßt sich kaum deutlicher als durch den Kontrast 
kennzeichnen, daß die offizielle Sprachregelung auf "volle 

7) Winston Churchill, "Der Zweite Weltkrieg", 4. Buch, Bd. 2 "Die Befreiung 
Afrikas" S. 316; vergl. Udo Walcndy, "Wahrhei t für Deutschland -- Die 
Schuldfrage des Zweiten Weltkrieges" , Vlotho 1965, S. 335. 
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Souveränität", "Volkswillen und Demokratie", "Rechtsstaat
lichkeit", "Volksparteien" abgerichtet ist, während gleich
zeitig hohe und höchste Gerichte im Zusammenwirken mit 
Regierung und Staatsanwaltschaften wissenschaftliche Li
teratur und damit Beweismittel beschlagnahmen und ver
nichten lassen, weil ihnen ihre zugunsten des eigenen Vol
kes aussagenden Ergebnisse offensichtlich nicht erlaubt 
sind. 

Als "Krönung" dieses Verhaltens dürfte die Gefängnis
haft des unbescholtenen Historikers Dipl.-Pol. Udo Wa
lendy seiner wissenschaftlich-historischen Arbeiten wegen 
sein für das, was er gar nicht geschrieben hat, aber auch 
der ihm auferlegte Gewerbeentzug mit der schriftlichen 
Begründung des Oberkreisdirektors Herford: 

Gefangene Männer der Leibstandarte vor und nach dem 
Verhör durch US-Truppen 

Herben Walther, "Divisionen der Waffen-SS im Einsatz 1940 - 1945" 
Friedberg 1993, S. 199. 

Während US-Präsident F.D. Roosevelt auf der Jalta
Konferenz am 4.2.1945 erklärte, 

"Er sei daher blutdürstiger hinsichtlich der Deut
schen als noch vor Jahresfrist. Und so hoffe er, daß 
Marschall Stalin wiederum einen Trinkspruch auf die 
Hinrichtung von 50.000 Offizieren der deutschen Armee 
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""" "Er [W alendy] habe versucht, die den Deutschen 

angelasteten Taten aufzuarbeiten und das deutsche 
Volk von der ihm auferlegten »Erbsünde« zu be

'-freien".8> 

Hier hatalsojemand dem deutschen Volk eine »Erbsün
de auferlegt«! "Demokratisch gewählte" Parteifunktionäre 
und ihre Vollzugsorgane, die den Amtseid geleistet haben, 
"den Nutzen des Volkes zu mehren undSchaden von ihm 
abzuwenden", mobilisieren ihre Strafjustiz gegen jeden, 
der es wagt, von seinen Grundrechten auf Meinungs-, Lehr
, Wissenschafts- und Informationsfreiheit in einer Weise 
Gebrauch zu machen, Recht, Wahrheit und Gleichberechti
gung für sein Volk zu fordern und nachzuweisen. 

"Der französische General Ledere verhört am 8. Mai 1945 
zwölf kriegsgefangene französische Angehörige der Waffen-SS 
bei Bad Reichenhall, die er anschließend erschießen läßt. n 

"Männer der Waffen-SS --Leistungen Taten", 
Rosenheim 1996, o. Verf., S. 289. 

ausbringen werde," 9> 

propagierten seine von ihm geförderten "Friedensliga"
Freunde wie Theodore Nathan Kaufmann, Louis Nizer, 
Prof. Earnest Hooton und viele andere die mörderische 
Dezimierung, wenn nicht gar weitgehende Ausmordung 
des deutschen Volkes. Hieran beteiligte sich Raimund 
Preetzel alias Sebastian Haffner, der sich auch im Nach
kriegsdeutschland als maßgebender "Meinungsmacher" 
hervortat. In der Londoner Monatszeitschrift World Re
view vom August 1942 (vergL HT Nr. 27 S. 17) forderte er die 
Liquidierung von 500.000 jungen SS-Männern. Der Ober
kommandierende der US-Streitkräfte in Europa und spä
tere US-Präsident Dwight D. Eisenhower setzte sein Pro
gramm nach Kriegsende um, indem er rund 1 Million deut
sche Kriegsgefangene grausam verhungern ließ. (VergL HT 
Nr.41 8.290 

8)Historische Tatsachen (HT) Nr. 69, 72, 73, 74,77 speziell S. 38, + Nr. 81. 
9) Die Jalta Dokumente, Göningen 1956, S. 55. 
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"Befreier" fordern Volksmord 

Ein Sachkenner der US-Diplomatie berichtete: 
"Ein US-Marine-Offizier namens Ralph Bard, der in J alta 

dabeigewesen war, teilte dem amerikanischen Hauptankläger 
der »Hauptkriegsverbrecher« in Nürnberg, Robert N. Jack
son, vertraulich mit, die Russen hätten ernsthaft vorgeschla
gen, Millionen von deutschen Männern nach einer Sterilisie
rung in die Sowjetunion zu deportieren, während die Frauen 
den Russen zur Verfügung stehen sollten. Dies war offensicht
lich mit Morgenthau zuvor abgestimmt worden, der auch of
fen erklärt hatte, um den Preis der Freiheit müßte man eventu
ell auch den Tod von 30 Millionen Deutschen durch Verhun
geminK.aufnehmen. .. . • o > s .1 8 

Der letzte Rechtsberater Roosevelt's, Samuel Rosenman, 
gab dem ungläubigen Richter Jackson gegenüber zu, die Deut
schen hätten nach Roosevelt's Ansicht eine derartige Strafe 
verdient. Der Präsident habe sogar ernsthaft erwogen, ob man 
nicht sogar das ganze deutsche Volk sterilisieren sollte. Als 
Richter Jackson das nicht glauben wollte, sondern es offenbar 
für einen schlechten Scherz hielt, schilderte Rosenman dem 
Weltverbesserer Jackson, der sich damals auf seine »Mission« 
in Nürnberg vorbereitete, Roosevelt habe sogar amüsiert die 
Skizze einer Maschine angefertigt, mit der die Operation der 
Sterilisierung massenweise hätte durchgeführt werden kön
neTL.IO)S .I9 

Auf den Vorsch lag einer Internationalisierung der Ruhr 
antwortete Morgenthau am 4.9.1944: 

»Das einzige, für das ich meinen Namen hergebe, 
ist die völlige Stillegung der Ruhr. Was aus den Deut
schen wird, ist mir egal. Ich würde jedes Bergwerk, 
jede Fabrik zerstören. Ich bin dafür, daß das alles erst 
einmal vernichtet wird. Dann können wir uns über die 
Bevölkerung den Kopf zerbrechen." 

Er schlug dem Präsidenten vor, Pioniere sollten in jedes 
Stahlwerk, in jede Zeche, in jede chemische Fabrik, in jede 
Raffinerie gehen, Dynamit legen, die Hydranten öffnen, alles 
unter Wasser setzen und sprengen. Aus der Ruhr sollte, so 
Morgenthau zu seinen Mitarbeitern, eine »Gespensterland
schaft « werden. " 10> s. 49 

Das Ausmaß des Schreckens und Grauens ist für nie
manden nachvollziehbar, der die von der Roten Armee und 
unter ihrem Schutz vor allem den tschechischen, polni
schen und jugoslawischen Partisanen und Mittätern mit 
offiziellen Befehlen verübten Massenmorde und Vertrei
bungsverbrechen bei ihrem Sturmangriff auf Ost- und Sü
dosteuropa zu beschreiben versucht. Ausgemordete Dör-

10) Hanns D. Ahrens, "Demontage-- Nachkriegspolitik der Alliierten", Mün

chen J 982, Universitas Verlag. 
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fer, mit Panzern überrollte Trecks zur eisigen Winterzeit 
ab Januar 1945, Massenvergewaltigungen und Erschie
ßungen von Frauen, kollektives Töten auch von Kindern, 
Greisen, Wehrlosen ohne Ausnahme noch nach Kriegsen
de, eine Blutspur von 3,28 Millionen Ermordeten, dazu die 
Vertreibung und Zwangsdeportation von 15 Millionen Deut
schen, auch unzähliger deutscher Frauen in die Weiten 
Rußlands mit einer gewaltigen Zahl von Todesfolgen, -
diese Bilanz sprengtjedwede Vorstellungskraft eines zivili
sierten Menschen. Die mutwillige Zerstörung von Dörfern 
und Städten sowie die Schaffung von Hunger-Todeslagern 
mit Hunderttausenden von Opfern nach Ende der Kampf
handlungen, der Raub großer Provinzen sind noch hinzuzu
rechnen. 

Hans-Edgar Jahn verwies in seinem Buch "Pommer
sehe Passion" auf die gnadenlosen Haßbefehle der Sowjets 
vom Herbst 1944: 

Die sowjetische Soldatenzeitung Bojewaja Trewoga 
("Gefechtsalarm") vom 20.10.1944: 

"Erzittere Deutschland! ... Erzittere verfluchtes Deutsch
land! Wir werden Dich mit Feuer und Schwert durchziehen 
und in Deinem Herzen den letzten Deutschen, der russischen 
Boden betreten hatte, erstechen. II 

Kriegsrat und Politische Verwaltung der 3. weißrussi
schen Front erließen am 25.10.1944 folgenden Aufruf: 

" ... Vorwärts Sieger! Möge das deutsche Land, welches den 
faschistischen Auswurf gezeugt hat, unter Eurem dröhnenden 
Tritt erzittern! Möge der blutrünstige verhaßte Feind, der uns 
so viel Leid und Qualen zugefügt hat, erzittern und in den 
Strömen seines schwarzen Blutes ertrinken. II 

Zu Beginn der Offensive gegen Ostpreußen hieß es in 
einem Aufruf an die sowjetische Luftwaffe: 

"Die Rote Armee ist zur Offensive angetreten, um den 
Befehl des Genossen Stalin zu erfüllen und der deutschen 
Bestie den Todesstoß in ihrer Höhle zu versetzen . ... Mit 
glühendem Haß im Herzen betreten wir das Land des verhaß
ten Feindes. Wir kommen als Richter und Rächer. Der Feind 
muß ohne Gnade vernichtet werden . ... das befiehlt die Hei
mat. 

Die Führung" 

Überläufer brachten den Befehl des Obersten Befehls
habers Stalin Nr. 220 vom 7. November 1944 über die 
deutschen Linien. In ihm hieß es u.a.: 

11 
... Die Einkesselung Hitlerdeutschlands wird zu Ende 

geführt. Die Höhle der faschistischen Bestie ist von allen 

II ) Hans-Edgar Jahn, "Pommersche Passion", Preetz 1964, S. I J - 14, 23, 27. 
12) Historiseite Tatsachen (HT) Nr. 27, S. 3- 6; HTNr. 48, S. 5-8. 
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Seiten umstellt, und keine List des Feindes wird sie vor der 
unausbleiblichen vollständigen Zertrümmerung retten. 

Die Rote Armee und die Armeen unserer Verbündeten ha
ben die Ausgangsstellungen zum entscheidenden Vormarsch 
in die Lebenszentren Deutschlands bezogen . ... " 1 1 l 

Bei gefallenen Rotarmisten werden Aufrufe Ilja Eh
renburgs gefunden wie dieser, der schon den Vorgaben 
der Prawda vom 24. Juli 1942 entsprach: 

"Jetzt gibt es keine Bücher, keine Liebe, keine Sterne, 
außer dem einzigen Gedanken: Die Deutschen zu töten, sie 
alle zu töten, zu vergraben. Dann erst werden wir schlafen 
gehen. Dann werden wir uns erinnern an das Leben, an Bü
cher, an Mädchen, an Glück. Jetzt aber -- kämpfen wir wie die 
Verrückten, leben wie die Fanatiker. Wir sagen nicht mehr 
guten Morgen und gute Nacht. Wir sagen am Morgen »Tötet 
den Deutschen<< und in der Nacht »Tötet den Deutschen« . ... 

Brecht mit Gewalt den Rassenhochmut der germanischen 
Frauen! Nehmt sie als rechtmäßige Beute! Tötet, Ihr tapferen, 
vorwärtsstürmenden Rotarmisten, tötet." lll 

Hans-Edgar J ahn, den Ruhe und Schlaf verließen, als 
er das Studium dieser Dokumente begann und in das Ant
litz seiner Mutter blickte, die das alles miterlebte und die 
von Schrecken, wie Millionen Mütter, seelisch zerrüttet 

blieb, skizzierte die Lage mit den Worten: 
"Der kleine Iwan wußte zu gehorchen, und er tötete »das 

faschistische Tier«, wie man Tiere tötet. Er verwandelte Ost
deutschland in ein einziges großes Schlachthaus." lll 

Ist auf die Tötungsaufrufe des sowjet-jüdischen Chef
propagandisten Ilja Ehrenburg in den HT schon mehr
fach hingev.riesen worden, auch schon auf Tagesbefehle so
wjetischer Marschälle mit Haßtiraden zur Ausmordung 
aller Deutschen12l, so seien sie hier zur Vervollständigung 
der historischen Dokumentation ergänzt. Können sie auch 
nicht das gesamte Spektrum der Haßpropaganda wieder
geben, mit der die Menschen im sowjetischen Machtbe
reich, speziell auch die Rotarmisten, täglich überflutet >vur
den, so konzentrieren sie doch die offizielle Mißachtung 
jeglicher Moralgrundsätze aller für den Bolschewismus 
Tätigen. Sie kennzeichnen aber auch diejenigen, die sich 
mit einem solchen System, das schon vor Kriegsbeginn 
1939 über 40 Millionen politische Morde verübt und auch 
allen anderen Staaten der Welt die Vernjchtung angedroht 
hatte, solidarisiert, ihre Propaganda und geistige Grund
haltung mit den Bolschewisten weitgehend gleichgeschal
tet, und damit den Boden der internationalen Moral glei
chermaßen verlassen haben. 

Tagesbefehl des sowjetischen Marschalls Georgi K. Schukow vom 12. Januar 1945:13) 

"Tod den deutschen Okkupanten! 
Tagesbefehl 
des Marschalls der S.U. Shukow zum Beginn der Januar

Offensive 

An die Soldaten, Unteroffiziere, Offiziere und Generäle 
der Truppen der 1. Weißrussischen Front. 

Kampfgefährten! 
Die große Stunde hat geschlagen! Die Zeit ist gekommen, 

dem Feind den letzten, entscheidenden Schlag zu versetzen 
und die historische Aufgabe zu erfüllen, welche vom Genossen 
Stalin gestellt wurde: dem faschistischen Tier in seiner eige
nen Höhle den Garaus zu machen und über Berlin die Sieges
fahne zu hissen! 

Die Zeit ist gekommen, mit den deutsch-faschistischen Ha
lunken abzurechnen. Groß und brennend ist unser Haß! Wir 
haben die Qual und das Leid nicht vergessen, welche von den 
Eitlerischen Menschenfressern unserem Volke zugefügt wur
den. Wir haben unsere niedergebrannten Städte und Dörfer 
nicht vergessen. Wir gedenken unserer Brüder und Schwe
stern, unserer Mütter und Väter, unserer Frauen und Kinder, 
die von den Deutschen zu Tode gequält wurden. Wir werden 
uns rächen für die in den Teufelsöfen Verbrannten, für die in 
den Gaskammern Erstickten, für alle Erschossenen und 
Gemarterten. Wir werden uns grausam rächen für alles. 

Wir gehen nach Deutschland, und hinter uns liegen Sta
lingrad, die Ukraine und Weißrußland; wir gehen durch die 
Asche unserer Städte und Dörfer, auf den Blutspuren unserer 
Sowjetmenschen, die zu Tode gequält und zerfetzt wurden vom 
faschistischen Getier. 
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Wehe demLande der Mörder! 
Nichts wird uns jetzt aufhalten! 
Wir haben unseren zugrundegegangenen Freunden, wir 

haben unseren Kindern gelobt, die Waffen nicht niederzule
gen, bevor die Missetäter erledigt sind. Für den Tod, für das 
Blut unseres Sowjetvolkes sollen die faschistischen Räuber mit 
der vielfachen Menge ihres gemeinen schwarzen Blutes bezah
len. 

Die Zeit ist gekommen, Genossen, Millionen unserer Sowjet
menschen, die mit Gewalt von den faschistischen Unterdrük
kern zur Zwangsarbeit vertrieben wurden, aus der deutschen 
Sklaverei zu befreien. ihnen droht Lebensgefahr, und je eher 
wir in Deutschland sind, um so mehr von ihnen können wir 
noch retten. Gleichzeitig werden wir unseren Brüdern, den 
Polen, den Tschechen und anderen unterdrückten Völkern 
Europas helfen, die Ketten der deutschen Sklaverei abzuwer
fen. Indem wir das faschistische Getier vernichten, erfüllen 
wir bis zum Ende auch unsere Rolle als Befreiungsarmee. 

Der Krieg kann nicht beendet werden, solange in der deut
schen Sklaverei noch Sowjetmenschen schmachten, solange 
das faschistische Räubernest nicht endgültig zerschlagen ist. 

Genossen! 
Uns steht die Überwindung erbitterten feindlichen Wider

stands bevor. Eingeklemmt in die Schraubzwingezweier Fron
ten zwischen uns und unsere~ Verbündeten, wird derFeind mit 
der Verzweiflung des zu Tode Verurteilten Widerstand leisten. 
Für uns ist es aber nichts Neues, den Deutschen zu schlagen. 
Die Truppen unserer Front haben ihn bei Stalingrad und 
Kursk, am Dnjepr und in Weißrußland, an der Weichsel und 
am Narew geschlagen. Wir haben ihn auch schon damals 
geschlagen, als er mit seinen Helfershelfern, den Ungarn und 
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Finnen, den Rumänen und Bulgaren vorging. Jetzt wenden sie 
alle, nachdem sie von der Roten Armee eine harte Lehre 
bekommen haben, ihre Waffen gegen die Deutschen. Der Deut
sche ist jetzt allein, wie ein gehetztes Tier. Wir haben den 
Deutschen schon damals geschlagen, als wir noch allein kämpf
ten, jetzt aber schlagen ihn mit uns zusammen auch die Ameri
kaner und Engländer, die Franzosen und Belgier. 

Diesmal werden wir das deutsche Gezücht endgültig zer
schlagen! 

Ruhmreiche und kühne Kämpfer unserer Front! 
Um diese Aufgabe zu lösen, muß jeder von uns auf dem 

Kampffeld tapfer, kühn, mutig, entschlossen und heroisch sein. 
Wir sind verpflichtet, so zu handeln, wie es Genosse Stalin von 
uns fordert: 'Durch geschickte Kombination von Feuer und 
Bewegung, die feindliche Verteidigung in ihrer ganzen Tiefe 
aufzubrechen, dem Feind keine Ruhepause zu geben, rechtzei
tig die Versuche des Feindes zu liquidieren, durch Gegenan
griffe unseren Angriff aufzuhalten, die Verfolgung des Feindes 
geschickt zu organisieren, ihn daran zu hindern, seine schwe
ren Waffen mitzunehmen, durch kühne Manöver die Flanken 
des Feindes zu erfassen, in seinen Rücken zu stoßen, ihn 
einzuschließen, auftusplittern und zu vernichten.' 

11 Marschall Schukow -- Lebensweg über Leichen, Kriegstrei
ber Stalins, >>ß efreier« von ßerlin, Held der Sowjetunion 11

, so 
lautet der Buchtitel von Viktor Suworow (Selent 2002) über 
diesen hochdekorierten Sowjetmarschall. Es waren nicht nur 
deutsche Leichen gemeint, sondern zu Tausenden auch russi
sche. Nach der Kapitulation der deutschen Wehrmacht wurde 
Schukow Oberbefehlshaber der sowjetischen Truppen in Mittel
deutschland und Leiter der Militärverwaltung in der SßZ. 

"Er stahl, plünderte Deutschland aus, Gemälde galerieweise, 
Möbel eisenbahnzugweise, wertvolle Bücher in ganzen Bibliothe
ken." (S. 280) 

"In der Roten Armee stand Grausamkeit hoch im Kurs . ... 
Schukows Brutalität allerdings ging über die Grenzen des Er
wünschten hinaus." (S. 13) 

"Ganz am Ende ihrer Geschichte stand die Sowjetunion ohne 
Helden da. Es zeigt sich, daß die Führer des Landes --ausnahms
los alle -- eine Bande von Kriminellen und Halunken waren." (S. 
S) 
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Dafür, liebe Genossen, haben wir alles, was nötig ist! 
Wir sind stärker als der Feind. Unsere Kanonen, Flugzeu

ge und Panzer sind besser als die deutschen, und wir haben 
mehr davon als der Feind. Diese erstklassige Ausrüstung hat 
uns unser Volk gegeben, das durch seine heroische Arbeitslei
stung unsere Siege sicherstellt. 

Wir sind stärker als der Feind, weil wir für die gerechte 
Sache kämpfen, gegen Sklaverei und Unterdrückung. Wir wer
den erzogen, organisiert und zum Heroismus begeistert von 
unserer Partei Lenins-Stalins, der Partei des Sieges. 

Wir sind stärker als der Feind durch die Weisheit unseres 
Oberbefehlshabers, des Marschalls der Sowjetunion, Genos
sen Stalin, der den Kampf unseres Volkes und der Roten 
Armee leitet. Wir aber wissen: Stalin ist mit uns -- der Sieg ist 
mit uns. 

Unser Ziel ist klar. Die Tage Hitler-Deutschlands sind 
gezählt. Die Schlüssel zum Sieg sind in unserer Hand. 

Auf zum letzten und entscheidenden Kampf, ruhmreiche 
Recken! 

Durch heroische Taten werden wir den Ruhm unserer 
Kampfbanner, den Ruhm unserer Roten Armee steigern! 

Für unser sowjetisches Vaterland, für unser heroisches 
Volk, für unseren geliebten Stalin -- vorwärts Kampfgefähr
ten! 

Tod den deutschen Eroberern! Es lebe der Sieg! 
OB der Truppen der 1. Weißruss. Front 
Marschall der Sowjetunion 
G. Schukow 
Mitglieder des Kriegsrates der 1. Weißruss. Front 
Generalleutnant Telegin 
Generaloberst d. Art. Kasakow 
Generaloberst d. Flieger 
Rudenko 
Chef des Stabes der Front 
Generaloberst Malinia 
Januar 1945" l3a) 

Die Sowjets hatten in dieser Mordorgie ihre Verbünde
ten nicht nur in Osteuropa, sondern auch im Westen-- bei 
den Bombergeschwadern und dem Menschenvernichtung
sclan von F.D. Roosevelt, Henry Morgenthau bis General 
Dwight D. Eisenhower, so vor allem bei Winston Chur
chill und seinen Leuten sowie Eduard Benesch. 

Menachim Begin, 1940/41 von den Sowjets nach Sibi
rien verschleppt, 1942 Führer der terroristischen Gehei
morganisation Irgun Zwai Leumi in Palästina, von den 
Engländern mit Steckbrief als Massenmörder gesucht, 1977 
- 1983 Premierminister Israels, Friedensnobelpreisträger, 
trug jahrelang den von vielen seiner Landsleute mitge
pflegten Haß auch bzw. vor allem gegen die Deutschen in 

13) in HTNr. 48 , S. 5 - 7 war bereits darauf Bezug genommen, jedoch nicht im 
Wortlaut zitiert worden. . 

13 a) Fritz Becker, "Stalins Blutspur durch Europa ··Partner des Westens 1933 -
1945" Kiel 1995, S. 264 - 266. 
Joachim Hoffmann, "Stalins Vernichtungskrieg 1941 - 1945", München 
1995, S. 260- 261. Ab S. 258 auch analoge Aufrufe zahlreicher anderer 
sowjetischer Kommandeure. 
Prof. Dr. Herben Michaelis+ Prof. Dr. Ernst Schraepler (Hrsg.), "Ursachen 
und Folgen - Vom deutschen Zusammenbruch 1918 + 1945 bis zur 
staatlichen Neuordnung Deutschlands in der Gegenwart", Berlin 1975, Bd. 
22, s. 390 ff. 
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sich. Er ist ein Beispiel für jene, die unentwegt Streit 
suchten und Politik mit Hetze gleichsetzten. 

Am 7.1.1952 rief Menachim Begin vor aufgeputschter 
Menschenmenge in Jerusalem aus: 
r "Es gibt keinen Deutschen, der nicht unsere El

tern umgebracht haL Jeder Deutsche ist ein Nazi. 
Jeder Deutsche ist ein Mörder. Adenauerist ein Mör-

"'der." 14> 

Ungehemmte Haßagitation, pauschal, ohnejegliche Be
gründung. Sie war und ist bei diesen Leuten seit 1918/ 
1919 üblich, zumindest seit dieser Zeit mit weltgeschicht
lich dramatischen Auswirkungen. Unter dem Schutz der 
ihnen bebegünstigt gewährten Meinungsfreiheit sorgten 
sie mit Heilige-Krieger-Parolen für unent\vegten Unfrie
den bis hin zu blutigem Terror. 

Die beiden Hauptverantwortlichen der US-Politik für Krieg 
und Friedensbedingungen: Präsident F.D. Roosevelt (Jks.) und 
sein Finanzminister Henry Morgenthau jr. Sie können über ihr 
Scenario noch grinsen. 

Anweisung 1945 für die Re-education 

What to do with Germany. 1945. Distributed by Special 
Service Division, Army Service Forces, U. S. Army. 

Not for Sale. 
"Die Re-education wird für Alt und Jung gleichermaßen er

zwungen und sie darf sich nicht auf das Klassenzimmer beschrän
ken. Die gewaltige überzeugende Kraft dramatischer Darstellung 
muß voll in ihren Dienst gestellt werden. Filme können hier ihre 
vollste Reife erreichen. Die größten Schriftsteller, Produzenten 
und Stars werden unter Anleitung der »Internationalen Universi
tät<< die bodenlose Bosheit des Nazismus dramatisieren und dem 
gegenüber die Schönheit und Einfalt eines Deutschlands loben, 
das sich nicht länger mit Schießen und Marschieren befaßt. Sie 
werden damit beauftragt, ein anziehendes Bild der Demokratie 
darzustellen, und der Rundfunk wird sowohl durch Unterhaltung 
wie auch durch ungetarnte Vorträge in die Häuser selbst eindrin
gen. Die Autoren, Dramatiker, Herausgeber und Verleger müssen 
sich der laufenden Prüfung durch die >>Internationale Universität« 
unterwerfen; denn sie sind alle Erzieher. Von Beginn an sollen alle 
nichtdemokratischen Veröffentlichungen unterbunden werden. Erst 
nachdem das deutsche Denken Gelegenheit hatte, in den neuen 
Idealen gestärkt zu werden, können auch gegenteilige Ansichten 
zugelassen werden, im Vertrauen darauf, daß der Virus keinen 
Boden mehr findet; dadurch wird größere Immunität für die Zu
kunft erreicht. 

Der Umerziehungs-Prozeß muß ganz Deutschland durchdrin
gen und bedecken. Auch die Arbeiter sollen im Verlauf von Frei
zeiten vereinfachte Lehrstunden in Demokratie erhalten. Sommer
aufenthalte und Volksbildungsmöglichkeiten müssen dabei Hilfe
stellung leisten. 

Viele deutsche Gefangene werden nach Kriegsende in Rußland 
bleiben, nicht freiwillig, sondern weil die Russen sie als Arbeiter 
brauchen. Das ist nicht nur vollkommen legal, sondern beugt auch 
der Gefahr vor, daß die zurückkehrenden Kriegsgefangenen zum 
Kern einer neuen nationalen Bewegung werden. Wenn wir selbst 
die deutschen Gefangenen nach dem Krieg nicht behalten wollen, 
sollten wir sie nichtsdestoweniger nach Rußland senden. 

Die »Internationale Universität« ist am besten dazu geeignet, 
die Einzelheiten des deutschen Erziehungswesens, der Lehrpläne, 

14) Michael Wolffsohn, "Ewige Schuld? -- 40 Jahre deutsch-jüdisch-israeli
sche Beziehungen", München 1988 (Serie Piper), S. 113. 
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der Schulen, der Auswahl der Lehrer und der Lehrbücher, kurz: 
alle pädagogischen Angelegenheiten zu regeln. Wir brauchen ein 
>>High Command« für die offensive Re-education. Besonders be
gabte deutsche Schüler erhalten Gelegenheit zur Fortbildung an 
unseren Schulen; sie werden als Lehrer nach Deutschland zurück
kehren und eine neue kulturelle Tradition, verbunden mit interna
tionalem Bürgersinn, begründen. 

Die Professoren sollen nach Möglichkeit deutsche Liberale und 
Demokraten sein. Das Eindringen von >>Fremden« könnte aufrei
zend wirken und muß auf ein Minimum beschränkt werden; aber 
das darf nicht dazu führen, daß uns die Kontrolle verloren geht. 

Jedes nur denkbare Mittel geistiger Beeinflussung im Sinn 
demokratischer Kultur muß in den Dienst der Re-education gestellt 
werden. Die Aufgaben der Kirchen, der Kinos, der Theater, des 
Rundfunks, der Presse und der Gewerkschaften sind dabei vorge
zeichnet. 

Die Re-education tritt an Stelle des Wehrdienstes, und jeder 
Deutsche wird ihr zwangsläufig unterworfen, so wie früher der 
gesetzlichen Wehrpflicht. 

Uns ist die Aufgabe zugefallen, Frieden und Freiheit zu retten; 
Jene Freiheit, die am Berg Sinai geboren, in Bethlehem in die 
Wiege gelegt, deren kränkliche Kindheit in Rom, deren frühe 
Jugend in England verbracht wurde, deren eiserner Schulmeister 
Frankreich war, die ihr junges Mannesalter in den Vereinigten 
Staaten erlebte und die, wenn wir unser Teil dazu tun, bestimmt ist 
zu leben - all over the world !" 

>>Das Re-education-Programm wurde in begeisterter Zustimmung 
unterschrieben von US-Präsident Truman, seinem Stellvertreter Wal
face, außerdem, von Nelson, Wichell, Rickenbacker, Sigrid Undset, Rey 
Stout, Clifton Fadiman, den Senatoren Burtoo, Pepper, Capper, Job. 
Scheel, Lowell Thomas, Gabriel Heatter, James W. Gerard, Lord Van
sittart, Maurice Maeterliock, Sommerset Maugham, Louis Bromfield, 
Dean Alfange, Faneie Hurst, Cecil Roberts, Henry Bernstein, Dr. Alvin 
Johoson, Dr. William Neilson, Gen. Marcel de Baer, Daniel A. Poling, 
Wallace Deucl, Paul Jordan-Smith, Burnet Hershey, Hugh Cowdio, Ed
gar Ansel Mowrer, Edwin H. Blanchard, J. H. Jackson, Dr. Mclchior 
Polyi, H. R. Burke und vielen anderen Vertretern des >>amerikanischen 
Geistes«:· 15> 

15) Unabhängige Nachrichten, 2/2000, S. 8. -- Postfach 101706, 46017 
Oberhausen. 
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Von totaler Unterwerfung zur 
Souveränität der uneingeschränkten Solidarität 

Nach "der Stunde 0" bei totaler Rechtlosigkeit des Vol
kes waren nur noch Sieger und Kollaborateure gefragt 
und geduldet, -- im Westen nicht anders als im Osten. 
Mochten sich mit der Zeit auch die Kriegsfolgeverhältnis
se geändert haben, neue Generationen herangewachsen 
sein, so blieb doch der imperiale Durchsetzungswille mit 
immer intensiverer Kollaboration. Die erzwungene Zusam
menarbeit mutierte zur "Souveränität deruneingeschränk
ten Solida'rität" (Standardfloskel von Bundeskanzler Ger· 
hard Sehröder seit dem 11. September 2001). Dabei hatte 
sich am Grundsätzlichen kaum etwas geändert: gleichge
schaltete Interessenausrichtung, Rechts- und Ge
schichtsauffassung, internationale Vernetzung aller Poli
tik-, Medien- und Wirtschaftsbereiche -- vielfach in un
übersichtlich privatrechtlicher Firmierung (zur Verdeckung 
von Monopolstrukturen?) --, Paktsysteme und schließlich 
staatsübergreifende Währung komplettieren die Abhän
gigkeit aller "Souveräne". 

Obgleich die Bürger turnusmäßig die Möglichkeit er
halten, ihre Stimme abzugeben, bleiben ihnen Alternativen 
in Grundsatzfragen vorenthalten, stehen ihnen doch nur 
Personen und Parteien mit genehmigter Meinung zur Wahl. 

Wenn auch hiermit ein durchaus anerkennenswerter 
Wohlstand, Freizügigkeit und ein Freiheitsbereich für den 
fügsamen, an Arbeit, Nahrung, Verdienst, Privatbesitz und 
Urlaub Interessierten erzielt worden ist, blieb das Leben 
eingebettet in das globale Unrecht, mit dem die Deutschen 
-- singulär in der Weltgeschichte! -- als "Täter-Volk" ge
brandmarkt worden sind. Sie haben sich fremder Politik, 
fremder Rechtsetzung, fremden Lügen, dem Raub ihrer 
Ostprovinzen und unentwegten Sühneverpflichtungen wi
derspruchslos zu fügen. 

Vom Ausland hereingeführtes Personal und oktroyier
te Gesetze -- einschließlich der Amnestiegesetze für aus
ländische Täter --, darauf ausgerichtete Verfolgungsbe
hörden und Richter, international koordinierte Geschichts
schreibung und Schulrichtlinien, Einwanderung und So
zialversorgung Fremder stabilisierten die neue Machteli
te. 

Die "DDR", die ihre Gesamtbevölkerung in ein großes 
Konzentrationslager mit Stacheldraht, Todesstreifen und 
Mauer eingepfercht hatte, feierte den 8. Mai als "Tag der 
Befreiung" bereits seit Beginn ihrer Herrschaft staatsamt
lich. Ihre Gesinnungshelfer im Westen zögerten diesen of
fiziellen Bekenntnisritus bis zum allmählichen Ausschalten 
der Erlebnisgeneration hinaus. Bundespräsident Richard 
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von Weizsäcker aetzte mit seiner Rede am 8. Mai 1985 vor 
dem Bundestag unter Verwendung absurder Geschichts
lügen amtlich den Anfang. 

Wer die sich 1945 - 1947 über Ost- und Mitteldeutsch
land ergießenden Mordorgien erlebt oder auch nur von 
ihnen Kenntnis erlangt hat und die anschließenden (vor
wiegend) sowjetischen Herrschaftsmethoden mit Hunger
tod, Enteignung, Entrechtung, Deportation, Rachejustiz, 
unmenschlicher Kerkerhaft mit Millionen Opfern in "Frie
denszeiten" als Alltagserscheinung serviert bekommen hat, 
dem fehlen die Worte für "Befreiungs"-Zeremonien und 
diesbezügliche "Bekenntnisrituale". So z.B. neben vielen 
anderen auch jenes, das der stellvertretende SPD-Frak
tionsvorsitzende und spätere Bundesinnenminister Otto 
Schily am 13.3.1997 unter dem Beifall des Bundestages 
zelebrierte, als er die deutsche Wehrmacht als eine "zu 
einem Vernichtungskrieg" ausgerückte, "die Gaskammern 
verteidigende Armee eines Verbrechers" bezeichnete und 
den "gerechten Kampf der sowjetischen Partisanen" rühm
te. 

Während Geld in Millionenhöhe für die Pflege unge
zählter sowjetischer Denkmäler auf deutschem Boden be
reitgestellt wird, haben die Russen längst ihre eigenen 
Stalin-, Lenin-, Dserschinskij-, Kalinin-, Kaganowitsch
und sonstigen bolschewistischen Monumente geschleift, 
Städtenamen bolschewistischer Koryphäen bis auf Kali
ningrad (das deutsche Königsberg) umbenannt, von der 
Sowjetjustiz verurteilte deutsche Soldaten und Offiziere 
zu Tausenden rehabilitiert und weitere, bisher gar nicht 
bekanntgewesene Massenverbrechen des "Genossen Sta
lin" eingestanden. 

Außerdem mußten die bundesdeutschen Vergangen
heitsbewältiger -- die in Wirklichkeit gar nichts bewältig
ten, sondern sich auf Daueranklagen des eigenen Volkes 
beschränkten und jede Revision des Geschichtsbildes be
kämpften -- längst zur Kenntnis genommen haben: 

1.) Seit 1917 ist das zur Weltrevolution angetretene 
aggressive und diktatorische Sowjetsystem bekannt, seit 
Jahrzehnten die Kriegsschuld der polnischen, britischen 
und US-Regierung nachgewiesen. 

2.) Spätestens seit Veröffentlichung der umwälzenden 
Arbeiten des russischen Generalstabsoffiziers Viktor Su
worow ist Stalins Entschluß vom 19. August 1939 zur 
Auslösung seines langfristig vorbereiteten Eroberungs- und 

16) Viktor Suworow, "Der Eisbrecher", Stuttgart 1989, "DerTag >M<", Stuft

gart 1995. 
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Massenvernichtungskrieges gegen Europa aufgedeckt wor
den.16> Vierzehn Tage vor Kriegsbeginn ließ er seinen Plan 
unter Täuschung aller seiner Partner intensiv und "unum
kehrbar" anlaufen. 

Die fehlende Würde und Selbstachtung, die Unterdrük
kung der historischen Wahrheit bei gleichzeitiger Pflege 
von Propagandalügen zum Nachteil des deutschen Volkes, 
wie sie sich in allen Bereichen der bundesdeutschen Politik 
wiederspiegelt, kennzeichnen Satrapen fremden Willens. 

Neue historische Erkenntnisse rechtfertigten mehr und 
mehr bisher niedergeknüppelte deutsche Positionen und 
offenbarten die Unglaubwürdigkeit der selbsternannten 
"Anständigen". Anstatt sich der Bachauseinandersetzung 
und Wahrheit zu stellen, schafften sie indessen Strafgeset
ze herbei, um "Leugner, Zweifler, Verharmloser, Verherrli
cher, Volksverhetzer" -- bei den Kommunisten hießen sol
che Leute "Abweichler, Boykotthetzer" --abzustrafen. Oh
nehin schon privilegiert gewesene Minderheitengruppen er
hielten hiermit noch mehr Spielraum, "uneingeschränkte 
Solidarität" einzufordern. Wie sich in der Praxis gezeigt 
hat, gingen die Fortsetzungskrieger noch darüber hinaus 
und vernichteten zwecks 150%iger Erfüllung ihrer vermeint
lichen Opportunitätspflichten unter Verletzung eigener Ge
setze wissenschaftliche Literatur und velfügten Gefängni
surteile gegen ihre Verfasser und Verleger. 

Die innen- wie außenpolitischen Zwänge sind nach wie 
vor so stark, daß sie kaum besser ausgedrückt werden kön
nen, als dies der bei den "Grünen" vom Steinewelfer und 
Hausbesetzer zum Außenminister aufgestiegene Joschka 
Fischer getan hatte, als er nach Rückkehr von einem USA
Besuch erklärte, daß Regierungen und Koalitionen in der 
Bundesrepublik sich ändern können, was jedoch auf die 
durchzuführende Politik keinerlei Eini1uß habe. 

"Die Bundesrepublik Deutschland handelt im Bündnis, wie 
schon unter den Vorgängerregierungen, und so wird es auch 
bleiben. Dafür sind wir gewählt . ... 

Wenn sich die Mehrheiten verändern sollten, mag es eine 
andere Koalition geben. Aber es wird keine andere Politik der 
Bundesrepublik Deutschland geben. Dafür steht zu viel auf 
dem Spiel. Das wissen alle Beteiligten." 17> 

Oder anläßlich des Kosovokrieges im Balkan 1999: 
"Die Amis wollten den Krieg." 
Der Spiegel: 
"Und die Rolle der Deutschen in diesem Spiel?" 
Fischer: 
"Null Möglichkeiten, irgendetwas zu beeinflussen. "1 8 > 

Der Spiegel in Kr. 42/1999 S. 24: 
"Er [Joschka Fischer] will den Nationalstaat abschaffen 

und statt dessen die grenzüberschreitende Polizeitruppe unter 
Führung der USA. ... Nicht der zuständige Kanzler Gerhard 
Schröder, ein grüner Hasardeur bestimmt jetzt die deutsche 
Außenpolitik. Wieder wie zu Kaiser Wilhelms Zeiten heißt die 
Parole: »The Germans to thefront!«" 

17) Welt am Sonntag, 1.4.1999 
18) Der Spiegel, 16/1999 S. 25. 
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Der Spiegel in N r. 44/2000: 
"Ginge es nach Fischer, tauchte die Bezeichnung »deutsch« 

in der Außenpolitik am besten gar nicht auf Er weigert sich, 
ein nationales Interesse in der Außenpolitik zu definieren. 
Wenn es überhaupt ein solches deutsches Interesse gäbe, 
dann sei es am besten aufgehoben in der politischen Praxis 
internationaler Verbände wie der EU, der Nato oder den 
Vereinten Nationen." 

Am Beispieljüdischer Ansprüche in Leipzigwird Ähn
liches deutlich. Es gibt in der BRD minderberechtigte 
Deutsche und bevorrechtigte andere, -- trotzdes im Grund
gesetz vorgeschriebenen Gleichheitsgrundsatzes (Art 3, 
> 1 < "AlleM enschen sind vor dem Gesetz gleich"): 

r vwd. Frankfurt, 4. April. """"' 

' 

'J!\ls eine Sackgasse hat der Leipziger Oberbür
germeister Lehmann-Grube die Aufrechterhaltung 
des Prinzips der Rückgabe vor der Entschädigung 
bezeichnet. Auf drei Vierteln der Leipziger Innen
stadt-Grundstücke liegen nach seinen Angabenjü
dische Restitutionsansprüche. Man müsse das 
Schicksal dieser Grundstücke bis 1935 zurückver
folgen. Der FDP-Vorsitzende Graf Lambsdorff hat 
sich indessen gegen eine Omkehrung des Prinzips 
ausgesprochen. Im Falle jüdischer Grundstücke 
könne die Bundesrepublik so etwas außenpolitisch 
nicht durchhalten. sagte er." 19> 

Ähnlich ist auch das Beispiel Graf Lambsdorff, der 
die sich den Zwangsarbeiter-Bammelklagen verweigern
den Firmen, "die für ihre Sünden nicht geradestehen wol
len", warnte: 

"Für den Fall des Scheiterns der Verhandlungen drohen 
die USA allerdings mit Handelssanktionen . ... Es würde Boy
kotts und Sanktionen gegen deutsche Waren geben, Iandes-

Vor der Umerziehung kam die Säuberung der Bibliotheken, 
Hausdurchsuchung und Beschlagnahme "verbotener Literatur" 
sowie Inhaftierung, "Bestrafung" ehemaliger "Mitläufer" oder 
gar "Belasteter". -- "Demokratie pur". 

19) Fra11kjurter Allgemei11e, 5.4.1991, S. 43 unten. 
20) Welt am Sonlllag, 29.8.1999 S. 2. 
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weit und in einzelnen Bundesstaaten." 20> 

Zum Boykott nicht zahlungswilliger Firmen riefen in
dessen bereits der eh. SPD-Vorsitzende Hans-Joachim 
Vogel und Bundestagspräsident Wolfgang Thierse auf.21> 

Ihre unentwegt zur Schau gestellte Empörung über Auf
rufplakateder NSDAP anläßtich der jüdischen Kriegser
klärung "on Germany" vom 24. März 1933 zum eintägigen 
Boykottjüdischer Geschäfte haben sie dabei ganz "verges
sen". 

In welchem "voll souveränen" Staat war und wäre es 
wohl möglich, daß ein Minister für Arbeit und Sozialord
nung das Simon-Wiesenthal-Zentrum in Israel auffor
dern würde, die 1 Million Kriegsopfer-Renten eigener Volks
genossen zu überprüfen, welche Altersbezüge wegen über 
53 Jahre zurückliegender vermeintlicher "Kriegsverbre
chen" gestrichen werden sollten? --Nur in der BRD, ver
anlaßt 1998 von Norbert Blüm! 

Mag nachfolgendes Faksimile-Schreiben echt oder ge
fälscht sein, Tatbestand ist, daß --wie Egon Bahr (SPD) 
mehrfach offengelegt hat --,jeder bisherige Bundeskanz
ler Agent des CIA gewesen ist. Auffällig ist zudem, daß 
jeder Kanzler-Aspirant vor der eigentlichen Kür wenig
stens 2 demonstrative Besuche, meist sogar 5 in fremden 

Hauptstädten mit linientreuen Sprüchen absolviert hat, in 
denen das "Bekenntnis zur Schuld- und Sühne-Verpflich
tung des eigenen Volkes" im Mittelpunkt stand. 

"Zwischen den wichtigsten Partnern des Bundesnachrich
tendienstes (BND) bestehen stabile Informationskanäle, über 
die praktisch täglich Materialien ausgetauscht werden. Das 
trifft insbesondere auf die Nachrichtendienste der USA, Groß
britanniens und Frankreichs sowie deren Residenturen und 
Dienststellen in Westdeutschland zu. Hier existieren personell 
und technisch gut ausgestattete Verbindungsstäbe, die mit der 
END-Zentrale durch Fernschreib- und Telefon-Standleitun
gen verbunden sind . ... 

In den ersten 2 Jahrzehnten der Bundesrepublik bis zum 
Inkrafttreten des Notstandsgesetzes über die Beschränkung 
des Post- und Fernmeldegeheimnisses im Oktober 1968 obser
vierten und belauschten die Dienste der westlichen Sieger
mächte die Bundesbürger nach Belieben. Aufgeben wollten sie 
die Vorteile des rechtsfreien Raumes jedoch auch später nur 
formaljuristisch Auf Ersuchen der USA erklärte das Auswär
tige Amt am 27. Mai 1968 in einer Verbalnote an die US
Botschaft, die Bundesregierung verpflichte sich zum Schutz 
der Station.ierungskräfte zu wirksamen gesetzlichen Maßnah
men einschließlich der Spionage- und Terrorbekämpfung mit-

------------------------ tels der Post- und Fernmeldeüberwachung. 
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Mag dieses Faksimile echt oder gefälscht sein: 
Die Realitäten sind ohnedies erkennbar. ----21) Der Togesspiegel, Berlin 18.12.1999. 
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Ein »geheim« eingestuftes Verwaltungsabkommen mit 
den USA und Großbritannien vom Oktober 1968 und mit 
Frankreich vom August 1969 regelte die Details der bun
desdeutschen Beihilfe bei den Lauschangriffen. Seither 
wenden sich alle Entsendestaaten mit Truppen in der 
Bundesrepublik Deutschland an das Bundesamt für Ver
fassungsschutz oder den BND, wenn das Grundrecht ei
nes Westdeutschen auf Vertraulichkeit des gesprochenen 
Wortes gebrochen werden soll. Zu zählen, wie oft solche 
Ersuchen ausländischer Dienste um Amtshilfe von den 
Nachrichtendiensten des Bundes bedient wurden, sei eine 
unerfüllbare Fleißaufgabe, so die Bundesregierung im 

Innenausschuß des Bundestages 1989 . .... 
Der BND, das Bundeskriminalamt und die Verfas

sungsschutzbehörden sowie militärische Stellen der Bun
deswehr geben routinemäßig alle ihre Berichte an die 
Nachrichtendienste der Nato-Staaten, die Truppen in der 
Bundesrepublik stationiert haben, weiter. Der Rückfluß 
von diesen Diensten jedoch ist eher mager . ... 22>S. 157 ·ISS

s. 229 

Die bestfunktionierende Zusammenarbeit --so lassen 
Insider verlauten --gäbe es mit Israel und seinem Dienst, 
demMossad . ... 

Von Israel erhält der BND -- verglichen mit den an
deren Partnerdi(ßnsten -- insgesamt das zweitgrößte Auf
kommen an Informationen. Eine Gegenleistung des BND 
war das Gewähren weitgehender Operationsfreiheit für 
den Mossad in der Bundesrepublik ... 

Im Frühjahr 1992 bot sich dann dem BND die Chan-

22) Erich Schmidt-Fenboom, "Der BND -- Die unheimliche Macht im Staat", 
Düsseldorf- Wien- l'ew York- Moskau 1993. 
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ce, die Dankesschuld beim Mossad weiter abzutragen. Der 
israelische Geheimdienst verlegte sein europäisches Haupt
quartier von Paris nach Berlin, denn die geopolitischen Ver
änderungen Ende der 80er Jahre ließen auch den Mossad die 
politische Mitte Europas weiter östlich orten." 22> 8 · 165 ... 168 

Ein anderer Experte belehrte uns bereits 1989 über die 
Lage Deutschlands wie folgt: 

"Die amerikanischen Truppen sind noch da. Ihre Besat
zungszone umfaßte zunächst Bayern, Hessen, einen Teil des 
heutigen Baden-Württemberg sowie Bremen als Enklave in 
der britischen Zone, des Hafens wegen. Später setzten sie sich 
in der französischen Zone fest, bauten in der Eifel, im Runs
rück, im Pfälzer Wald festungsartige Stützpunkte und Depots. 
Auch in Niedersachsen wurde eine US-Brigade stationiert. Im 
ganzen Bundesgebiet sind weitere militärische Einrichtungen 
der Amerikaner geplant. 23> s. s, 10 

In keinem Land der Erde haben die US-Streitkräfte so 
große Chemiewaffen-Vorräte angelegt wie in der Bundesrepu
blik 23) 8.10 

Der Geheimdienst CIA unterhält Niederlassungen in Bann, 
Frankfurt/M und anderen Städten. Die bundesdeutschen Ge
heimdienste sind verpflichtet, die CJA mit Informationen zu 
beliefern . ... 

Dabei gilt die Bundesrepublik Deutschland bei ehemali
gen CIA -Mitarbeitern ... als die zweitgrößte CIA-Außenstation 

Nachdem Der Spiegel am 20. Februar 1989 über giganti
sche Abhörsysteme des US-amerikanischen »Supergeheimdien
stes NSA« (National Security Agency) berichtet und einige 
Einzelheiten genannt hatte, standen die Fraktionen von CDU/ 
CSU, FDP und SPD wieder vereint hinter dem >>großen Bru
der« . .. . 23>8. 1sz 

Horchposten-Antennenanlagen von oft mehreren hundert 
Metern Durchmesser unterhalte die NSA in ihrem Hauptquar
tier in Frankfurt/M sowie in Bad Aibling, Augsburg, Gab/in
gen, Sembach, Ramstein, Baumholder, Hahn, Lüderbach, Grüs
selbach, auf dem Hohen Meißner, in Goslar, Braunlage, Schö
ningen, Wobeck und Schleswig sowie in Berlin-Tempelhof ... " 
23) 8.133 

Von Flughäfen in der BRD starteten US-Maschinen zu 
Bombenangriffen in Nahost; in Stuttgart befindet sich die 
Einsatzzentrale. . .. 

Die Alliierten können im Fall eines inneren oder äußeren 
Notstandes, dessen Vorhandensein sie selbst bestimmen, die 
Oberkommandierenden ihrer Streitkräfte veranlassen, die voll
ziehende Gewalt zu übernehmen. Die Stationierungskräfte un
terhalten Waffenarsenale höchster Brisanz in einem der Bun
desrepublik unbekannten Ausmaß. 23l S· 23 

Besser allerdings wäre es, sie würden --nach Hawaii und 
Alaska -- der 51. Staat ihrer transatlantischen Schutzmacht, 
denn dann könnten sie wenigstens mitbestimmen, wer ins Wei
ße Haus einzieht. 23> s. 28 

Im Rahmen des Nato-Infrastrukturprogramms stehen den 

23) Eckard Spoo (Hrsg.), "Die Amerikaner in der Bundesrepublik -- Besat

zungsmacht oder Bündnispanner?", Köln 1989, Kiepenheuer + Witsch Ver
lag. 
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amerikanischen, britischen, französischen, belgischen, nieder
ländischen und kanadischen Sicherungsstreitkräften 40.000 
militärische Einrichtungen und Übungsplätze zur Verfügung, 
wovon der bei weitem größte Teil auf die US-Armee entfällt. 
Die Bundesrepublik kommt für alle Einrichtungen auf, die für 
Einsatz, Führung und Unterstützung der Streitkräfte gebraucht 
werden. Sie stellt dafür auch kostenlos Grund und Boden im 
Wert von 42 Milliarden Mark bereit . ... 23

>
5·84 

Die neuen Raketen sind nicht nur in die US-Streitkräfte 
integriert, sondern auch die Entscheidung über ihren Einsatz 
liegt allein beim Präsidenten der USA. Dies gilt auch für den 
Nuklearpark ... 23>8

·
95 

Welcher Staat ist souverän, der im Zeitalter der Nuklear
und Giftgaswaffen nicht mehr über ihren Einsatz vom eigenen 
Territorium aus und damit nicht mehr über Krieg und Frieden 
selbst entscheiden kann? ... 23J s. 95 

Das» Wartime Host Nation Support--Abkommen« zwischen 
den USA und der Bundesrepublik Deutschland vom 15.4.1982 
verpflichtet die BRD in Art. 2 zur Erleichterung der Unterstüt
zung der verstärkten US-Streitkräfte und ihres zivilen Gefol
ges in der Bundesrepublik, der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika im Krisen- oder Kriegsfall zivile und 
militärische Unterstützungsleistungen zu gewähren. Im An
hang zum Abkommen sowie in weiteren Folgeverträgen wer
den die einzelnen Leistungen konkretisiert: sie umfassen alle 
zivilen Hilfsdienste für den kriegführenden Staat. 

Wann eine Krise oder ein Krieg vorliegt, soll von den 
Regierungen der USA und der BRD gemeinsam festgelegt 
werden. Das Abkommen enthält keine inhaltliche Umschrei
bung der »Krise« und auch keine geographische Begrenzung 
des Kriegsgebietes . ... 23l 8· 113 

Selbst wenn die Bundesrepublik in solchen Fällen nur als 
Depot- und Transitstelle für völkerrechtswidrige Einsätze der 
US-Truppen fungieren würde, müßte sie sich dies nach der 
international akzeptierten Definition der UNO als eigene An
griffshandlung zurechnen lassen. s 116 (Aggressions-Resolution 
der UNO-Generalversammlung vom 14. Dezember 1974). 

Die Bundesrepublik ist nicht nur das Land mit den meisten 
nuklearen Sprengköpfen, sie dürfte außerdem das Land mit 
den meisten ausländischen Rundfunkstationen sein . ... Die 
ausländischen Rundfunkanstalten in der Bundesrepublik sind 
ein Relikt aus der Besatzungszeit nach 1945. Sie richten sich 
in erster Linie an die Angehörigen der in der Bundesrepublik 
stationierten Armeen, aber auch an bundesdeutsche Bürger. 
... Alle unterstehen sie jedoch einem ausländischen Souverän. 

"23)8.148 

Unter der Überschrift "Bedroht von den Freunden" ver
weist Der Spiegel auf ein 39-seitiges Arbeitsdokument des 
Europäischen Parlaments über das amerikanisch-britische 
Abhörsystem »Echelon··.' 

"Ein Netz von Satelliten und Bodenstationen rund um die 
Welt rastert dabei Faxe, e-mails, Telefonate und Internet
Botschaften nach verdächtigen Schlüsselwörtern ab und leitet 
die Funde an Geheimdienstzentralen in Amerika weiter. Die 
Kontinentaleuropäer fühlen sich bedroht -- von ihren eigenen 
Freunden . ... Das altehrwürdige Bürgerrecht auf Schutz der 
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Privatsphäre wird zwar vom eigenen Staat garantiert, 
nicht jedoch von einem fremden Land. Es scheint durch 
den globalen Lauschangriff ausgehebelt. " 24> 

Daß die hier beschriebene "Garantie vom eigenen 
Staat" nur die Gesetzeslage und Theorie beschreibt, 
schaffte Der Spiegel in seiner Kurzfassung freilich 
nicht näher auszuführen. Dafür schnitt er die elektro
nische Wirtschaftsspionage der USAkraft ihrer über
legenen und weltweit einsetzbaren technischen Mittel 
an, gegenüber denen der Aufklärungsumfang aller an
deren Dienste verblasse. Die Auswirkungen auf die 
bundesdeutschen Politiker sind allerorten offensicht
lich. Sie haben nachgeholfen, diesen Überhang "unum
kehrbar" zu vervollständigen, indem sie zunächst die 
staatseigene Post aufteilten, privatisierten und zulie
ßen, daß die "Volksaktionäre" um Milliarden des Volks
vermögens enteignet wurden. Der Ausverkauf der deut
schen Kabelnetze an ausländische Übernehmer lief still
schweigend parallel.25> 

Die neun regionalen Kabelgesellschaften der Telekom 
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Bundeskanzler Helmut Kohl 
-- auch nur ein Beispielfall --

"Der Vogel" galt hier freilich nicht dem nebenstehenden Zitat 
des Bundeslumzlers Helmut Kohl, weicht doch die Politik des 
nachfolgenden Bundeskanzlers Gerhard Sehröder davon gar nicht 
ab, wenngleich er sich in persönlichen Äußerungen hierzu zu
rückhält. Der Spiegel vermerkte zu diesem Foto aus dem Bundes
tag in seiner Ausgabe 37!1998: "Experimente bringen gar nichts." 

24) Der Spiege/Nr. 15, 10.4.2000 S. 216. 
25) Der Tagesspiegel, Ber1in 16.4.2000, S. 28. 
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"Ich schäm e mich als Deutscher ... Auch die nachgebo
renen Deutschen haben nicht das Recht, sich der gemeinsa· 
men Haftung für das im deutschen Namen begangene Un
recht zu entziehen." 26> 

Wer in "seinem Staat" wagt, wissenschaftlich zu unter
suchen, wofür er und seines Kindeskinder "haften" sollen, 
landet seit seiner Initiative im Gefängnis. 

Nicht geschämt hat er sich, den Vertreiberstaaten Po
len und Tschechien anläßlich des Zusammenschlusses von 
BRD und DDR 51 Milliarden DM aus der Schatulle des 
deutschen Volkes zu übereignen, die Kriegführung der USA 
am Golf 1991 mit 22 Milliarden zu finanzieren, die "ethni
sche Säuberung" auf dem Balkan 1999 anzuprangern, nicht 
aber jene viel größeren Ausmaßes in Ostdeutschland 1945. 

Die Diskussion um den Maastricht-Vertrag (Einfüh
rung der Euro-Währung) beendete Kohl in der Regierungs
erklärung am 7.12.1995 mit der Drohung, eine deutsche 
Verweigerung "würde Krieg bedeuten"; 

die Diskussion um den Bau der Monumental-Gedenk
stätte am Platz der ehemaligen Reichskanzlei damit: 

"Wir würden weltweit verflucht werden, würden wir den 
Bau der Holocaust-Gedenkstätte venveigern." 27> 

26) MützCIII!IIer Merkur, 16.12.1995 
27) Fratzkfurter Allgemeitze Zeillmg, 17.9. l 998. 
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Kollaborationsmoral der Bundespräsidenten 
als Beispiel für Regierung und Parlamente 

Richard v. Weizsäcker 
beim Festakt zur "Wiedervereinigung": 
"Der Besuch der Präsidentinnen beider freigewählter deut

scher Parlamente vor ein paar Monaten in Israel zum Geden
ken an den Holocaust hat dort einen tiefen Eindruck hinterlas
sen. Er symbolisiert die Gemeinsamkeit der Deutschen gera
de auch in ihrer geschichtlichen Verantwortung. 

Die nationalsozialistische Gewaltherrschaft und der von 
ihr ausgegangene Krieg hat den Menschen in fast ganz Euro
pa und bei uns zu Hause unermeßlich schweres Unglück und 
Leid zugefügt. Wir bleiben der Opfer immer eingedenk." 28> 

Alle Schuld, ganz gleich welche, ohne Prüfung histori
scher Zusammenhänge, auch entgegen wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und Beweislagen, gebührt den Deutschen, 
sie allein haben "geschichtliche Verantwortung" und ihr 
"immer eingedenk" zu sein. Das Bekenntnis zum histori
schen Tatbestand des Holocaust gilt gleichsam als Staats
bürgerpflicht. 

Von der B'nai B'rith Loge in den USA erhieltRichard v. 
Weizsäcker die Goldmedaille, vom American Jewish Com
mittee das American Liberty Medaillon, von der Appeal of 
Conscience Foundation den Appeal of Conscience Award 
sowie den Titel "Botschafter ehrenhalber". 28•> 

Roman Herzog: 
Die Welt am 11.2.1995 S. G 1: 
"80% aller deutschen Städte mit mehr als 100.000 Ein

wohnern wurden während des Krieges zerstört. 40.000 Ton
nen Bomben im Jahre 1942, 120.000 im Jahre 1943, 650.000 
im Jahre 1944 und 500.000 in den letzten Monaten des Krie
ges / 945." 

Roman Herzog in seiner "Gedenkrede" am 13 Februar 
1995 in Dresden: 

"Es ergibt keinen Sinn, darüber zu richten, ob der Bom
benkrieg, an dessen Unmenschlichkeit ohnehin niemand zwei
felt, im juristischen Sinne rechtmäßig gewesen ist oder nicht. 
Was bringt uns das -- angesichtsdes Abstandes von 50 Jah
ren?" 29> 

Ganz anders lautete sein Urteil in Israel: 
"Für uns Deutsche darf es niemals einen Schlußstrich ge

ben." 
Roman Herzog auf der Prager Burg im Mai 1997: 
"Die Vertreibung der Deutschen nach 1945 ist die Folge 

der Verbrechen, die unter Hit/er im deutschen Namen began
gen wurden." 80> 

Mit dieser ungeheuerlichen Verdrehung der Tatsachen 
wälzte Bundespräsident Herzog die Schuld der Vertreiber 
auf die Vertriebenen seines eigenen Volkes ab. Den Zwi
schenruf in einer Versammlung: "Landesverräter!" wußte 
er nur blaswangig zu parieren mit: "Das hat rnir gerade 
noch gefehlt." 

Egon Bahr: 
"Kanzler waren alle IM der CIA" 

"Berlin (dpa): Nach Auffassung des SPD-Politikers Egon 
Bahr waren alle Bundeskanzler von Konrad Adenauer bis 
Helmut Kohl »IM der CIA'« (informelle Mitarbeiter des US
Geheimdienstes). »Das würde sich bei Öffnung geheimer 
Akten in der Bundesrepublik zeigen«, sagte Bahr am Sonn
tag auf einer Veranstaltung in der Berliner Akademie der 
Künste. Seine 30 Jahre Erfahrungen mit Geheimdiensten hät
ten ihn gelehrt, daß alle Kanzler der Bundesrepublik verdeck
te Beziehungen zum amerikanischen Geheimdienst gehabt hät
ten. 

»Diese sind abgeschöpft worden und haben aller
dings auch abgeschöpft«, sagte Bahr. >>Man könne aber 
ganz sicher sein, da.ß die Akten nicht geöffnet würden, 
weil es relativ selten vorkommt, d;U3 ein Staat zugrun
de geht.« 

Zu den Ministerpräsident Manfred Stolpe (SPD) zur Last 

28) Nation Europa, Coburg, 11/12 1990, S. 47. 
28a) Deutsche Nationa/zeitung, München 30.6.1989. 
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gelegten Stasi-Verbindungen sagte Bahr, das habe ihn nicht 
gewundert. 

>> Wir haben ihn benützt, seiner Obrigkeit das zu 
berichten, was wir für richtig hielten in Bonn, da war 
er absolut zuverlässig.« " 31> 

Der Stern ergänzte: 
"Stern: Herr Bahr, haben Sie den Mund nicht zu voll 

genommen? 
Bahr: Quatsch. Es hat zu allen Zeiten besondere Mitarbei

ter des amerikanischen Geheimdienstes CJA in einzelnen Par
teien und im Kanzleramt gegeben. 

S tern: D.h., nach den 'Kriterien des Ministeriums für 
Staatssicherheit. .. . 

Bahr: ... wären die Kprzzler alle inoffizielle Mitarbeiter, 
also IM des CIA gewesen. 32> 

29) Frankfurter Allgemeine Zeitung, 14.2.1995, S. 1. 
30) Die Welt, 16.5.1997, S. 4. 
31) Hamzoversche Allgemeine Zeitung, Montag, 28. Oktober 1996, S. 2. 
32) Der Stem 47/1996, S. 15. 
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Gesetze werden geändert 
Telefonanruf genügt 

Howard M. Sachara> umriß die Souveränitätsfrage der 
Bundesrepublik Deutschland u.a. mit nachfolgenden Ein
zelheiten: 

"1964 erließ Bonn ein Gesetz, das den Anklagen für Na
zimörder eine Frist setzte, die am 8. Mai 1965, dem 20. Jah
restag der deutschen Kapitulation, in Kraft treten sollte. Die 
israelische Regierung reagierte entrüstet, amerikanische jüdi
sche Organisationen und zahlreiche einflußreiche deutsche 
Intellektuelle protestierten leidenschaftlich. Bonn zog darauf
hin das Gesetz sofort zurück und hob alle Fristen für Anklage
erhebungen auf 

Bis zum Jahre 1983 wurden etwa 80.000 Deutsche durch 
deutsche Gerichte verurteilt und mehr als 60.000 Ermittlun
gen waren anhängig. Die Zentrale Verfolgungsstelle für Nazi
verbrechen in Ludwigsburg stellte mehr als 100 Staatsanwäl
te, Richter und Ermittler ein, die hartnäckig daran arbeiteten, 
die Verbrechen von Deutschlands Vergangenheit ans Licht zu 
bringen und einer Verurteilung zuzuführen. 

Zur gleichen Zeit wetteiferten Länderregierungen und Ge
meinden darum, Juden finanzielle Unterstützung angedeihen 
zu lassen. Neben Wiedergutmachungs- und Schadensersatzlei
stungen erwies sich die Hilfe der deutschen Länder und Ge
meinden zwischen 1950 und den 60er Jahren gegenüber den 
jüdischen Gemeinden als eine nichtversiegende Quelle von 
Subventionen. 45 Synagogen wurden errichtet und wieder auf
gebaut. Eine wunderschöne Synagoge wurde in Bonn --gleich 
gegenüber dem Außenministerium -- als spürbare Erinnerung 
erbaut. Diplomaten, die sich besuchsweise im Außenministeri
um aufhielten, sollte gezeigt werden, wie sich Deutschland um 
seine Juden kümmere. 

Die wiedererrichtete spanisch-byzantinische Synagoge in 
Frankfurt kostete den Staat Hessen 800.000 Mark. Wie auch 
in vielen anderen jüdischen Gemeinden bleibt diese Synagoge 
leer. Nur an den hohen jüdischen Feiertagen füllt sie sich. 
Synagogen wurden erbaut und restauriert in Berlin, Hamburg, 
Hagen, Duisburg, Münster, Mülheim, Saarbrücken, Heidel
berg, Mainz, Paderborn, Hannover und Wiesbaden. Es fehlt 
an nichts, außer an genügend betenden Juden. Für die deut
schen Behörden war die Hilfe eine Frage von Ehre, Verpflich
tung und Ansehen. 39 Bibliotheken und 3 Institute für jüdische 
Studien wurden gegründet, wofür die jüdischen Gemeinden 
von den deutschen Kommunen die Gelder bekamen. Manch
mal deckten die Zuschüsse die Vorhaben teilweise, in anderen 
Fällen zur Gänze ab . ... 

Heinz Galinsld, der zum Vorsitzenden der Jüdischen Ge
meinde in Berlin avancierte, wäre von den kultivierten jüdi
schen Gemeinden der Vorkriegszeit mit Verachtung abgelehnt 
worden. Galinski, ein Schlesier, ein Überlebender der Kon
zentrationslager, dessen Frau und Eltern in den Gaskammern 
der Nazis ums Leben kamen, war ein raffinierter Politiker mit 
begrenzter Bildung, vergleichbar mit amerikanischen Polit
bossen. Galinski perfektionierte schon sehr bald die Kunst, für 
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die Finanzierung von Gemeindeaktivitäten, für die Errichtung 
des jüdischen Gemeindeverwaltungsgebäudes in der Fasa
nenstraße, die Berliner Regierung unter moralischen Druck zu 
setzen. 

r Als er sich mit mir im Januar 1982 unterhielt, versi-"""' 
cherte er mir, daß er nur den Telefonhörer abzunehmen 
brauche, um von den wichtigsten Personen in der Regie
rung zu bekommen, was er nur wollte. Er versicherte mir, 
daß er zu jeder Festveranstaltung als der offizielle Vertre-

'-ter der jüdischen Gemeinde eingeladen wird. 

Als ich über diesen taktlosen Mann nachdachte, kam mir 
der Gedanke, daß er wahrscheinlich genau der Richtige ist, 
mit den Deutschen und ihrem verwundeten Gewissen, ihrem 
Respekt vor der Autorität, ihrem Beeindrucktsein vor Ein
schüchterung umzugehen." 33> 

Dabei hat diese Haltung durchaus Tradition, hatte doch 
schon Nahum Goldmann, langjähriger Präsident des Welt
judenkongresses, Chaim Weizmann mit den Worten zi
tiert: 

"Ich gehe zu Churchill oder Daladier, und die Sache 
ist geregelt. Was soll das übrige?" 34> 

Da gab es in den 80er Jahren im Auswärtigen Amt 
einen Beamten, der mit "einem skandalösen Gutachten" 
die Einwanderung eines russischen Juden in die Bundes
republik verhindert hat. Als lgnatz Bubis davon erfuhr, 

/ "wandte ich mich sofort an den damaligen Außenmini~ 
ster Hans-Dietrich Genscher. Eine Antwort ist zwar nicht 
erfolgt, doch schwuppdiwupp: dieser Beamte wurde nach 
London versetzt." 35> 

Daß die unentwegten Kriegsfortsetzungs-Prozesse ge
gen Deutsche die Grundsätze jedweden normalen Rechts 
pervertieren, wäre nachzutragen. Sie waren und sind sämt
lich auf einseitige K ormen der Sieger ausgerichtet. I h r e 
Taten und Täter waren grundsätzlich amnestiert, nicht 
Gegenstand der Verfahren. Die Deutschen hingegen stan
den in- und vor allem ausländischen Zeugen gegenüber, 
die vielfach vorinstruiert wurden, keiner Meineidhaftung 
unterlagen und sich mit den Kampfzielen der siegreichen 
Ankläger identifizierten. Die Richter pflegten-- ausgerich
tet auf die Sprüche der Höchstgerichte und die "Meinungs
macher" im In- und Ausland-- nach politischen Opportuni
täten über die Glaubwürdigkeit oder Unglaubwürdigkeit 
von Zeugen zu entscheiden, Beweismittel und Argumente 

33) Howard M. Sachar, "Diaspora, An lnquiry into the Contemporary Jewish 
World", New York, Harper & Row Publishers 1985. S. 26. 27. 

34) Nah um Goldmann, "Das jüdische Paradox", Köln- Frankfurt/M 1978, S. 152. 
35) Deutseite Nationalzeitung, München 15.11.1996. 
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fluß auf die deutsche Politik jedoch bedeutungslos. 
Sein Spruch beweist es: 

"Wir geben den Weg zu einer 
schrankenlosen Geschichtsdiskussion nicht 
frei. " 37> 

Man stelle sich einmal vor, Deutsche würden in 
Israel solche Ansinnen den Israelis gegenüber hegen! 

Prof. Ernst Nolte war schockiert: 
"Und er ist offenbar der Überzeugung, daß es keinen 

Angriff auf die Freiheit der Wissenschaft darstellt, wenn 
er fragt, 

»Ob das deutsche Volk sich eine solche Diskus
sion leisten kann oder will« 

und wenn er mit den ominösen Worten schließt: 

Heinz Galinski (re.), Bundespräsident Ricbard v. Weizsäcker und 
Helmut Kohl im gedenkfeierlieben Gespräch. Anfang der 90er Jabre 
haben sie die unbegrenzte Einwanderung von Juden aus Rußland in 
das ihnen fremde "Land der Täter" vereinbart. Deutsche Sprach
kenntnisse, wie von den Rulllandeutschen gefordert, sollten keine Vor
aussetzung sein. 

11/ch kann nur davor warnen, sie fortzusetzen.«" 
38) 

Tatssächlich haben Heinz Galinski und seine Leute 
ihren Willen durchgesetzt. Mit den verschärften Straf
gesetz-§§ 86, 130 und 194 in Verbindung mit verlän
gerter Presseverjährungszeit (statt 6 Monate) auf 3 
Jahre für "rechtsextreme Literatur" wurde der Weg 
"zu einer schrankenlosen Geschichtsdiskussion" kri
minalisiert und versperrt. Fortan galt als kriminell 
und mit Gefängnis bis zu 5 Jahren bedroht, wer wagen 
sollte, bestimmte Behauptungen über historisches Ge-

Während Mitte 1997 bereits schätzungsweise 100.000 Juden bei 
jährlichen Eingliederungskosten von etwa 4 Milliarden DM gekommen 
waren, mahnte Kohl die Deutschen bei seinem Besuch in AJma Ata I 
Kasachstan, dort zu bleiben, weil er "kein Interessen an deren Auswan
derung habe. 

Im Nachruf auf den 1992 verstorbenen Ileinz Galinski erinnerte 
Bundespräsident v. Weizsäcker daran: 

"Er habe uns wahrhaftig immer wieder die Leviten gelesen . ... 
In ganz Deutschland hörte man auf seine Stimme, um täglich von 

neuem den rechten Weg zu finden. " 

schehen anzuzweifeln, zu verharmlosen oder auch nur 
·wissenschaftlich zu untersuchen. Die Geschichtsschrei
bung hierüber, ohnehin seit 1945 weitgehend monopo
lisiert, blieb auserwählten Leuten vorbehalten. Deutsche Nationalzeilung, München 16. Mai 1997, S. I + 

David Korn, "Wer ist wer im Judentum?", München 1998, Bd. I, S. 151. 

der Verteidigung meistens abzulehnen sowie auslösende 
Tatzusammenhänge, für die der ehemalige Gegner unzwei
deutig die Verantwortung trägt, unberücksichtigt zu las
sen. 

Wer sich solcher Mittel bedient, schafft kein Recht, son
dern führt den Krieg mit anderen Mitteln fort, wie es US
Chefankläger Robert Jackson schon für das Nürnberger 
Militärtribunal 1945/1946 festgestellt hatte.36> 

Um auf Heinz Galinski zurückzukommen: Er hatte 
keinerlei Wählervotum in irgendeiner deutschen Partei oder 
"gesellschaftlichen Organisation". Dies war für seinen Ein-

Heinz Galinski 
(r.) 1980 im Gespräch 
mit seinem Glaubens
bruder Klaus Gysi, 
der in der "DDR" 
ausgerechoet für Kir
cheofragen zuständig 
war. (Vater des Ho
necker-Nachfolgers 
Gregor Gysi als SED
' später POS-Chef. 
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So waren es ihre "Glaubensbrüder" schon lange in 
den USA gewohnt. N ahum Goldmann wußte aus seiner 
Tätigkeit in den Vereinigten Staaten zu berichten, daß "jü
dische Persönlichkeiten -- meist reiche Spender für die 
Parteien -- ohne weiteres Zugang zu dem Präsidenten 
hatten" und über alle Instanzen hinweg "oft die ganze poli
tische Linie ändern konnten". Auf diese Weise wurden 
sogar "Regierungsbeschlüsse mitten in der Nacht durch 
einen Anruf eines persönlichen Freundes des Präsidenten 
radikal umgeworfen", "überschritten Lobbies die Grenzen 
des Zuträglichen" und "übten einen unheilvollen, Einfluß 
aus".38 a> 

Das einzige, was Heinz Galinski bei seinen Indoktrinie
rungsbemühungen gegenüber dem ihm fremd gebliebenen 
deutschen Volk nicht erreichte und ihn maßlos empörte, 
war, daß das von ihm geforderte Bekenntnis zur deutschen 
Alleinschuld und unbegrenzten Wiedergutmachungsbereit
schaft nicht in die Präambel des Einigungsgesetzes -- "2 + 
4 Vertrag" --von 1990 aufgenommen worden ist. Das war 
allerdings nur den "4" (Großbritannien, USA, Frankreich 
und UdSSR) zu danken. Die "2" (BRD und DDR) hätten es 
gewiß in ausgedehnter Beflissenheit eingebracht. 

36) IMT Bd. XIX S. 440. 
37) Blätter für deutsche und internationale Polilik, Januar 1987. 
38) Ernst Nolte, "Das Vergehen der Vergangenheit", Frankfun/M 1987, S. 37 
38 a) Nabum Goldmann. "Mein Leben -- USA - Europa - Israel", München -

Wien 1981, S. 52- 53;-- vergl. Historische Tatsachen Nr. 54, S. 34. 
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· ~----------------------------------------------------------------------------------------------

Statthalter neuen Stils? 

lgnatz Bubis, Besitzer eines deutschen und eines 
israelischen Passes, repräsentierte in der BRD einen Be
völkerungsanteil von 0,073%, schätzte sich indessen nach 
Wahl zum Zentralratschef dJiD. so ein: 

"Manche Leute sehen in mir so etwas wie eine gesetzgebe-
. h h d I t II 39) nsche bzw. rec tsprec en e ns anz. 

Und so hatte er eine Menge zu fordern: 
"Als die Verjährungsfrist zur Ve1folgung von Personen, die 

der NS-Verbrechen bezichtigt werden, abzulaufen drohte, habe 
ich mich in meiner (damaligen) Funktion als Vorstandsmit
glied der Jüdischen Gemeinde Frankfurts nach Kräften einge
setzt." 39> 

Ergebnis: Die Verjährungszeit v.rurde ohne Begrenzung 
und entgegen allen bisherigen Rechtsgrundsätzen verlän
gert. 

"Anlaß zur Sorge gebe aber noch immer die weiterhin 
ungebrochene Fremdenfeindlichkeit sowie der nach wie vor 
vorhandene Antisemitismus (in der Bundesrepublik Deutsch

land) .... 
Dem Historiker Prof. Dr. Ernst Nolte warf er Miß

brauch der Meinungsfreiheit vor und wollte "inteUektuel
len Rechtsradikalismus" unterbunden wissen. 

"Insbesondere mahnte Bubis eine Vereinheitlichung der 
europäischen Rechtsprechung im Bereich des Rechtsradika
lismus an. Es könne nicht angehen, daß jenseits der deutschen 
Grenzen straflos hier verbotene Druckwerke verbreitet wür
den. Daß Deutschland in Sachen Rechtsextremismus eine Son
derrolle spiele, sei unbestritten. Gerade deshalb aber müsse 
die Bundesrepublik in der Gesetzgebung beispielgebend vor-

angr{zen, betonte der Vorsitzende." 40
> • .. • . 

Das Blut der Ahnen, die völklsche Zugehongkelt, 
dürfen nicht länger den Ausschlag geben, wenn es 
um die Staatszugehörigkeit in Deutschland geht." 

forderte lgnatz Bubis nicht etwa für seine Leute in 
Israel, sondern für die Deutschen." 41l 

Ihm zufolge sollen künftig alle Menschen, die in 
Deutschland geboren werden, zunächst einmal eine vor
läufige Staatsbürgerschaft erhalten.41

> 

Wenige Monate zuvor verwies eine deutsche Zeitung 
auf die Nachricht aus Tel Aviv, in der dortigen Universität 
habe man "spezifisch jüdische Gene" entdeckt. Im diesbe
züglichen israelischen Kommentar war die Absicht emp
fohlen worden, mit Hilfe dieser Entdeckung diejenigen aus 
dem Staat auszugliedern, die keine "Erbjuden durch das 
Blut gerneinsamer V mfahren" seien. 42> 

Erinnert sei an die programmatischen Aussagen der 
Allgemeinen Jüdischen Wochenzeitung, Bonn, vom 26. 
Juli 1990, S. 11: 

"Für Juden gilt: Keine Vermischung mit Nichtjuden." 
und vom 8. Oktober 1992, S. 3: 

39) Deut.sche Nationa/zeilung, München, 15.12.1996. 
40) Allgemeine Jüdische Wochenzeitung, Bonn, 22. September 1994, S. I. 
41) Welt am Sonntag, 20. November 1994. 
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"Die Vermischung mit Nichtjuden ist die fürchterlichste 
Erscheinung für das jüdische Volk und gleicht einem Unter

gangstrieb." 
Und vom 19.5.1994, S. 1: 
"Wir Zionisten haben innerhalb des Judentums einen Kampf 

gegen die Vermischung zu führen . ... " 
Eine gemeinsame Grabstätte für jüdisch-nichtjüdische Ehe

paare ist nach jüdischem Religionsgesetz gänzlich ausgeschlos

sen." 
So bleibt einem nur das Staunen über den seltsamen 

Einmischungseifer in die Angelegenheiten des deutschen 
Volkes. 

Immerhin scheint es noch erlaubt zu sein, von einer 
"oktroyierten Ausländerfeindlichkeit" zu sprechen, sei doch 
eine solcheangesichtshemmungsloser Einwanderungsst:ö
me kein "parteispezifisches Verhalten, sondern ganzem
fach eine Reaktion des gesunden Menschenverstandes um: 
der elementaren Selbsterhaltung".-- Die Welt war so frei, 
dies zu bekennen.43> 

1991 forcierte lgnatz Bubis die bereits von seinem Vor
gänger Galinski eingeleitete Einwanderung der Ostjuden 
nach Deutschland -- sie sollten vorwiegend aus Rußland 
kommen und zwar unabhängig davon, ob sie mit den Deut
schen jemals etwas zu tun hatten odernicht.44> Anschließe~d 
forderte er die Einwanderung von Armutsflüchtlingen m 
die Bundesrepublik. Als ob ihn das alles etwas anginge.45

> 

Es gibt jedoch noch andere Anliegen, die der Zent~·al
ratsvorsitzende dem deutschen Volk anempfahl, bzw. Ihm 
vorzuschreiben beliebte, obgleich man meinen sollte, er 
täte gut daran, sich um seine eigenen Angelegenheiten zu 
kümmern. Ihm zufolge seien 

"rechtsextreme Gruppierungen als kriminelle Vereini
gungen zu behandeln, am besten pauschal und unterschied
los".46l 

Der Straftatbestand der Volksverhetzung sei zu eng 
gefaßt. Bubis forderte, ihn für die Deutschen zu enveitern. 
Kurz darauf-- Ende 1994 --folgte der Gesetzgeber diesem 
Ansinnen. 

Sein Vorschlag, Roman Herzog zum Bundespräsiden
ten zu küren (Bundespräsident Richard v. Weizsäcker 
hatte sogar Ignatz Bubis hierfür ins Gespräch gebracht, 
doch lehnte dieser bescheiden ab!), ward unverzüglich an
genommen. Gleiches geschah mit seiner "Anregung", in 
Deutschland einen Gedenktag "für die Opfer der ns-Gewal
therrschaft" einzuführen. Seit 1996 ist der 27. Januar -
"der Tag der Befreiung v·on Auschwitz" hierfür auserse
hen. 

42) Deutsche Stimme, Stuugan, Ausgabe 6-7!1994 .. ·- Vgl.:VN (Unabhängige 
Nachrichten), Bingen 1 2!1994, S. 2. 

43) Die Welt, 27. April 1994, S. 5. 
44) Deutsche Nationalzeilung, München 18.5.2001. 
45) Hessisch-Nassauische Allgemeine, 5.11.1994. 
46) Deutsche Nationalzeitung, München 16.12.1994. 
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1996 forderte Ignatz Bubis die Bundesregierung auf, 
die Sprache der Sinti und Roma (früher Zigeuner), das 
Romanes, in Deutschland mit anderen Minderheiten
sprachen gleichzustellen. Diese Sprache sei seit 600 J ah
ren gewachsenes Kultw·gut.•7> Auch müsse ihm zufolge 
''für die deutsche Bevölkerung ein allgemeiner Zugang 
zu Hitler-Zitaten ausgeschlossen" und für die Bundes
wehr der Deserteur zum Vorbild gemacht werden.481 

Frage: 
"Der Schriftsteller Ralph Giordano hat kürzlich vor 

einerneuen »Aufrechnungsmentalität« gewarnt." 
Bubis: 
11Die Gefahr der Aufrechnung ist sehr groß. Hier muß 

man aufpassen. Ich kann Giordano nur zustimmen, wenn er 
vor einer neuen »Aufrechnungsmentalität« warnt. Wenn 
jemand sagt, die Bombardierung Dresdens durch die Alli
ierten sei eine Barbarei gewesen, kann man ihm nicht wi
dersprechen. Es muß aber deutlich der historische Zusam
menhang hergestellt werden. Die Barbarei hat nicht durch 
die Luftangriffe auf Dresden in der Nacht vom 13. auf den 
14. Februar 1945 begonnen, sondern schon am 30. Januar 
1933, als Hilfer an die Macht kam. Das muß bei dem 
Gedanken an Dresden deutlich werden." 49> 

Was der Massenmord an mehr als 400.000 Zivilisten 
indessen mit der demokratisch-rechtmäßigen Machtüber
nahme Hitlers am 30.1.1933 zu tun hat, bedurfte für Ignatz 
Bubis keiner Erläuterung. Wenn er selber ein historisches 
Ereignis mit einem anderen "aufrechnete", und sei das ge
wählte Beispiel noch so absurd, so stünde i h m das 
offensichtlich zu. Was also soll dieses ganze Gerede? Doch 
allenfalls, daß die Deutschen im Gegensatz zu auserwähl
ten Anderen auf gar keinen Fall Fakten zur Verteidigung 
benennen, auf Ursachen und Folgen verweisen dürfen, 
selbst wenn dies beweiskräftig dringend geboten ist. Bun
desdeutsche Regierungen, Parlamentarier aller Ebenen, 
die Medien, betätigen sich als Schrittmacher solcher An
maßungen, -- trotz Amtseid, "den Nutzen des Volkes zu 
mehren und Schaden von ihm abzuwenden". 

Kurz vor seinem Lebensende (August 1999) übernahm 
Ignatz Bubis noch den Vorsitz eines Trägervereins für die 
Anti-Wehrmacht-Ausstellung der Genossen Jan Philipp 
Reemstma (geb. 1952 als 1,3 Milliarden-Erbe) und Hans 
Georg (KP-Revoluzzername: Hannes) Heer (geb. 1941) in 
dem offensichtlichen Bemühen, auf diese Weisejeden deut
schen Widerspruch gegen diese schauerliche Diffamierung 
der Deutschen Wehrmacht mit Hinweis auf den Strafpara
graphen 130 wegen "Volksverhetzung" und ''Verharmlo
sung des Holocaust" kriminalisieren zu können. 

Sein Hauptanliegen, die Kollektivverantwortung des 
deutschen Volkes im Grundgesetz zu verankern, konnte er 
zwar nicht erreichen, doch wirkte sein Bemühen um immer 
neue Mahnmale für die Juden in Deutschland -- bis zu 
jenem Kollossalmonument in der Nähe des Reichstages in 

47) Die Welt, I 0.8. 1996. 
48) Der Tagesspiegel, Bcrlin 12.3.1998 +Frankfurter Rundschau, April 

1997. 
49) Evangelische Kirche111.eitung, Sonderblatt für Hessen und Nassau Nr. 5/ 

1995, s. 4. 
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Ignatz Bubis •. hier in trautem Gespräch mit Bundeskanzler 
Helmut Kohl .. war Schatzmeister der europäischen Sektion des 
Jüdischen Weltkongresses, Vizepräsident der Claims Conferenz, 
1987 Chef des Bundesrundfunkrates in Hessen, 1992 FDP-Vor· 
standsmitglied, 1996 Vorsitzender des Zentralrats der Juden in 
Deutschland, Diese politische Organisation W> wurde bewußt mit 
"Juden in Deutschland" benannt und nicht mit "deutsche Juden" 
oder "jüdische Deutsche", wie es katholische oder evangelische 
Deutsche gibt. So bleiben ihre Mitglieder in selbstbestimmter 
Wortwahl als von den Deutschen völkisch und staatsrechtlich un
terschiedlich. 

Berlin ·- als Kollektivanklage gegen Deutschland in die 
Zukunft hinein. 

Es war ein Jude, der in TelAviv noch während seiner 
Beerdigung den Sarg des vielhundertfachen Millionärs 
schändete. 

Stets und zu allen wesentlichen deutschen Angelegen· 
heiten meldet sich auch Michel Friedman zu Wort. Er, 
dessen Eltern aus Polen stammen, fühlt sich privilegiert,51) 

s. 8 dem deutschen Volk Vorschriften für seine Politik, Ge· 
setzgebung, Justiz und Sühneverpflichtung zu machen. 

"Meine Eltern waren auf SchindZers Liste", "Vor 60 
Jahren holte mich die Polizei zur Deportation ab". 521 

Er wurde also schon von der deutschen Polizei 14 Jahre 
vor seiner Geburt deportiert, wahrlich ein Bedauernswer· 
ter! 

Am 25.12.1956 war er in Paris geboren, im Alter von 9 
Jahren (1965) übergesiedelt in die Bundesrepublik Er wur
de Rechtsanwalt, Mitglied im Bundesvorstand der CDU, 
Bundestag, Stadtparlament von Frankfurt/M., Vorstand 
der Jüdischen Gemeinde in Frankfurt/M, ZDF-Verwal
tungsrat, in der Atlantischen Brücke, Stellvertretender Vor
sitzender des Zentralrats der Juden in Deutschland, Präsi
dent des "European Jewish Congress" usw. usw .. 51)8·

22 

Schließlich wurde er auch Fernsehmoderator. Der Spie
gel vom 6. Mai 2002 skizzierte seine Streitkultur mit den 
Worten: 

"Die Gesprächsrunden inszeniert er mittlerweile als Inqui
sition, der sich deutsche Politiker jeder Coleur in geradezu 

50) Daß es sich um eine poli tische Organisation handelt, bestätigte der spätere 
Nachfolger Paul Spiegel in Welt am Sonntag vom 8.J 2.2002. 

51) Sven Eggers, "Antisemitismus?-- Die Wahreil über Michel Friedman", 
München 2002. 

52) Die Welt, 1.6.2002, S. 2, --Äußerung am 31.5.2002. 
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masochistischem Eifer unterzie
hen. Sie werden von Friedman 
begrabseht und beschimpft, un
terbrochen und überbrüllt, durch
leuchtet und am Ende mit mephi
stophelisch-überheblichem Lä
cheln entsorgt. Sie haben keine 
Chance." sn s. 25 

Grundsätzlich jedoch gilt für 
ihn: 

"Erste Informationen zum The
ma Holocaust kommen aus dem 
Fernsehen oder aus der Schule, 
aber nicht von den Eltern. Das ist 
die Tragödie, das ist der Korken, 
der gezogen werden muß . ... " 

Der Tagesspiegel: 
"Was halten Sie von dem Vor

schlag, den Kurfürstendamm um
zutaufen in Moses Mendelsohn Al
lee?" 

Friedman: "Versöhnung ist ein absolut 
sinnloser Begriff. Versöhnung 
wäre allenfalls denkbar, wenn es 
Auschwitz nicht gegeben hätte. 
Und-- sie hätte nur von den Ju
den ausgehen können. Aber jetzt 

Michel Friedman (lks.) im Plausch mit Bundesio
nenminister Otto Schily anläßtich einer Jubiläumsgala 
zum 100-jährigen Bestehen des Jüdischen Nationalfonds 
am 17.10.2001 in Berlin 

"Ich finde das wunderbar. Solche 
Umbenennungen kann es gar nicht 
genug geben . ... Es wäre gut, wenn es 
für jede Stadt eine solche Umben-

nach dem Holocaust, klingt dieses Wort in den Ohren der 
verängstigten und verunsicherten jüdischen Bürger entsetz
lich. Die Erben desjudenmordenden Staates bieten den Op
fern und Nachkommen der Opfer Versöhnung an und sind 
erbittert, wenn dieses Wort zurückgewiesen wird. Es kommt 
ihnen in Wirklichkeit gar nichts anderes zu, als die schwere 
historische Verantwortung auf sich zu nehmen, generatio
nenlang, für immer." 53>+ sn 5· 16 

Eine Staatsangehörigkeitsreform sei erforderlich: 
"Deutscher ist, wer in Deutschland geboren ist." 54> 

Als ob eine Ziege, die in einem Kuhstall geboren wird, 
in eine Kuh mutiert! 

Kommentar der Bild-Zeitung nicht etwa, daß sich das 
deutsche Volk der Gefahr bewußt sein solle, sich mittels 
Multikultivermischung aufzulösen. Nein: 

"Es ist schwer, sich von Friedmans gewinnender Art nicht 
einwickeln zu lassen. " 

Michel Friedman als Hauptredner einer anti-DVU
Kundgebung in Passau 1994: 

"Kein Wahlrechtfür Dr. Frey!" 5 4 > 

"Denken Sie nur an die National-Zeitung, die seit Jahr
zehnten ungestraft ihre Lügen verbreiten darf" 541 

Er braucht freilich "die Lügen" nicht zu benennen oder 
gar nachzuweisen. 

"Polizisten, ihre Vorgesetzten und Staatsanwälte müssen 
im Bereich des Rechtsradikalismus besser ausgebildet wer
den . ... Es muß in ihre Köpfe hinein: Rechtsradikalismus ist 
Kriminalität!" M> 

Deutschland brauche laut Michel Friedman einen Ho
locaust-Gedenktag am 8. Mai. Außerdem: 

"Dabei gehört doch niemandem dieses Land. Und dabei ist 
nationale Identität apriori das Recht des Individuums und 
nicht das einer Nation." SS> 

1998 popularisierte Der Tagesspiegel, Berlin, ganzsei
tig seine Vorschläge für die Deutschen: Er forderte "die 
höchsten Repräsentanten des Landes" auf, "eine grund
sätzliche Haltung gegenüber den Opfern" zu bekunden. 
Deutsche Opfer waren freilich nicht gemeint. 

53) Rheinischer Merkur, 1 6.11. 1985 +Deutsche Nationalzeitung vom 
24.9.1999 + 8.12.2002 

54) Deutseite NaJional-Zeitung, München, 9.12.1994, S. I + 2. 
55) SüddeuJsclre Zeilung, 20.1.1995. 
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nungs-Initiative gäbe." > 

1999 forderte Michel Friedman die Bundesregierung 
auf, mehr Druck auf die deutsche Industrie auszuüben, 
damit auch die zusätzlich verlangten Zahlungen an die so
genannten Zwangsarbeiter rasch bewilligt werden. Vorher 
schon: Die deutschen Banken sollten sich an den Schweizer 
Banken ein Beispiel nehmen und großzügig zahlen. 

"Verdrängen und Verschieben der Verantwortung könne 
nicht hingenommen werden. Im übrigen gehe es nicht nur um 
Geld, sondern auch um die Würde der Opfer. " 57> 

Unerwähnt ließ Friedman die Würde der deutschen 
Kriegs- und Kriegsfolgeopfer. Weder für deren Tote, noch 
deren Vertriebene oder jahrzehntelangen Zwangsarbeiter 
hatte er ein Gedenken übrig. 

"Deutschland sei das Land, in dem Millionen Täter aus der 
Zeit des Holocaust leben, 11 

und ausgerechnet hier ließ er sich als Fremder nieder. 
Der Spiegel zitierte ihn mit der Aussage: 
"Juden haben eine Vielzahl von selbstbestimmten Möglich

keiten, Staatsbürger in allen Ländern zu sein. In der aktuellen 
Situation in Deutschland kann ich nur sagen, wer nicht damit 
leben kann, daß Juden in Deutschland leben, der muß diesmal 
gehen, nicht die Juden." 58

> 

Kritiker kriminalisierte er mit der Sentenz: 
"Die Ermordung von Menschen beginnt mit Worten wie 

von Martin Walser und von ]ürgen Möllemann. 11 68
"
1 

Im Jahr 2001 erhielt Michel Friedman das Bundes
verdienstkreuz I. Klasse mit der Begründung: 

"Friedman habe sich um das Zusammenleben jüdischer 
und nicht jüdischer Bürger verdient gemacht." 511 8

· 
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Auch Michael Wolffsohn ist sich seiner Rolle als Sit
tenrichter für die Deutschen bewußt: Geboren in Tel Aviv, 
von 1967 - 1970 Wehrpflichtiger in Israel, popularisierter 
Publizist in Presse, Fernsehen und Rundfunk, Redner, Pro
fessor für neuere Geschichte an der Bundeswehrhochschu
le in Fürstenfeldbruck. In seinem Buch "Die Deutschlan
dakte" wählte er eine Kapitelüberschrift: "Tätervolk be
lehrt Opfervolk".59>S. 215 "Tätervolk" sind freilich seine Gast-

56) Der Tagesspiegel, Bcrlin 9. November 1998, S. 6. 
57) Deutsche Nationalzeitung, München 30.7.1999. 
58) Der Spiegel, 16. Oktober 2000. 
58a) UN (Unabhängige Nachrichten), Oberhausen 11/2002 S. 4. 
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und Arbeitgeber und Sozialfürsorgepflichtigen, die Deut
schen. 

Die Frankfurter Zeitung vom 24.1.1995 zitierte ihn 
mit den Worten: 

"Die nachgeborenen Deutschen tragen das Kainszeichen 
von Auschwitz. Sie tragen es, weil sie Deutsche sind .... Das 
wird so bleiben. Sie haften politisch für die Taten der Vorfah 
ren . ... Die Schuld, für die er haftet, ist dem Haftenden be
kannt." Göl 

Der Schlesier verweist auf weitere fremde "Meinungs
macher": 

"Der US-Junghistoriker Daniel Jonah Goldhagen füllte 
ein ganzes Buch mit antideutscher Hetze. Für Goldhagen wa
ren die genetisch minderwertigen Deutschen willige Vollstrek-

ker an der Ermordung und Verfolgung der Juden. 
Ralph Giordano (Schriftsteller in Köln) hatte in einem 

offenen Brief an Bundeskanzler Kohl angekündigt, die Juden 
in Deutschland würden sich jetzt bewaffnen, weil sie das Ver
trauen in den staatlichen Schutz verloren hätten: 

»Nie wieder werden wir Überlebenden des Holocaust 
unseren Todfeinden wehrlos gegenüberstehen-- niemals.«" 

"Die Todfeinde" leben also noch, offenbar waren es 
doch nicht "die Nazis"! Sie brauchen gar nichts getan zu 
haben, dann sind sie bei solchen Leuten schon "Todfeinde"! 

Hennig Voscherau (53), Erster Bürgermeister von 
Hamburg, sekundierte dienstbeflissen am 24.1.1995: 

"Vor allem für das Volk der Täter (der Deutschen) kann es, 
darf es keine Befreiung, keine Entledigung von Auschwitz 
geben." 61> 

Aufgaben und Aktivitäten des Jüdischen Weltkongresses (JWK) 

In dem Informationsblatt des Jüdischen Weltkongresses "World Jewish Congress -- six decades 1936 - 1995", einer 

Spezialausgabe des Jerusalem Report vom 4. Mai 1995, findet sich unter dem Titel "Diplomacy without Sovereignty" 

"Diplomatie ohne Souveränität" ein historisch bedeutsamer Artikel, der hier wörtlich wiedergegeben sei: 

"Er hat keine Grenzen, keine Staatsf1agge und keine offizi
elle nationale Hymne, keine Armee und keine Botschaften. 
Doch die Führer des Jüdischen Weltkongresses, der bald sein 
sechzigstes Jubiläum begeht, treffen sich regelmäßig mit 
Staatsoberhäuptern, sind bei den Vereinten Nationen präsent 
und waren als Repräsentanten des Jüdischen Volkes bei zahl
reichen Regierungen tätig. Er verfügt über einen speziellen 
Rechtskodex, der die Wahlberechtigung von Juden in 80 Län
dern auf 6 Kontinenten regelt. Am besten läßt sich dies als 
jüdische Diplomatie ohne Souveränität beschreiben. 

Dr. Nahum Goldmann, der zweite Präsident des Jüdi
schen Weltkongresses, umriß die Zielsetzungen der Organisa
tion so: 

'Die ständige Adresse des jüdischen Volkes herzustel
len. Inmitten der Aufsplitterung und Atomisierung des 
jüdischen Lebens und der jüdischen Gemeinde eine reale, 
legitime und kollektive Repräsentation der Judenheit her
zustellen, welche bevollmächtigt ist, im Namen von 16 
Millionen Juden gegenüber den Nationen und Regierun
gen der Welt aufzutreten, ebensogut aber auch gegenüber 
den Juden selbst.' 

Goldmann's erhabene Erklärung über die Ziele des Jüdi
schen Weltkongresses mag als eindrucksvoller Traum für eine 
Organisation erschienen sein, der gerade zu Beginn eine große 
europäische Gruppenbildung konstituierte, die nahezu aus
schließlich mit der Nazi-Wolke, die über Buropa hing, befaßt 
war. Eine seiner ersten Tätigkeiten nach der Gründungsver
sammlung in Genf im August 1936 war, zum Boykott der 
Berliner Olympischen Spiele aufzufordern. In den kritischen 
Jahren, die folgten, kämpfte er unter der Führerschaft seines 
ersten Präsidenten, Rabbi Stephen S. Wise, dafür, die Juden 
aus dem besetzten Europa herauszubringen und jene zu schüt
zen, die dort verblieben waren. Sein Vertreter in Genf, Ger
hard Riegner, war einer der ersten, die Dimensionen der 
Endlösung Hitlers zu entdecken. 

In der Nachkriegsära, die folgte, -- weitgehend unter der 
Führerschaft von Goldmann, der 1949 Wise ablöste --, kon
stituierte sich der Jüdische Weltkongreß als einer der Führer 
des Kampfes für die Menschen- und die jüdischen Rechte bei 
den Vereinten Nationen und dem Europarat und bei vielen 

59) Michael Wolffsohn, "Die Deutschlandakte", München 1996. 
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Regierungen der Welt als eine Organisation, die keine Regie
rung ist. Die deutsche Regierung anerkannte den Jüdischen 
Weltkongreß als die Vertretungskörperschaft des Weltjuden
tums, und Goldmann war die Schlüsselfigur in den Verhand
lungen mit Kanzler Konrad Adenauer, die zu der Reparati
onsvereinbarung von 1952 führten. 

Die Periode kennzeichnet auch die Entwicklung, die sich 
außerhalb Europas vollzog, wo jüdische Vertreter sich um die 
Gunst lokaler Herrscher bemühten. Aber Goldmann s Stil war 
europäisch intellektuell geprägt, wäh rend sein Nachfolger, 
Edgar Bronfman, eine neue Art jüdischer Führerschaft ver
körperte: den erfolgreichen Geschäftsmann. 

Seitdem er das Amt des Präsidenten im Jahr 1979 über
nommen hat, war Bronfman -- mit dem Generalsekretär des 
Jüdischen Weltkongresses an seiner Seite -- mit hunderten von 
Weltführern einschließlich den vier ehemaligen USA-Präsi
denten, Staatsoberhäuptern von sechs Kontinenten und dem 
Papst John Paul li zusammengekommen. Bronfman's Positi
on als Vorsitzender der Seagram's Co. Ltd., einer der welt
größten Produzenten von Spiritus und Weinen und als Vor
standsmitglied von DuPont, der achtgrößten US-Gesellschaft, 
hat ihn mit einer sehr besonderen Art ausgestattet, sich Zu
gang zu verschaffen, -- einschließlich für die Rolle, die jüdi
schen Interessen im Ostblock zu vertreten, bevor der Sowjet
kommunismus in den frühen neunziger Jahren zusammen 
brach. Die Führer von Ländern, die keine diplomatischen Be
ziehungen zu Israel, dem jüdischen Staat, hatten, stellten fest, 
daß jüdische internationale Geschäftsleute eine Art Wirtschafts
macht darstellten, die nicht ignoriert werden konnte und daß -
- besonders auf Gebieten wie denen der Menschenrechte -- die 
Straße zu guten Beziehungen zu Washington, das als einzige 
Supermacht der Welt emporgestiegen war, durch Jerusalem 
führte. Dies ist nicht. nur von den arabischen Herrschern reali
siert worden, die gegenwärtig mit dem Friedensprozeß um 
Israel befaßt sind. 

Unter Bronfman 's Führerschaft in den Jahren seit 1980 
war der Jüdische Weltkongreß der Hauptvermittler mit der 
Außenwelt für die Juden der Diaspora und gelegentlich des 
jüdischen Volkes als ganzem. Er war behilflich in der Ent-

60) Der Schlesier, 5.7.2002. 
61) Hamburger Morge11post, 24. 1. 1995, S. 4. 
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scheidungdes Vatikan im Jahr 1994, diplomatische Beziehun
gen mit Israel aufzunehmen. Er hat den Kampf geführt gegen 
die Ehrung der Nazitoten in Bitburg, bei d~f Enthüllung der 
Nazivergangenheit des früheren Präsidenten Osterreichs, Kurt 
Waldheim, der Entfernung des Karmeliter Klosters in 
Auschwitz und dem Wiederaufleben des Neonazismus in Eu
ropa. Vor dem Fall des Sowjetkommunismus nahm er die 
jüdische Interessenvertretung bei den Regierungen Osteuropas 
wahr und spielt nach wie vor eine Schlüsselrolle bei den 
fortgesetzten Bemühungen, jüdisches Eigentum zurückzuer
statten. Ns eine Führungskraft in dem erfolgreichen Kampf 
für die Freiheit des sowjetischen Judentums legte er besonde
ren Wert darauf, Verbindungsglied zwischen den Menschen
rechten für Juden und guten wirtschaftlichen Verbindungen 
mit dem Westen zu sein. In einigen Hauptstädten, in denen es 
noch keine formellen Verbindungen mit Israel gibt, vertritt 
der Jüdische Weltkongreß weiterhin die jüdischen Interessen. 

Der Jüdische Weltkongreß setzt diese Aufgaben weiter fort 
mit einer Kombination von öffentlicher Aktivität und ruhiger 
Diplomatie durch die Diplomaten in Wirtschaftspositionen." 

Der Jüdische Weltkongreß hat, aufbauend auf den un
ter Führung von Stephen Wise und Samuel Untermayer 
in den USA vorangetriebenen Boykott- und "Heiligen 
Kriegs"-Operationen gegen Hitler-Deutschland für einen 
"unerbittlichen Kampf bis zur bedingungslosen Kapitula
tion", als Gründungsziel die "Bekämpfung des Nazismus" 
verkündet. 52> 

Dies führte zweifellos zu einer weltweiten Kraftverstär
kung des von Stephen Wise schon 3 Jahre früher ange
feuerten Feldzuges gegen das deutsche Volk, das sich be
kanntlich kraft demokratischen Votums das Dritte Reich 
geschaffen hatte. 

Hervorzuheben ist hierbei, daß die Juden in Deutsch
land ihn oder seine Mitstreiter weder dazu aufgefordert, 
noch sein Tun gebilligt, noch sich daran beteiligt, sondern 
sich im Gegenteil dagegen heftigst gewehrt haben.63> Ste
phen Wise und seinen Leuten ging es somit nachweis
lich gar nicht darum, sich als demokratische Willensvoll
strecker seiner in Deutschland "unterdrückten Brüder 
und Schwestern" zu betätigen, sondern darum, um -
wie es Samuel Untermayer ausdrückte-- "den Aristo
kraten der Welt", nämlich ihnen selbst, das Sagen in 
Deutschland zu verschaffen.64> Wurde dieser Kampf Hit
ler doch schon zu dem Zeitpunkt aufgezwungen, als er 
am 30. Januar 1933 an die Macht kam und das deutsche 
Volk aus Not, Elend, Bürgerkrieg befreite und von einer 
"Unterdrückung der Juden in Deutschland" noch gar 
keine Rede sein konnte! 65> 

Eingedenk dieser Vorgeschichte ist das vorgenannte 
Dokument eine erneute Bestätigung dafür, daß sich ein 
beachtlicherTeil der dort vorgetragenen Zielsetzung und 
Betätigung nicht mit dem eigenen Volk in Israel oder in 
anderen Teilen der Welt befaßt, sondern ausgerechnet 
wieder mit dem deutsche Volk und dessen inneren An
gelegenheiten. 

Zeugten schon die Aktivitäten insbesondere der jüdi
schen Organisationen in den USA während des Krieges 

62) Historische Tatsachen Nr. 54, S. 12 ff, 22 ff, 26 ff. 
63) Vergi.HT Nr. 10. 
64) Vergl. HT 1\r. 54, S. 23 II + Nr. 29, S. 24 ff. 
65) Vergl. HT Nr. 54, S. 16. 
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von dem Bemühen, sich als Zielgeber und Schrittmacher 
zur Durchsetzung ihrer speziellen rassisch-völkischen In
teressen in der US-Außenpolitik und später nachfolgenden 
Besatzungspolitik hervorzutun, so schildert auch der lang
jährige WJC-PräsidentNahum Goldmann in seinen Me
moiren, wie sie sogar die Strukturen für die Nürnberger 
"Kriegsverbrecher"-Prozesse geschaffen haben. 

"Während des Krieges hatte der Jüdische Weltkongreß 
in New York ein Institut für jüdische Angelegenheiten 
geschaffen, dessen Sitz heute in London ist. Seine Leiter 
waren zwei bedeutende litauische Juden, Jacob und Ne
hemiah Robinson. Nach ihren Plänen wurden zwei abso
lut 1·evolutionäre Ideen entwickelt: Das Nürnberger Ge
richt und die deutsche Wiedergutmachung." 66> 

Vieles, was die Schwarz-Propaganda, Dokumentenfäl
schungen, Methoden der Prozeßführung, Personalpolitik 
usw. betraf, blieb freilich verschwiegen. So im wesentli
chen auch das von Lord Lionel de Rothschild, dem da
maligen Ehrenpräsidenten der Zionisten in Großbritanni
en, dem Sekretär Winston Churchills, J ohn Colville am 
22.10.1939 anvertraute Kriegsziel: 

"- "Er empfahl als Kriegsziel, Deutschland den Ju
den zu überlassen und die Deutschen unter den 
anderen Völkern dieser Erde aufzuteilen." 67> 

Am 13.2.2003 wurden in einer Nacht- und Nebelaktion die 
309 Namenstafeln auf den Holzkreuzen im Landsberg er Gefäng
nisfriedhof entfernt. Während der Stadtrat von Landsberg, die 
Vertreter der katholischen und evangelischen Kirche mit großer 
Mehrheit für die Erhaltung der Namensschilder eintraten (vergl. 

oberes Foto), setzte die Vizepräsidentin des Zentralrats der Juden, 
Cbarlotte Knobloch, bei Justizminister Dr., Weiß (CSU) deren 
Beseitigung durch (vergl. unteres Foto). Nachdem auf diese Weise 
der durch Siegerurteil hingerichteten Deutschen nicht mehr "öf
fentlich individuell gedacht" werden solle, beabsichtigt die baye
rische Staatsregierung vor Abriß auch der Kreuze eine Be
standsaufnahme des Friedhofs durch das Institut für Zeitge
schichte in München. Von Friedhofschändung sprach kein Offi
zieller. Deutsche Nationalz.eitung,21.2.2003. 
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Dieser "tolle Demokrat" trieb die Formationen derer 
mit Parolen in den Krieg, für den "demokratischen Voll
zug des Volkswillens" zu kämpfen! Lord Lionel de Roth
schild konnte ein solch gewaltiges Kriegsziel -- ein ihm 
fremdes 80 Millionen-Volk (nicht etwa "die Nazis") betref
fend -- nicht als Privatmann entwickelt haben! Schließlich 
repräsentierte er den einflußreichsten Teil jener Leute, die 
neuerlich erst wenige Wochen zuvor Deutschland den Krieg 
bis zur Vernichtung erklärt hatten! 

Ähnlich "demokratisch- friedfertig"Chairn Weizrnann: 
1916 - 1919 hatte er die Munitionslaboratorien der briti
schen Admiralität geleitet und war maßgeblich am Zustan
dekommen der "Balfour-Erklärung" beteiligt; 1920- 1931 
und 1935-1946 betätigte sich dieser Präsident der Zionisti
schen Weltorganisation, ab 1929 auch der Jewish Agency, 
als "heiliger Krieger" gegen Deutschland und äußerte sich 
auf dem Weltjudenkongreß in Washington 1942 ähnlich wie 
Lord de Rothschild. 

Wäre es nichtangesichtsdieser und zahlreicher ähnlich 
lautender historischer Dokumentationen für die überstaat
lichen Organisations-Führer nach der Niederlage Deutsch
lands angebracht gewesen, dieser Zielinitiative, das deut
sche Volk behen·schen zu wollen, mit überzeugenden Ta
ten entgegenzutreten? Gerade an dieser Frage entzünden 
sich doch die internationalen und damit auch die individu
ell menschlichen Differenzen! 

An diesem schon 1919 in Versailles nachweisbaren An
spruch haben sich doch auch schon die Gegensätze in der 
Weimarer Republik entzündet! Denn dieses Kriegsziel war 
ja nicht erst 1933 oder 1939 entworfen worden, sondern 
spätestens bereitsanläßlich der Versailler Friedenskonfe
renz 1919! Damals hatten dieselben Organisationen ihre 
Vertreter zu den Siegerverhandlungen über die Ausrau
bung Deutschlands entsandt und ihre Ansprüche auf Kon
trolle und Mitgestaltung der deutschen Innenpolitik sowie 
umfangreichen Aufkauf deutschen Besitzes ausgeweitet! 
Von Adolf Hitler hatten sie damals keinerlei Kenntnis! Er 
erschien erst als Reaktion auf deren Handeln! Ihr Respekt 
vor dem deutschen Volkswillen war damals schon = Null. 

Der gewiß nicht des "Faschismus" verdächtige führen
de Finanzpolitiker des Zentrums und ab 1930 Reichskanz
ler Heinrich Brüning hatte zwecks Sanierung der Reichs
finanzen und Bewältigung der Reparationslasten eine 
Überprüfung der Eigentumsverhältnisse im deutschen 
Bankgewerbe durchführen lassen. Das Ergebnis, demzu
folge sich in ganz Deutschland nur eine einzige Bank nicht 
in jüdischem Besitz befand, durfte seinerzeit nicht veröf
fentlicht werden. 58> 

Gewiß hat der Zweite Weltkrieg unglaubliche Emotio
nen hochgespielt. Doch der "Frieden" sollte dazu angetan 
sein, zur Sachlichkeit und Gleichberechtigung der Völker 
zurückzufinden. Eine international gepriesene "Wertege
meinschaft", die sich einhüllt in Völkerrecht, Rechtsstaat
lichkeit, Rechtsgleichheit der Rassen und sonstige huma-

66) Nahum Goldmann, "Das jüdische Paradox", Köln. Frankfurt/M 1978, S. 
166; •• vergl. ausführlicheres Zitat in HT Nr. 5, S. 40. 

67) John Colville, "Downing Street Tagebücher 1939 • 1945", Ber1in 1988, S. 
31. 

68) David lrving, "Goebbels ··Macht und Magie", Kiel 1997, S. 62. 
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nistische Grundsätze,-- in Wirklichkeitjedoch Imperialis
mus und Neokolonialismus betreibt, kann keine ehrliche 
Konzeption für dauerhaften Frieden in dieser Welt sein. 

Kurz nach Neujahr 1959/60 erfuhr man Erstaunliches: 
Der politische Direktor des Jüdischen Weltkongresses, Mr. 
Easterrnan, stellte auf einer Pressekonferenz in Bonn For
derungen vor: alle Personen in Regierung, Verwaltung, 
Gerichten, Schulen und Presse seien hinsichtlich ihrer "fa
schistischen Vergangenheitrigoros und eingehend" zu über
prüfen, "Belastete" schnellstens zu entlassen, "revanchisti
sche" Vertriebenenverbände zu reglementieren, "naziver
dächtige Organisationen und Publikationen" zu verbieten, 
lückenlose Beobachtungen der Auslandskontakte von An
tisemiten einzuleiten, Gerichtsverfahren gegen "Naziver
brecher" zu beschleunigen, Pensionen an ehemalige "Na
zis" zu überprüfen, Wiedergutmachungszahlungen aufzu
bessern usw. usw. 

"Wie Eastennan weiter vor der Presse mitteilte, sah Au
ßenminister Heinrich von Brentano (CDU) keine Schwierig
keiten in der Annahme dieser Grundsätze durch das Bonner 
Kabinett." 68•> 

Während der Präsident des JWK, E dgar Bronfrnan, 
sich 1988 nach Ost-Berlin begab, um die ihrem Niedergang 
entgegensehende "DDR" wieder aufzuwerten, erklärte der 
"Bevollmächtigte des JWK für Kontakte mit der DDR", 
Dr. Maram _Stern, mit aller Deutlichkeit: 

"Für seine Organisation stehe die Frage der Wiederver
einigung nicht auf der Tagesordnung. Der JWK werde alles 
tun, damit es nicht dazu komme. Die Lehren der Geschichte 
seien noch aktuell. Allerdings wäre es schwer, diese Position 
gegenwärtig öffentlich zu vertreten. Präsident Bronfman wer
de jedoch in den USA und anderswo in diesem Sinne wir
ken." GSb> 

Als sich "die Wende" dennoch nicht aufhalten ließ, ver
blieb der JWK bei seiner Politik der Einmischung in die 
deutschen Angelegenheiten und stellte die Forderung: 

"Der Jüdische Weltkongreß verlangt von einer künftigen 
Regierung der DDR eine 'klare und aufrichtige Erklärung', in 
der sie sich zur deutschen Verantwortung für den Holocaust 
bekennen soll. Wie in Jerusa lem bekannt wurde, beschloß der 
israelischeAusschuß desJüdischen Weltkongresses, seine Un
terstützung für die deutsche Einheit u.a. von einer solchen 
Erklärung abhängig zu machen. 

Als weitere wichtige Voraussetzung für eine Unterstützung 
der deutschen Einheit erhob der Jüdische Weltkongreß die 
Forderung, daß ein einiges Deutschland keinerlei militärische 
Zusammenarbeit mit Staaten unterhalten sollte, die sich im 
Kriegszustand mit Israel befinden. 

Darüber hinaus sollten die Deutschen dem fortwährenden 
Gedenken an den Holocaust 'höchste Priorität' beimessen. 
Dazu gehörten Gesetze zur Verfolgung von Rassenhaß und 

von Versuchen, die Verbrechen des Holocaust zu leugnen." 69> 

Auch Londons Oberrabbiner, Imrnanuel Jakobovits, 
meldetejüdische Mitspracherechte bei der Wiedervereini
gung Deutschlands an, um sicherzustellen, daß die Juden 
unter den Deutschen nicht wieder zu leiden hätten.70> 

68a) Ado1f v. Thadden, "Die verfemte Rechte", Pr. Oldendorf 1984, S. I 13. 114. 
68b) DieWelt, 2. April1992 
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Souverän oder nicht 

Bundesgesetzblatt, Teil II Nr. 38, ausgegeben zu Bonn 
am 13. Oktober 1990: 

Gesetz zu dem Vertrag vom 12. September 1990 über 
die abschließende Regelung in bezugauf Deutschland. 

Unterzeichner: 
Bundespräsident v. Weizsäcker, Bundeskanzler Dr. 

Helmut Kohl, der Bundesminister des Äußeren Genscher, 
Bonn, den 11. Oktober 1990: 

" ... in Würdigung dessen, daß das deutsche Volk in 
freier Ausübung des Selbstbestimmungsrechts seinen Wil
len bekundet hat, die staatliche Einheit Deutschlands her
zustellen, um als gleichberechtigtes und souveränes Glied 
in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, 

in der Überzeugung, daß die Vereinigung Deutschlands 
als Staat mit endgültigen Grenzen ein bedeutsamer Beitrag 
zu Frieden und Stabilität in Europa ist, 

mit dem Ziel, die abschließende Regelung in bezug auf 
Deutschland zu vereinbaren, 

in Anerkennung dessen, daß dadurch und mit der Verei
nigung Deutschlands als einem demokratischen und friedli
chen Staat die Rechte und Verantwortlichkeilen der Vier 
Mächte in bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes 
ihre Bedeutung verlieren, ... 

Artikel I 
(1) ... Seine Außengrenzen werden die Grenzen der Bun

desrepublik Deutschland und der Deutschen Demokrati
schen Republik sein und werden am Tage des Inkraftrretens 
dieses Vertrages endgültig sein . ... 

(3) Das vereinte Deutschland hat keinerlei Gebietsan
sprüche gegen andere Staaten und wird solche auch in 
Zukunft nicht erheben . ... 

Artikel 7 
(1) Die Französische Republik, die Union der Soziali

stischen Sowjetrepubliken, das Vereinigte Königreich Groß
britannien und die Vereinigten Staaten von Amerika be
enden hiermit ihre Rechte und Verantwortlichkeilen in 
bezugauf Berlin und Deutschland als Ganzes. Als Ergeb
nis werden die entsprechenden, damit zusammenhängenden 
vierseitigen Vereinbarungen, Beschlüsse und Praktiken be
endet und alle entsprechenden Einrichtungen der Vier Mäch
te aufgelöst. 

(2) Das vereinte Deutschland hat demgemäß volle Sou
veränität über seine inneren und äußeren Angelegenheiten. 

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten, hierzu 
gehörig Bevollmächtigten diesen Vertrag unterschrieben. 

Geschehen zu Moskau am 12. September 1990 . ... 
Unterzeichner für die Bundesrepublik Deutschland Hans

Dietrich Genscher, für die Deutsche Demokratische Repu
blik Lothar de Maiziere, für die Französische Republik 
Roland Dumas, für die Union der Sozialistischen Sowjetre
publiken E. Schewardnadse, für das Vereinigte Königreich 
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-- wer schwindelt hier? 

Großbritannien Douglas Hurd, für die Vereinigten 
Staaten von Amerika James Baker." 

Seit Abschluß dieses Vertrages wurden weder irgend
welche Vertragsklauseln des Überleitungsvertrages vom 
31.3.1955, die wesentliche Eingriffe der Westalliierten in 
das innere Gefüge Deutschlands festschrieben, modifiziert, 
noch Grundgesetzartikel 139 verändert oder aufgehoben, 
der "die zur »Befreiung des deutschen Volkes vom Natio
nalsozialismus und Militarismus« erlassenen Rechtsvor
schriften" für das deutsche Volk zum vorrangig gültigen 
R.echt verankerte. Man sei daran erinnert, daß bereits bei 
Unterzeichnung des Überleitungsvertrages 1955 die Über
tragung der "vollen Souveränität" auf die Bundesrepu
blik gefeiert wurde, was von Anfang an gezielte Desinfor
mation war. Ist das jetzt anders? 

Eine Anfrage an das Bundesministerium der Justiz er
gab am 20. Juni 1995 als Antwort (Az.: IV A 2-1000 II-46 
0411/95): 

"A rtikel139 GG ordnet die Fortgeltung der bei Jnkraft
treten des Grundgesetzes in Gesetzen und Rechtsverordnun
gen enthaltenen »Entnazifizierungsvorschriften« an, obwohl 
diese mit einer Reihe von Grundrechten und rechtsstaatli
ehen Prinzipien des Grundgesetzes nicht vereinbar waren. 
BeiArlikel139 GG handelt es sich um eine eng auszulegen
de Ausnahmevorschrift und eine Übergangsregelung, die 
heute nur noch geringe Bedeutung hat." 

Diesen Ausführungen folgten als Anlage alle von der 
Datenbank des Bundesrechts abgefragten Rechtsvorschrif
ten mit den Suchwörtern "Nationalsozialismus, national
sozialistisch, Militarismus, militaristisch", -- immerhin 
43 Sortiersätze! Beachtlich an diesen vom Bundesjustiz
ministerium im Jahre 1995 als heute noch gültig im 
Sinne des Artikel 139 GG herausgefundenen Rechts
vorschriften ist, daß von den 43 = 17 auf die Besatzungs
jahre 1946- 1948 verweisen. Wenn das alles "eng auszule
gen ist", nur für den "Übergang" gedacht war, worüber die 
Alliierten gewiß eine andere Meinung haben, fragt es sich 
doch, warum das nicht längst von der "voll souveränen" 
Bundesregierung aufgehoben worden ist, zumal es "mit 
einer Reihe von Grundrechten und rechtsstaatliehen Prin
zipien nicht ve'reinbar" ist! 

Das »Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus 
und MilitarismuS << der us-amerikanischen Besatzungs
macht vom 5. März 1946 ist seltsamerweise in der ge-
69) Allgemeine Jütliscfle Wochenzeitung, 29. März 1990, S. I. 
70) Die Welt, 23. Juli 1990. 
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nannten Aufzählung der "43 Sortiersätze der Da
tenbank des Bundesrechts" nicht mit aufgeführt, 
obgleich es doch infolge seiner Aufnahme ins 
Grundgesetz von elementarer Bedeutung ist. Ge
rade weil der Artikel139 in der noch heute gültigen 
Form eine derart umfassende Auslegungsmöglich
keit und damit Eingriffsbreite in innerdeutsches 
Recht und innenpolitischen Vollzug hat, ist die ge
nannte Stellungnahme des Bundesjustizministeri
ums geradezu abenteuerlich, zu mal die " Übergangs
regelung" längst vorüber sein dürfte. 

Das US-"Gesetz zur Befreiung von Nationalso
zialismus und Militarismus" vom 5. März 1946 
mit seiner "Anlage zum Säuberungsgesetz" im Zu
sammenhang mit Kontrollratsgesetz Nr. 24 füllt 
zudem sogar eine ganze Broschüre! Es ist daher Antrittsbesuch von Bundesverteidigungsminister Volker Rühe bei A~dre
nicht in einigen Absätzen wiederzugeben. Der Leser as Nacha11Ul (rechts), dem Vo~sitzenden der jüdi~chen G_~mein~e Berlm ... --

. . . Sprechen wollten beide über dle Vorstellungen Ruhes zu dffenthchen Gelöb-
Sel zur Erfassung des gesamten Textes auf eme B1- nissender Bundeswehr. Rühe bekräftigte, daß das Gelöbnis am 13. August in 
bliothek verwiesen. Der Tenor dieses umfangreichen ßerlin vor dem Roten Rathaus stattfinden solle. Nacha11Ul stimmte Rühe 
Gesetzes läuft jedoch darauf hinaus, das deutsche darin zu: Die geplante Zeremonie halte er für richtig für »unsere Bundes
Volk grundsätzlich als "Straftä.ter- bzw. Verbrecher- wehr«." 
Volk" zu erkennen und zu behandeln sei. Für jeden Der Tagesspiegel, Berlin 20.1 .1998. 

erwachsenen Deutschen war eine Katalogisierung vorge
schrieben: wer als Hauptschuldiger, wer als Belasteter, 
Aktivist, Militarist, "Angehöriger einer ve1·brecherischen 
Organisation", Nutznießer, wer als Minderbelasteter, Mit
läufer oder Entlasteter einzustufen, zu bestrafen oder nicht 
zu behelligen, aber dennoch als Kollektivhaftender zu diffa
mieren sei. Als unschuldig konnten sich allenfalls Kinder 
und Jugendliche betrachten; erst nach Beendigung der Be
satzungszeit wurden dann auch sie als Kollektivhaftende 
zur "Verantwortung" verpflichtet. 

Die "Strafen" reichten von der Todesstrafe bis zur lang
jährigen Haft, von totaler Enteignung einschließlich Ent
zug von Renten- oder Pensionsansprüchen bis zu Arbeits-, 
Gewerbe- und Berufsverboten, Verpflichtung zur Veräu
ßerung einer Beteiligung, Einweisung in Arbeitslager, Aus
schluß von der Teilnahme am öffentlichen, wirtschaftli
chen und kulturellen Leben, Geldstrafen. Die Maßstäbe 
für diesen "Befreiungs"-Eifer setzte der Sieger in eigener 
Willkür. 

Ein "Minister für politische Befreiung" hatte dafür zu 
sorgen, nur ausgesuchte Gegner des Nationalsozialismus 
und Militarismus zur Mitwirkung in den einzurichtenden 
"Spruchkammern" bei der Katalogisierung und Bestrafung 
diser Millionen "Schurken" verschiedenartiger Kategorien 
sowie bei der Gestaltung des öffentlichen Lebens zuzulas
sen. 

"Belasteten" ist zudem das Wahlrecht zu entziehen, 
"sie sind dauernd unfdhig, ein öffentliches Amt einschließ
lich des Notariats und der Anwaltschaft zu bekleiden oder 
sich irgendwie politisch zu betätigen"! Sie dürfen auch 
nicht binnen 5 Jahren in einem freien Beruf oder selbstän
dig in einem Unternehmen tätig sein. 

Für "Minderbelastete" gilt: Während einer Bewäh-
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rungsfrist ist ihnen untersagt, ein Unternehmen zu leiten, 
in nicht selbständiger Stellung anders als in gewöhnlicher 
Arbeit beschäftigt zu sein; Beamte können entlassen, rück
versetzt, in ihren Bezügen herabgestuft werden. "Gegen 
»Mitläufer« sind einmalige oder laufende B eiträge zu ei
nem Wiede1·gutmachungsfonds anzuordnen". 

"Entlasteter" ist jener, 
"wer trotz einer formellen Mitgliedschaft oder Anwart

schaft oder eines anderen äußeren Umstandes sich nicht nur 
passiv verhalten, sondern nach dem Maß seiner Kräfte aktiv 
Widerstand gegen die nationa lsozialistische Gewaltherrschaft 
geleistet und dadurch Nachteile erlitten hat." 

Galt vor der "Befreiung" auch für die US-Amerikaner 
der Deutsche grundsätzlich als zum Freiwild erklärter"An
gehöriger eines paranoiden Feindstaates" (Einschätzung 
durch General Dwight D. Eisenhower), so wurde danach 
ausschließlich der "Widerstandskämpfer" "entlastet" und 
zur Dienstleistung für die Besatzungsmacht herangezo
gen, während alle anderen zunächst weiterhin diskrimi
niert und entrechtet blieben, nicht viel anders als bei den 
sowjetrussischen "Befreiern". 

Besserten sich nach und nach für viele auch die Einzel
bedingungen, so blieben doch die Strukturelemente der 
fremdinstallierten Rahmenbedingungen erhalten. Wurde 
das neue Gefüge auch "Demokratie" genannt, so war dies 
im Westen nicht viel anders als jenes in der "Deutschen 
Demokratischen Republik", das auch dort weder deutsch 
noch demokratisch noch republikanisch, sondern besat
zungsgesteuert war. Das "Gesetz zur Befreiungvon Natio
nalsozialismus und Militarismus" vom 5. März 1946 war 
genau das Gegenteil eines Volks~rillens: es hat diesen Volks
willen mit rückwirkender Kraft abgestraft! Der Alliierte 
Kontrollrat hat mit parallel geschalteten Gesetzen und Ver-
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ordnungenseinem Willen nachhaltige Dauerwirkung auch 
über die Zeit der anfänglichen Besatzungsphase verschafft. 
Das deutsche Volk blieb in die Rolle eines Ausführungs
organs ven'liesen. Lizenzlinge, ausländische Aufsichtskl·äf
te, die weltweit gesteuerte "öffentliche Meinung" und die 
wirtschaftlichen Abhängigkeiten sorgten für widerspruchs
lose "Con·ectness". 

Warum hat man nicht die Gelegenheit genutzt, bei ei
ner der zahlreichen Grundgesetzänderungen -- spätestens 
anläßlich der "Wende" und des Abschlusses des "2 + 4 
Vertrages" 1990 -- den § 139 GG zu streichen? Das muß 
doch wohl einen Grund haben! Keine bagatellisierenden 
ministeriellen Briefe an besorgte Bürger können den recht
lich bindenden § 139 GG für harmlos oder ungültig erklä
ren. Das gleiche gilt für die nach wie vor vorhandenen, weil 
ebenso stillschweigend geduldeten "Feindstaatenklauseln" 
§§53+ 107 der UNO-Satzung. 

Im Verbotsverfahren gegen die NPD, das Bundesre
gierung, -tag und -rat im Jahr 2001 beantragt haben, wur-

de sogar amtlich dieser § 139 GG herangezogen, um so
gleich eine ganze Partei mit diesem Besatzungsrelikt ver
bieten zu lassen. Die Begründung des Oberverwaltungsge
richts in Münster (5. Senat) veranlaßt den Volkssouverän 
- den Bürger -- zu der Frage, wessen Meinung eigentlich in 
Deutschland gilt, die der Deutschen oder jene der Auslän
der, heißt es doch dort: 

"Die NPD könne sich nicht auf die Grundrechte berufen, 
weil durch das öffentliche Auftreten von neonazisfischen Grup
pierungen und das Verbreiten entsprechenden Gedankenguts 
grundlegende und ethische Anschauungen einer Vielzahl von 
Menschen -- zumal der in Deutschland lebenden ausländi
schen und jüdischen Mitbürger -- in erheblicher Weise verletzt 
würden. " 71> 

Ausdrücklich beruft sich das Gericht auf Art~ 
139 GG und damit auf die hier benannten Gesetze 
der Besatzungsmächte "zur Befreiung vom Natio

"'nalsozialismus und Militarismus"! 

Höchste Gerichte stützen sich 1996 noch 
auf Kontrollratsgesetze der Alliierten von 1945 

Die undurchschaubar kompliziert gehaltene Rechtsla
ge der Bundesrepublik Deutschland wurde durch einen 
von den Rechtsnachfolgern der IG-Farbenindustrie ange
strengten Prozeß zur Wiedererlangung enteigneten Besit
zes innerhalb der ehemaligen DDR deutlich. 

Das Hamburger Abendblatt vom 6.9.1996 berichtete: 
HNdpa/afp Karlsruhe. 
"Die Liquidationsgesellschaft der I. G. Farbenindustrie 

AG hat keinen Anspruch auf Rückübertragung von Vermögen 
in der ehemaligen DDR. Dies entschied das Bundesverfas
sungsgericht in Karlsruhe. In einem am Donnerstag veröf
fentlichten einstimmigen Beschluß nahm die 1. Kammer des 
Ersten Senats eine dagegen gerichtete Verfassungsbeschwer
de gar nicht erst zur Entscheidung an. Dabei ging es um die 
Rückübertragung von 17 in Sachsen-Anhalt gelegenen Betrie
ben nach dem Vermögensgesetz. 

Die Liquidatoren sahen durch Entscheidungen des Bun
desverwaltungsgerichts in Berlin und des Verwaltungsgerichts 
in Halle das Grundrecht der Gesellschaft auf Eigentumsschutz 
verletzt. Es könne nicht sein, daß das Vermögen der J.G. 
Farben in der ehemaligen DDR als entschädigungslos enteig
net gelte, während der Gesellschaft das Westvermögen ver
blieb, hatten sie argumentiert. 

Der Beschwerde komme auch keine grundsätzliche Bedeu
tung zu. Durch das Karlsruher Bodenreform-Urteil vom 23. 
April 1991 und folgendem Beschluß vom April 1996 sei ge
klärt, daß der Restitutionsausschluß für die in den Jahren 
1945 bis 1949 in der sowjetischen Besatzungszone vorgenom
menen Enteignungen nicht zu beanstanden sei und damit die 
Enteignungen nicht zurückgenommen werden müßten. 

Nach Meinung der Karlsruher Richter verletzt die unter-
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schiedliche Behandlung von Eigentümern, die Vermögenswer
te vor 1949 und solchen, die sie nach 1949 durch Enteignun
gen verloren haben, auch nicht den Gleichheitssatz: Die Bun
desregierung habe annehmen dürfen, daß sowohl die DDR 
als auch die Sowjetunion die Zustimmung zur deutschen 
Wiedervereinigung von der Unumkehrbarkeit besatzungs
rechtlicher und hoheitlicher Enteignungen abhängig gemacht 
hätten. 

Trotz ihrer Gründung 1925 und damit vor dem Dritten 
Reich, gelten die I.G. Farben als »Nazi-Konzern«. Schon vor 
1933 hatte der damals größte Chemiekonzern der Welt die 
NSDAP unterstützt. Ab 1941 betrieb das Unternehmen auf 
seinem Werksgelände Buna bei Auschwitz das Konzentrations
lager Monowirz, in dem mindestens 25.000, nach Schätzung 
von Opferverbänden sogar 120.000 Häftlinge und Zwangsar
beiter starben. Von den insgesamt 300.000 Insassen des KZ 
leben heute nur noch einige tausend. Heute ist die Kötner 
Gesellschaft für Wohnbesitz Großaktionär der I.G. Farben. 

Die »I.G. Farbenindustrie AG in Abwicklung« wollte sich 
zu dem BVG-Beschluß nicht äußern. Am 9. August 1995 hatte 
die Hauptversammlung beschlossen, Teile des Ost-Vermögens 
zur Entschädigung der Zwangsarbeiter zu verwenden. 

Dies sei nun hinfällig und ohnehin »eine Unverschämt
heit«, sagte der Vizepräsident des Internationalen Auschwitz
komitees, Kurt Goldstein. Nach dem Beschluß gebe es für die 
J.G. Farben »keinen Grund mehr, nicht endlich die 
Abwicklung zu beenden und ihr Vermögen denen zu 
geben, denen es zusteht.« 

Durch die Entflechtung des Chemiemultis entstanden nach 
dem Zweiten Weltkrieg die Konzerne BASF, Bayer und 

71) Diese Argumentation der Antragsteller findet s ich wieder im OYerG-Be· 
schluß vom 30.4.2001 .. 5 B 585/01 -· S. 4. 
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Hoechst." 
Die Bereitschaft der Rechtsnachfolger des I.G. Farben 

Konzerns, "Teile des Ost-Vermögens zur Entschädigung 
der Zwangsarbeiter zu verwenden", ist menschlich sicher
lich begrüßenswert, doch angesichts der Außerachtlassung 
der Kriegsbedingungen und der Leiden auch des deut
schen Volkes während des Krieges und derjahrelang nach 
Kriegsende den deutschen Kriegsgefangenen auferlegten 
entschädigungslosen Zwangsarbeit gewiß kein Ausdruck 
einer souveränen und den historischen wie völkerrechtli
chen Gegebenheiten angemessenen Entscheidung. 

Das Verwaltungsgericht Halle hatte seine Urteilsbe
gründung im wesentlichen auf das Kontrollratsgesetz Nr. 
9 vom 30. November 1945 gestützt, das die Zerschlagung 
des I.G. Farbenkonzerns als Kriegs- und Besatzungsziel 
vorgeschrieben hatte, 

"um jede künftige Bedrohung seine1· Nachbarn oder 
des Weltfriedens durch Deutschland unmöglich zu ma
chen und mit Rücksicht auf die Tatsache, daß die I.G. 
Farbenindustrie sich wissentlich und in hervormgendem 
Maße mit demAusbau und der Erhaltung des deutschen 
Kriegspotentials befaßt hat". 

Die Instanzgerichte bis hin zum Bundesverfassungsge
richt hatten die vorgetragene Berufung auf das Kontroll
ratsgesetz Nr. 9 nicht beanstandet. Dies bedeutet, daß trotz 
einer Fülle von Aufhebungsgesetzen des Besatzungsrech
tes aus dem Jahr 1955 und des sogenannten Überleitungs
vertragsgesetzes vom 31.3.1955 72> nach wie vor, wenn auch 
nicht alle Besatzungsgesetze, so doch wesentliche ihrer 
Grundelemente im Justizkodex der Bundesrepublik veran
kert geblieben sind. Dies läßt sich auch an Hand der Grund
rechtsartikel 25 (Die allgemeinen Regeln des Völkerrechts sind Be

standteil des Bundesrechts und gehen den Gesetzen vor) 7Sl und des 
Art. 139 ("Befreiungsgesetz")14> nachweisen. 

So bekundet auch das Bundesministerium der Justiz im 
Jahr 1995, daß zwar der Überleitungsvertrag "durch eine 
Vereinbarung zwischen der Bundesrepublik und den Drei 
Mächten vom 27./28. September 1990 außer Kraft gesetzt 
w?"·~n" ist, -- "mit Ausnahme weniger Bestimmungen, 
dte tn Kraft geblieben sind, gehört Art. 2 Abs. 1." 7f>l 

Hier -- also in Kraft geblieben -- heißt es: 
"Artikel 2 
(1) Alle Rechte und Verpflichtungen, 
die durch gesetzgeberische, gerichtliche oder Verwaltungs

maßnahmen der Besatzungsbehörden oder auf Grund solcher 
Maßnahmen begründet oder festgestellt worden sind, sind und 
bleiben in jeder Hinsicht nach deutschem Recht in Kraft. ohne 

72) Vgl. HT Nr. 67, S. 4. 
73) lnlernationale Völkerrechtsregeln sind vorrangig vor nationalen Gesetzen 

gulllg, wobe1 zu beachten bleibt, daß Verträge der Imperialstaaten unter 
SICh solche internationale Völkerrechtsregeln zu kodifizieren vermochten 
siehe Londoner Statut vom 8.8.1 945, Feindstaatenklauseln der UNO-Sat~ 
zung § 53 + 107, Jalta- und Potsdamer Erklärungen von 1945 über die 
Aufteilung Europas. 

74) "Die zw· »Befreiung des de111schen Volkes vom Nationalsozialismus und 
Mdttansmus« erlassenen Rechtsvorschriften werden von den Bestim
mungen dieses Grundgesetzes nicht berührt." 

75) Das Schreiben liegt dem Verlag vor. 
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Rücksicht darauf, ob sie in Übereinstimmung mit anderen 
Rechtsvorschriften begründet oder festgestellt worden sind. 
Diese Rechte und Verpflichtungen unterliegen ohne Diskrimi
nierung denselben künftigen gesetzgeberischen. gerichtlichen 
und Verwaltungsmaßnahmen wie gleichartige nach innerstaat
lichem deutschem Recht begründete oder festgestellte Rechte 
und Verpflichtungen." 

Solange solche, in Vielfalt vorhandenen Fremdbestim
mungen die Rechtsgrund lagen der Bundesrepublik 
Deutschland durchziehen, solange ist das deutsche Volk an 
einer Gleichberechtigung gehindert. Die für die Deutschen 
geltenden Sonderbedingungen wirken sich bekanntlich nicht 
nur auf Gesetze, sondern auch auf die Personal-, Außen-, 
Innen-, Kultur-, Medien-, Wirtschaftspolitik, auf die Ge
heimdienste und nicht zuletzt auf die Besitzverhältnisse 
des Nationalvermögens aus. 

Regierung und Verfassungsgericht haben im Zuge der 
Wiedervereinigung der ehemals unterschiedlichen Besat
zungsgebiete in den Gebieten östlich und westlich der Eibe 
voneinander abweichende Rechtsgrundlagen geschaffen, 
die mit einem einheitlichen, geschweige denn europäischen 
Rechtsstaatsgedanken nicht zu vereinbaren sind. 

Wesentlich hierfür bleibt die unwahre und abwegige 
Behauptung Helmut Kohls, Michail Gorbatschow habe 
als Ministerpräsident der untergehenden Sowjetunion als 
Vertragspartner des "2 + 4 Vertrages" vom 12.9.1990 
(BGBl1990 II, S. 1318) die Vereinigung der DDR mit der 
Bundesrepublik Deutschland nur unter der Bedingung ge
nehmigt, daß die sov.jetischen Enteignungsmaßnahmen bis 
1949 "unumkehrbar rechtens" bleiben müßten. Diese-- wie 
gesagt -- unwahre und abwegige Unterstellung wurde so
gar klammheimlich im neugestalteten Artikel 143 Abs. 3 
des Grundgesetzes verankert, ohne daß das deutsche Volk 
Gelegenheit erhalten hatte, hiervon überhaupt Kenntnis 
zu erlangen geschweige denn Stellung zu nehmen! 

Dieser Art. 143 Abs. 3 lautet seitdem: 
"Unabhängig von Abs. 1 und 2 (betreffend befristete Re

gelungen, -- d. Verf.) haben Artikel 41 des Einigungsvertra
ges und Regelungen zu seiner Durchführung auch insoweit 
Bestand, als sie vorsehen, daß Eingriffe in das Eigentum auf 
dem in Artikel 3 dieses Vertrages genannten Gebiet nicht 
mehr rückgängig gemacht werden. 11 

Bei welchem souveränen Staat wäre es möglich, die 
Verfassung zum Nachteil des eigenen Volkes zu ändern 
weil die Regierung mit anderen Staaten einen Vertrag ab~ 
geschlossen hat? Anders formuliert: Welcher souveräne 
Staat besitzt eine Verfassung mit Vorbehaltsrechten aus
ländischer Mächte wie u.a. des § 139 Grundgesetz (Fort
geltung von Entnazifizierungsvorschriften jener aus
ländischen Mächte. "Die zur Befreiung des deutschen 
Volkes vom Nationalsozialismus und Militarismus 
erlassenen Rechtsvorschriften werden von den Be
stimmungen dieses Grundgesetzes nicht berührt.")? 

33 



I 

Proteste gegen staatliche Hehlerei 

Bielefeld (WB): "Von elementaren Grundrechten aus
geschlossen fühlen sich jene Grundbesitzer, die in den J ah
ren 1945 bis 1949 von der kommunistischen Besatzungs
macht in der damaligen Sowjetzone zwangsenteignet und 
von Haus und Hof vert1"ieben worden waren. Denn die 
Regelung der Nichtrückgabe ihrer früheren rechtmäßigen 
Besitzungen wurde im Vertrag zur deutschen Einheit von 
1990 gesetzlich festgeschrieben. " 

In dem als Anzeige im WESTFALEN-BLATT 1997 
aufgegebenen Aktionsaufruf zur Unterschriftensammlung, 
die später dem Bundeskanzler übergeben wurde, heißt es: 

"Um die Mißachtung des durch Menschenrechte und 
Verfassung garantierten Eigentumsschutzes durch die Bun
desregierung zu erkennen, stellen Sie sich folgendes vor: 

Ihnen oder Ihren Eltern wäre das Geburts- oder Eltern
haus, der Familienbetrieb (Landwirtschaft, Handwerk, In
dustrie) durch das kommunistisch-stalinistische Regime be
schlagnahmt, also ohne jegliche Entschädigung und will
kürlich gestohlen worden. So ist das Tausenden von Bür
gern 1945 bis 1949 in der Sowjetischen Besatzungszone er
gangen. Die jeweiligen Regierungen in der Bundesrepublik, 
ja das gesamte Parlament, haben immer beteue11, dieses 
unglaubliche Unrecht niemals anzuerkennen. 

Es kommt die »Wende<<, doch Sie als von diesem Un
recht betroffener Bürger erhalten Ihr Eigentum nicht zu
rück und bekommen -- wenn überhaupt -- nur einen mini
malen Ausgleich von etwa 2 - 6%. Mit der unwahren Be
gründung, >>die Sowjetunion und die DDR haben die Nicht
rückgabe zur Bedingung für die Wiedervereinigung ge
macht<<, wird Ihnen sogar eine Teilrückgabe Ihres Eigen
tums verwehrt. 

Und was noch schlimmer ist: Ihr Familienhaus, Ihren 
Betrieb vereinnahmt der deutsche Staat und verkauft alles 
vor Ihren Augen an Fremde -- wie ein Hehler. Den Erlös 
vereinnahmt allein der Fiskus. Sie stehen machtlos daneben 
und zweifeln an unserem Rechtsstaat. 

Wohlgemerkt: Es geht nicht um das Eigentum, das Bür
ger der ehemaligen DDR redlich erworben haben, sondern 
nur um das sogenannte Volkseigentum, das die öffentliche 
Hand des wiedervereinigten Deutschlands einbehalten hat! 

Das Bundesverfassungsgerichthat unter maßgeblicher 
Mitwirkung von Roman Herzog, dem späteren Bundes
präsidenten, die Rechtmäßigkeit der Nichtrückgabe von 
Vermögenswerten ehemaliger Sowjet-Enteignungen am 
23.4.1991 (Bodenreformurteil) mit der Begründung ver
fügt, die Bundesregierung habe bei Abschluß des 2 + 4 
Vertragesam 12.9.1990 (BGBI. 1990 Teil II, S. 1318) "nicht 
pflichtwidrig gehandelt", als sie behauptet hatte -- so Bun
deskanzler Kohl in seiner Regierungserklärung am 
30.1.1991 vor dem Bundestag --, die Sowjetunion habe 
ihre Zustimmung zur Wiedervereinigung Deutschlands nur 
unter dieser Voraussetzung gegeben, daß die sowjetischen 
Enteignungen nicht rückgängig gemacht werden dürften. 
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Die ehemaligen sowjetischen Verhandlungspartner 
Staatspräsident Michail Gorbatschow und sein Außen
kommissar Schewardnadse dementierten ebenso ~rie US
Präsident George Bush die Behauptung, die Sov.rjetunion 
habe für die Wiedervereinigung als Vorbedingung gestellt, 
daß die von Moskau ab 1945 verfügten Enteignungsmaß
nahmen in Deutschland künftig nicht mehr rückgängig 
gemacht werden dürften. E ine Fülle weiterer Dementis 
ließe sich auflisten.76l Im übrigen ist es lächerlich, eine 
solche Forderung -- wenn es sie denn gegeben hätte-- von 
einem inzwischen zusammengebrochenen Staat ernst zu 
nehmen und zur Rechtsgrundlage für die Zukunft 
Deutschlands zu verankern. Hier ist doch ganz offensicht
lich Lug und Trug zum Nachteil des deutschen Volkes im 
Spiel, um nach Raubrittermanier deutsches Nationalver
mögen in fremde Hände zu überführen! 

"In bezug auf die Enteignung deutscher Bürger ... sind 
drei Dinge dabei höchst bedauerlich: 

1. Daß der Rechtsstaat Deutschland des Geldes wegen 
Rechtsbruch begeht und auch noch durch Falschaussagen 
oder Verschleierung vor dem Bundesverfassungsgericht ver
sucht, diesen Rechtsbruch zu vertuschen oder zu rechtferti
gen. 

2. Daß alle hohen Vertreter der derzeitigen Bundesregie
rung darin involviert sind. Herr Waigel hat sich damals die 
Sache ausgedacht, um damit die deutsche Einheit zu bezah
len. Das leuchtete Herrn Bundeskanzler Kohl ein, und der 
hat sich voll dahintergestellt .... Herr Klaus Kinkel war der 
damalige Bundesjustizminister. Er hat von der ganzen Sache 
gewußt und nichts unternommen. Herr Roman Herzog war 
der damalige Präsident des Bundesverfassungsgerichts und 
hat, obwohl man ihn darauf hinwies, keine Recherchen ange
stellt, um festzustellen, ob die Aussagen der Vertreter der 
Bundesrepublik haltbar sind und ob die Sowjetunion wirk
lich darauf bestanden hat (wurde er zur Belohnung Bundes
präsident?) 

3. Daß die Bundesregierung sich heute das Recht her
ausnimmt zu bestimmen, wer sein Land oder seine Immobilie 
zurückerhält und wer nicht. ... Hier wird nach einem nicht 
nachvollziehbaren Verfahren gehandelt. Ausländer (Juden) 
erhal ten ihr Eigentum auch zurück. Also wie man sieht, eine 
völllig willkürliche Regelung. " 7 7 J 

Sollten et\va Bundesregierung und Bundesverfassungs
richter nicht wissen, daß Art. 20 Abs. 1 Satz 2 des Grund
gesetzes das deutsche Volk benannt hat, von dem die 
Staatsgewalt ausgehe? Sollten sie etwa auch die Wiener 
Vertragsrechtskonvention vom 23.5.1969 nicht kennen, 
deren§ 53 die Nichtigkeit eines internationalen Vertrages 
verfügt, falls dieser z.Zt. seines Abschlusses einer ZMn-

76) Frankfurter Allgemeine vom 27.8.1994, 6.9.1994, 5.1 2.1995; Tlze 
Spectator v. 24.10.1995. 

77) Süddeutsche Zeitung, 25.1.1997, S. 12. 
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genden Norm des Völkerrechts widerspricht? Sollten sie 
auch die Raager Landkriegsordnung von 1907 nicht ken
nen, deren Art. 45, 46, 55, 66 u.a. ausdrücklich Enteignun
gen von Privateigentum und Plünderung untersagen? Wer 
alldies und vielfältige andere diesbezügliche Rechtsgrund
sätze zivilisierter Staaten nicht kennt oder mißachtet und 
sich obendrein solch offensichtlicher Lügen bedient, mit 
denen -- ·wie vorgenannt beschrieben -- ein großer Teil des 
Nationalvermögens des eigenen Volkes veruntreut wird, 
gehört wegen Amtsmißbrauch vor den Strafrich ter! 

Da dies in der BRD nicht geschieht und auch von der 
übergeordneten Europäischen Kommission bzw. dem Eu
ropäischen Gerichtshof oder auch den transatlantischen 
Freunden nicht gefordert wird, läßt sich ein Zusammen
hang mit den Einflüssen derlei ausländischer "Interressen
ten" nicht von der Hand weisen. 

Eine Pressenotiz enthüllt noch weitere Abgründe. Nicht 
nur, daß deutsches Nationalvermögen neuerlich "unum
kehrbar" enteignet wurde: 

"Und so hat die "Privatisierung" des DDR-Volksver
mögens von Tausenden, von Betriebsverkäufen dem deut
schen Steuerzahler eine Schuldenlast von bis zu 700 Milli
arden Mark hinterlassen. Eine interessante Formel: Ver
käufe bringen dem Verkäufer Schulden!" 78> 

Die Gelder der "Anschubfinanzierung" sind in vielen 
Fällen verschwunden oder der deutschen Wirtschaft nicht 
zugutegekommen, zugesagte Arbeitsplatzsicherungen nicht 
eingehalten. Andere, zugewanderte, in die "Gesellschaft in
tegrierte" Personen erhielten das Sagen. Den auf 600 Milli
arden DM geschätzten Wert an wirtschaftlichem Besitz 
der Mitteldeutschen ließ Bundeskanzler Helmut Kohl über 
die "Treuhand" für 76 Milliarden verscherbeln. Hinzuzu
rechnen sind die Vermögenswerte, die den rechtmäßigen 
Eigentümern mit der bereits erwähnten verlogenen Be
hauptung des Ex-Kanzlers nicht zurückgegeben worden 
waren. So wurde über die Vertreibung und Entrechtung 
der ostdeutschen Bevölkerung, den unverantwortlichen 
Verzicht auf die von Gorbatschow angebotene Rückgabe 
Ostpreußens durch Helmut Kohl und seinen Außenmini
ster Hans-Dietrich Genscher deutsches N ationalvermö
gen in Kollaborationseifer verschleudert, was schließlich 
durch die faktische Auflösung Deutschlands zugunsten ei
nes multikulturellen europäischen Staates noch gekrönt 
wurde. Kein Wunder, daß er sich nichtleisten konnte, seine 
Geldgeber in der berüchtigten Spendenaffäre zu nennen! 
Typisch auch, daß er für diese Verlogenheiten, Betrügerei
en und Gesetzesbrüche straffrei gesetzt wurde. 

Detlev Karsten Rohwedder, als erster Direktor der 
Treuhand mit der Abwicklung des DDR-Vermögens be
traut, hatte sich offensichtlich gegen diese Handhabung 
verwahrt. Am 1. April1991 trafihn eine Kugel geheimnis
voll gebliebener Herkunft tödlich. Seine Nachfolgerin Bir
git Breuel »privatisierte correctly« binnen 3 Jahren mehr 
als 8.000 Betriebe nach erwähntem Muster. Sie blieb am 
Leben. Überraschend schnell wurde dann die Treuhand 
aufgelöst. Der Souverän-- das deutsche Volk -- war weder 
befragt noch überhaupt sachgerecht informiert worden. 
Wird einst diese Geschichte dokumentengesichert geschrie-

78) National Jouma/ 111996, S. 4. 
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ben werden, so dürfte Erschreckendes zu Tage kommen. 

"Unsere 1878 gegründete weltbekannte Fahrzeugfabrik 
beschäftigte in der 3. Generation ca. 500 Mitarbeiter. Nach 
1945 nahmen die Dinge ihren Lauf. Verhaftung von Großva
ter und Vater, sowjetisches NKWD-Internierungslager Nr. 5 
in Ketschendorf (heute Fürstenwalde Süd). Dort kamen nach
weislich 4.587 Menschen um, ... so auch mein Großvater. 
Mein Vater wurde von Ketschendorf aus 1947 bis Ende 1949 
nach Sibirieo deportiert. ßeide waren Nazigegner. Es nutzte 
nichts .... Mein Vater gründete nach Rückkehr aus Sibirien 
in Westdeutschland eine Firma in der gleichen Branche. 
Nach der Wende machten wir Angebote an die Treuhand, 
den gestohlenen Betrieb wieder zu übernehmen. Viele Mil
lionen wurden bereitgestellt. Für 2 Mark ging 1992 jedoch 
alles an einen branchenfremden Amerikaner. 1995 kam mit 
20 Millionen öffentlich finanzierten Schulden das Aus." 

Vorstehender Anzeigentext in der Frankfurter Allge
meine vom 16. Mai 1997 S. 13 ist namentlich gezeichnet 
von Heiko Peters, Große Bleichen 12/14, 20354 Hamburg. 
Er vermittelt einen Kurzausschnitt aus der Gesamtszene
rie. 

Hier wird die Methode sichtbar, wie regierungsamtlich 
tätige Diebeshehler ausländischen "Interessenten" deut
sche Vermögenswerte gewaltigen Ausmaßes zu Billigprei
sen kostenlos oder noch mit "Anschubfinanzierung" aus 
Ste~ergeldern in die Hand spielten. Die Wertgeschenke, 
die zu 95% an us-amerikanische Unternehmer transferiert 
wurden, sollen sich über750 Milliarden DM belaufen. 

" ... eintausend Milliarden D-Mark (Anschubfinanzierun-
gen) ... die Hälfte ist in den Taschen Raffgieriger gelandet." 79

l 

So hatte der damalige mosaische US-B<?.tschafter in 
Bonn, Holbrooke, anläßlich "der Wende" die Ubereignung 
der deutschen Buna-Werke an den Konzern Dow-Che:mi
cal gefordert. Nicht nur , daß die Kohl-Regierung diese für 
1,-- DM verkauft hat, sie zahlte noch 6 Milliarden DM 
direkte Anschubfinanzierung, weitere 10 Milliarden auf 
dem Umweg über die Europäische Union zusätzlich und 
nahm in Kauf, daß der neue Besitzer von den 18.000 Be
schäftigten schließlich 16.000 abgebaut hat.80l 

"] eder Arbeitsplatz, den die Amerikaner dort (Buna) 
versprechen, kostet den deutschen Steuerzahler -· ohne die 
verdeckten Stromsubventionen -- mehr als 4,4 Millionen 
Mark." 81> 

Auch auf andere Weise geht der Ausverkauf weiter, 
seien es "feindliche Übernahmen", Bestechungen leitender 
Manager, seien es Folgen internationaler Verflechtung mit 
Großkonzernen, die ihre Gewinne im Ausland versteuern. 

Ein besonderes Kapitel sind die Privatisierungen des 
völkischen (staatlichen) Besitzes bei anschließenden (be
wußt zweckentfremdeten?) "Fehlinvestitionen" in dubiose 
Auslandsfirmen. Markantestes Beispiel: die 30 Milliarden 
DM -- andere Veröffentlichungen künden von 60 Milliar
den Euro -- der Telekom in die amerikanische Telefonge
sellschaft Voicestream, mit der Folge radikaler Aktien
stürze -- sprich Enteignung der deutschen Volksvermö
gens-Anleger im Umfang von 120 - 150 Milliarden Euro, 
dazu 60 Milliarden Euro Schulden (auch von "mehr als 

79) Der Spiegel, 14/1997, S. 40. 
80) Die Welt, 24.1.1997, S. 8. 
81) Der Spiegel, Nr. 32/1996, S. 63. 
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100" ist die Rede) -- und der dennoch gewährten 65-Millio
nen-Euro-Abfindung an den schließlich entlassenen Ver
antwortHeben aus Israel Aaron (Ron) Sommer . .. 

Bleibt nachzutragen der im Zuge der Europäisierung 
erfolgte Abbau der Kompetenzen in der Wehr-, Währungs
und Finanzhoheit, der Bevölkerungs- und Wirtscha.ftspoli
tik (incl. Konjunktur-, Subventions-, Arbeitsmarkt-, Indu
strie-, Handels-, Planungspolitik, Werbepraktiken, Er
zeungsrichtlinien). Seitdem die Bundesregierung ohne viel 
Aufsehen zwecks Mitwirkung bei der Entwicklung der Eu
ropäischen Union den Art. 23 des Grundgesetzes hatte 
einführen lassen, der es dem Bund per Gesetz erlaubt, 
Hoheitsrechte des deutschen Volkes auf ein europäisches 
Gremium zu übertragen, sieht die Lage v.rie folgt aus: 

"Heute werden 80% aller Bundesgesetze auf Grund von 
Brüsseler >>Richtlinien" beschlossen, wobei die Abgeord
neten des Deutschen Bundestages lediglich die Rolle von 

Statisten wahrzunehmen haben, die die von ausländi
schen Exekutivorganen praktisch schon beschlossenen und 
nicht mehr zu ändernden Gesetze durchwinken müssen." 
S2a) 

Wie sich dies mit Art. 20 GG, der das Volk als Quelle 
der Staatsgewalt bezeichnet, zu vereinbaren ist, haben die 
bundesdeutschen Amtsträger bisher verschwiegen. Was 
bleibt eigentlich dem deutschen Volk angesichts einer sol
chen Praxis noch nach dem Raub des deutschen Auslands
vermögens im Zusammenhang mit zwei verlorenen Welt
kriegen, der deutschen Patente, der deutschen Ostgebiete 
1945? 

Der ehemalige Ministerpräsident von Schleswig-Hol
stein Jürgen Engholm (SPD) wehrte verwunderte Volks
genossen vor wenigen Jahren amtlich mit dem Argument 
ab: "Wer sagt eigentlich, daß Deutschland den Deutschen 
gehört?" 

200 Milliarden Mark für Holocaust-Opfer 
Finanzministerium legt Überblick der Entschädigungen seit 1945 vor 

"Müncben/New York (dpa). Nach Berechnungen des Bun
desfinanzministeriums hat Deutschland bisher über 200 Milli
arden Mark Wiedergutmachung an die Opfer des NS-Regimes 
gezahlt. Das berichtete die »Welt am Sonntag«. Der Betrag 
werde in den nächsten Jahren voraussichtlich um weitere 24 
Milliarden Mark steigen. Die Zahlungen gliederten sich in 
drei Kategorien: zwei staatliche und eine private. 

So seien 102 Milliarden Mark aus »öffentlicher Hand« zur 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts gezahlt 
worden, überwiegend an Juden. Jährlich würden derzeit zu
sätzlich 1,25 Milliarden Mark für etwa 106.000 Rentenzah
lungen aufgewendet. Rund 100 Milliarden Mark Reparationen 
gelten als staatliche Kriegsfolgeleistungen. 75,5 Millionen Mark 
hätten deutsche Firmen bis jetzt zur Entschädigung von 
Zwangsarbeitern ausgegeben, unter ihnen Siemens, Krupp, 
Daimler-Benz, Rheinmetall, Feldmühle Nobel AG. Die Lage
beurteilung in den Fachabteilungen der Bonner Ministerien 

lautet nach Welt am Sonntag : Es drohe, ein Faß ohne Boden 
zu werden. 

Im Ringen um Entschädigungszahlungen an NS-Opfer wol
len US-Abgeordnete und die Rechtsvertreter von Überleben
den des Holocaust nun den künftigen Bundeskanzler Gerhard 
Sehröder (SPD) für sich gewinnen. In einem offenen Brief, der 
am Sonntag vor dem deutschen Generalkonsulat in New York 
der Öffentlichkeit erläutert werden sollte, appellieren mehr als 
40 US-Kongreß-Abgeordnete an Schröder, für eine weniger 
restriktive Entschädigungspraxis deutscher Behörden für Ho
locaust-Opfer zu sorgen." 83l 

Am 27. Januar 2003 hat Bundeskanzler Gerhard Schrö· 
der mit der J üdischen Gemeinde in Deutschland einen 
>>Staatsvertrag<< abgeschlossen. Abgesehen von den dort 
vereinbarten 3 Millionen Euro jährlichen Staatszuschüs
sen: Laut Brockhaus werden Staatsverträge nur zwischen 
Staaten abgeschlossen. 

Für die Einheit 192 Milliarden DM bezahlt 
Hamburg. 
"Für die Zustimmung zur Wiedervereinigung hat die 

Bundes1·epublik 192 Milliarden DM an Rußland und an
dere Länder gezahlt. Das be1'"ichtet das Wirtschaftsmaga
zinImpulse im Dezember-Heft der Ost-Ausgabe. 

Von dieser Summe gingen 110 Mrd. DM in die Länder 
derehemaligenSowjetunion, 51 Mrd. DM an Polen, Tsche
chien und Ungarn. Weitere 22 Mrd. DM zahlte die Bun
desrepublik für die Finanzierung internationaler Einsät
ze wie beim Golfkrieg. Rund 9 Mrd. DM erhielten die 
ärmsten Länder der Europäischen Union." 82) 

Sind die genannten Zahlen nur die offen eingestande
nen, so liegt die Gesamtsumme noch erheblich höher, zu-

82) Selber Tagblatt, 5. Dezember 1995, S. 1 + Der Insider Nr. 6/1996, 1.4.1996. 
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mal sie sich nicht auf ausgehändigte Regierungs-Schecks 
beschränkt. Von 1990 bis 1994 kommen noch 185 Milliar
den E ntv.ricklungshilfe für Länder der sogenannten Drit
ten Welt, jährlich über 30 Milliarden nach Brüssel und 
ebenso viel für Kosten zur Unterstützung asylsuebender 
Ausländer hinzu. 

In der Auswirkung sicher noch gravierender als die 
genannten Zahlungen im Zuge "der Wende" waren die im 
Schatten der großen Ereignisse unauffällig rasch über die 
parlamentarische Bühne gebrachten Grundgesetzänderun
gen u.a. mit der "unumkehrbaren" Übertragung von Ho
heitsrechten an die Europäische Union.84

l 

82a) Deutsche Stimme, Riesa März 2003 -- Per Lennart Aae. 
83) Der Tagesspiegel, Berlin 5.10. 1998. 
84) Vergl. HT Nr. 67 S. 6 - 9). 
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Geheimbündelei nicht mehr für alle strafbar 

Im Strafgesetzbuch der Bundesrepublik war bis 1968 
Geheimbündelei verboten. Es hieß da in§ 128 StGB: 

"§128 (Geheimbündelei): 
Die Teilnahme an einer Verbindung, deren Dasein, Verfas

sung oder Zweck vor der Staatsregierung geheimgehalten wer
den soll, oder in welcher gegen unbekannte Obere Gehorsam 
oder gegen bekannte Obere unbedingte'r Gehorsam verspro
chen wird, ist an den Mitgliedern mit Gefängnis bis zu 6 
Monaten, an den Stiftern und Vorstehern der Verbindung mit 
Gefängnis von 1 Monat bis zu 1 Jahr zu bestrafen. 

Gegen Beamte kann auf Verlust der Fähigkeit zur Beklei
dung öffentlicher Ämter auf die Dauer von 1 bis zu 5 Jahren 
erkannt werden." 

Der § 128 StGB wurde im 8. Strafrechtsänderungsge
setz vom 25.6.1968 ohne Begründung gestrichen (BGBl. I, 
1968, 29. Juni 1968, Nr. 43, S. 748). 

Der Nachweis für eine kriminelle Zielsetzung war nicht 
Voraussetzung; diese wurde im§ 129 geregelt. Welche ge
heimen Hintergrundkräfte haben wohl mit welcher Ziel
setzung diesen v.richtigen STGB §zur Streichung empfoh
len und seine Beseitigung durchgesetzt? 

Es dürften Mafiosi sein, die ausgerechnet solcher hier 
benannten geheimen Logen bedürfen, um über den Volks
willen, gewählte Politiker und Parlamente hinweg ihre kon
spirativen Organisationsziele durchziehen zu können. 

Österreichs Wiedergutmachungszahlungen 

Nachfolgender Text ist in einem Brief niedergelegt wor
den, den der Österreichische Botschafter in Israel, Dr. Her
bert Kroll, am 10. August 1994 unter der Aktenzahl 96-
Res/94 an das Außenministerium in Wien geschickt hat. 
Die Kronenzeitung in Wien vom 20. November 1994 be
richtete: 

"In Summe waren die zahlreichen Maßnahmen Öster
reichs zugunsten abstammungsmäßig Verfolgter seit 1945 
wesentlich eindrucksvoller, als es die Medien stets dar
stellen: So leben in Israel derzeit 5.004 Empfänger öster
reichischer Pensionen, deren Anspruchsberechtigung und 
Anrechnungszeitraum zum ganz überwiegenden Teil in 
der Sondergesetzgebung für abstammungsmäßig Verfolgte 
begründet ist. Im Jahr 1993 sind von Österreich nach 
Israel ca. 1,6 Milliarden Schilling an Pensions- und Op
ferfürsorge-Leistungen überwiesen worden. Für abstam
mungsmäßig Verfolgte in der ganzen Welt leistete Öster
reich etwa sechsmal so viel: weltweit wurden 1993 ca. 8 
Milliarden Schilling an ca. 30.000 abstammungsmäßig 
Verfolgte bzw. deren Ehegatten übe1wiesen. 

Derartige Leistungen Österreichs an abstammungs
mäßig Verfolgte werden seit Jahrzehnten erbracht, betra
gen insgesamt 200 bis 300 Milliarden Schilling und lau
fen noch in Milliardenhöhe pro Jahr." 

Diese Aufstellung hängt gewiß mit dem Staatsbesuch 
des Bundespräsidenten Klestil in Israel zusammen, der 
dort, wie die Kronenzeitung schreibt, "reuevoll die Mit
wirkung der Österreicher an den Greueltaten des Hitkr
Regimes an den Juden beklagte" und entsprechend mit 
den materiellen Entschädigungen konfrontiert wurde. Um 
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auf deutsche Verhältnisse umzurechnen, teile man die an
gegebenen Summen durch 7, um DM-Werte zu erhalten. 

~ 
REPUBLIK ÖSTERREICH 

S 1 C: Hf AMt I T S OJalK TI Oti 
. 10, ............. ,. . I(J'"''" 

Zahl: Vr-300/88 

auszugsweise 

Kopie 

~ 
Gemäß§ 6 Abs. 1 des Vereinsgesetzes 1951, BGBI.Nr. 

231, in der Fassung der Bundesgesetze BGBI.Nr. 141/ 
1954, BGBI.Nr. 1102/1962 und BGBI.Nr. 649/1987, wird 
die Bildung des Vereines "Rat der Kärntner DEUT
SCHEN" wegen Gesetzwidrigkeit untersagt. 

Auf Grund der Statuten ist eine Vereinstätigkeit zu 
erwarten, die in Widerspruch zur Bestimmung des Arti
kels 4 Absatz 2 Staatsvertrag 1955 steht. 

Begründung 
Da das Staatsvolk der unabhängigen Republik Öster

reich die Österreicher sind, ist die bewußte Wahl der 
Bezeichnungen "Kärntner Deutsche" oder "Deutschkärnt
ner" für die deutschsprachige Mehrheitsbevölkerung des 
Bundeslandes Kärnten, also eines Gebietsteiles Öster
reichs, objektiv als Propagierung des Gedankens einer 
volkstumsmäßigen Zusammengehörigkeit der "Deut
scben" in Österreich und in "Deutschland" und in weite
rer Konsequenz somit zumindest in der Wirkung auch 
die mittelbare Propagienmg einer politischen oder wirt
schaftlichen Vereinigung Österreichs oder eines Teiles 
davon mit Deutschland resp. als großdeutsche Propagan
da zugunsten einer solchen Vereinigung zu werten." 

(Abschrift auszugsweise) 
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Vom Ausland hoch dekoriert 

Seinen eigenen Angaben zufolge kann Klaus Kinkel 
"keinen Knopf annähen, keinen Kaffee kochen, keinen An
rufbeantworter abfragen, kein Video programmieren" und 
ist im Haushalt "etwas schlampig". 82> 

Schuldbekenntnisse für das deutsche Volk bringt er 
hingegen "professionell" über die Bühne; Sie begründeten 
seine Kan·iere als "Liberaler". Sie reihen sich ein in die seit 
Jahrzehnten praktizierte geschichtswidrige Sprachregelung 
seiner Protektoren und Vorgänger. Man denke u.a. an den 
mitdem höchsten polnischen Orden ausgezeichneten Hans
Dietrich Genscher, der sich mit willfährigem Eifer zum 
Verzicht auf die deutschen Ostprovinzen besonders her
vorgetan hat. 

Auch bei Kinkel blieb es nicht bei den Umerziehungs
floskeln, sondern sie mündeten ein in außenpolitische Ver
tragstexte zur dauerhaften Diskriminierung, Entrechtung 
und Zahlungsverpflichtung des deutschen Volkes. 

So z.B. auch bei der "deutsch-tschechischen Versöh
nungserklärung" vom 20.12.1996: Der "tschechische Ver
söhnungspartner" hatte sich weder bereitgefunden -- und 
wurde auch vom Bonner Außenminister nicht dazu ge
drängt --, die deutsch-tschechischen Realitäten ab 1918 
sachgerecht zu bewerten, noch die Zusammenhänge, die 
Ende September 1938 zur Münchener Konferenz geführt 
hatten. Die deutschen Bemühungen zum friedlichen Aus
kommen mit dem tschechischen Volk während des Krieges 
waren erst recht keiner Erwähnung wert, auch nicht die 
Ermordung von 700.000 Deutschen (nicht nur Sudeten
deutschen) nach Kriegsende. Die Vertreibung der über 3 
Millionen Sudetendeutschen rangierte, wie üblich, als "Ant
wort auf die Verbrechen der Deutschen", womit die Über
einstimmung mit den Bundesoffiziellen erzielt war. 

Im Jahre 1995 erhielt Klaus Kinkel den "Destinguis
hed Statesman Award" der Anti-Defamation League, einer 
Unterorganisation der B'nai B'rith Loge in N ew York, "für 
seine Initiativen bei der Bekämpfung von Extremismus, 
Neo-Nazismus und ausländerfeindlicher Gewalt in 
Deutschland". Anläßtich dieser Gelegenheit erläuterte der 
Bundesaußenminister "die letzten Strafverschärfungen und 
Verbote rechtsextremer Gruppen und sagte, erste Erfolge 
seien bereits zu erkennen".83> 

Er war nicht der erste und letzte von dieser ausländi
schen Loge so hoch ausgezeichnete bundesdeutsche Politi
ker. Doch was gerade für ihn diese Ehrung so bedeutsam 
macht, ist, daß trotz Kinkeis Einsatz für beanstandungs
freie Erfüllung jüdischer Interessen dennoch seine in den 

82) Hamburger Abendblan, Nr. 221, 21.9.1995, Kinkel·lnterview. 
83) Allgemeine Jüdische Wochenzeitung, 4.5.1995, S. I. 
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USA zum Glauben ihres jüdischen Ehemannes konver
tierte Tochter Andrea nicht als israelische Staatsbürgerin 
akzeptiert wurde. Das israelische Innenministerium machte 
noch einmal deutlich, daß es für den weitgehend religiös 
formierten und für das in der Welt verstreut lebende Ju
dentum beispielgebenden Staat Israel keine "deutschen Ju
den" bzw. "Deutsche jüdischen Glaubens" gibt, sondern nur 
Abstammungs- bzw. Rasse-Juden oder andere (Gojim), 

Kranzniederlegung am Mahnmal für tschechische Opfer der 
deutschen Besatzung aoläßlich der deutsch-tschechischen "Ver
söhnungserklärung". Die tschechische Prominenz blieb indes 
fern, als Bundesaußenminister Klaus Kinkel an einem anderen 
Ort auch deutscher Opfer gedachte. Ein Mahnmal zur Erinne
rung an die Vertreibung von mehr als 3 Millionen Sudetendeut
schen, von denen nahezu jeder 10. unter bestialischen Umstän
den ermordet wurde, gibt es freilich weder in der Tscbechoslo
wakei noch im deutschen Bundesgebiet. 

denen die Staatsbürgerschaft zu venveigern ist. 
Ignatz Bubis selbst belehrte Kinkel, als er gerade ein

mal nicht mit der Richtliniengestaltung für die deutsche 
Politik beschäftigt war. 

"Wenn nur der VaterJude istund die Mutternicht und 
dann auch noch ein Kind da is~ dann gelten nach unseren 
ReligionsgrundsätzenMutter und Kind als nichtjüdisch." 
84) 

Bestätigungen lieferten viele andere. So pflegten z.B. 
Lord Weidenfeld vom "jüdischen Volk in Deutschland", 
der ehemalige israelische Ministerpräsident Shimon Pe
res davon zu sprechen, daß "Deutsche und Juden immer 
zwei verschiedene Völker bleiben". 85> 

84) Der Spiegel, 2211996, S. 24. 
85) Focus4811995, S. 176 + Bi/dz.eitung, 27.1.1996, S. 2. 
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Sirnon Wiesenthal, ein absonderlicher "Friedenskämpfer", 

mit dem Bundesverdienstkreuz hoch dekoriert, Zei
tungsberichten zufolge "eine der angesehensten mo
ralisclum Instanzen der Welt", wurde schließlich von 
seinen eigenen Leuten "der Täuschung, Falschbe
hauptung, Märchenerzählung" bezichtigt. 56> Er hatte 
auch seine eigenen Leute belogen, und das hatten sie 
dann doch nicht so gerne. 

ARD-Fernsehen Panorama am 8.2.1996: 
"Wiesenthal hat ein gebrochenes Verhältnis zur Wahr

heit. Er ist mehr Maulheld als Held. Er ist hochdekoriert 
mit falschen Lorbeeren." 

Sirnon Wiesenthai ist, wie viele seiner Glaubens
brüder leider und seltsamerweise, ein unter besonde
rem Schutz der Staatsanwaltschaft stehender Haß
krieger! Er kann sich leisten, was sich außer seines
gleichen niemand erlauben dürfte. Schließlich ist er 
ausgezeichnet worden mit dem Ehrenkreuz für Wis
senschaft und Kunst Erster Klasse (Österreich) und 
der Ehrendoktorwürde der Universität Wien. Er ist 
Ehrenbürger von Wien, Träger des Großen Verdien
stordens der Bundesrepublik Deutschland und Trä
ger des Ehrenpreises für Toleranz (Wien). 

Von dieser herausragenden Toleranz wußte das 
Salzburger VolksblaU am 23.1.1970 zu berichten, was 
jedoch bereits in Neue Zürcher Zeitung am 
21.11.1969 zu lesen war. 

Was der jüdisch-bolschewistische Staats-Agitator Ilja Ehrenburg 
erfunden hatte: deutsche Seifenproduktion aus Judenfett •• die deut
sche Einheitsseife während des Krieges mit dem Stempel 11 RiF 11 

(Reichsstelle für industrielle Fette) taufte Sirnon Wiesenthai kurter
band in "Reines Judenfett" um --, und zelebrierte in einer rumäni
schen Kleinstadt eine Seifenbeerdigung mit der Beteuerung, e~ handele 
sieb bei dem der Erde übergebenen Stück Seife um die Uberreste 
einiger seiner Verwandten und Freunde. 871 

Selbst der Leiter von Jad Vasbem hat sieb gegen diese Verlogenheit 
verwahrt. 

Der wohl fanatischste Menschenjäger Sirnon Wiesenthai erhielt 
1988 das "Große Verdienstkreuz der Bundesrepublik Deutschland 11

• 

"Simon Wiesenthai hielt am 18. November 1969 vor 

der Jüdischen Studentenschaft Zürich bei stärkstem Andrang 
einen Vortrag über die >Verfolgung von Nazi-Verbrechern<. 
Er leitete seine Ausführungen mit einem Wort von Clausewitz 
ein, daß der Feind von gestern auch der Feind von heute und 
morgen se~ wenn man ihn nicht restlos vernichte. Man habe 
die alten Nazis und Faschisten ganz zu Unrecht totgesagt. In 
Wirklichkeit existieren sie noch und seien die Feinde und 
Verbrecher von heute. Man könne und müsse sich sagen: Noch 
leben sie! 

Wiesenthai schätzt die Zahl der ehemaligen Nazis in der 
Bundesrepublik auf 4 bis 5 Millionen, in der DDR auf I bis 2 
Millionen. In Österreich auf 1h Million. Es sei nicht logisch -
führte Wiesenthai aus -- die Naziverbrecher als >Kriegsver
brecher< zu bezeichnen. Der Nazi -- gleichgültig ob er alt 
oder jung -- sei an sich ein Verbrecher. Bei der Verfolgung 
von Naziverbrechen geht es weniger um einzelne und deren 
Verurteilung, sondern vielmehr darum, künftige Massenmorde 
zu unterbinden, denn die Mörder von morgen· würden heute 
erst geboren. Diese in der Zukunft potentiellen Mörder gelte 
es schon heute auszurotten. 

Wiesenthailieß auch durchblicken, daß die jüdische Hoch-

86) Hamburger Abendblatt, 9.2.1996. 

Historische TalSachen Nr. 86 

finanz, insbesondere in den USA und vor allem die Kapital
macht der Rothschilds, seit einem Jahrhundert die ungekrön
ten Könige der Juden, zweckentsprechend eingesetzt werden, 
um jene Staaten und Volksgruppen, welche potentiell in sich 
Naziverbrecher beinhalten, kapitalmäßig zu eliminieren. 

Es gilt, rief Wiesenthai in Zürich aus, potentielle Gegner 
auch im Keim, ja im embryonalen Zustand, ein für allemal zu 
vernichten." 88> 

Sehr viel später war es, als Bundeskanzler Helmut Kohl 
den Brief schrieb: 

"Lieber Sirnon Wiesenthal, als Sie mich einluden, an der 
heutigen Feier anläßlich Ihres bevorstehenden 80. Geburts
tags teilzunehmn, da habe ich gern zugesagt. Ich bin hierher 
gekommen, um einem ganz außergewöhnlichen Manne meinen 
Respekt und meine Freundschaft zu bezeugen. ... Manches 
gute Gespräch mit Ihnen kommt in Erinnerung. Es waren oft 
sehr ernste Unterredungen -- geprägt von kompromißloser 
Ehrlichkeit. " 89> 

87) Der Neue Weg, Wien 1946 Nr. 17/18. 
88) Neue Zürcher Zeilung, Freitag, 21.11.1969, S. 38 +Die Tat + Der 

Tagesspiegel +ein Vortragsteilnehmer, so das Salzburger Volksblatt vom 
23.1.1970. 

89) DeuJsche Nationalzeitung, München 23.2.1996. 
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Sprüche 
, 

Das Leitbild des Marineoffiziers 
"(h) Innere Freiheit I Zivilcourage 

Unter innerer Freiheit/Zivilcourage wird hier die aus selbständigem Denken, Lebenserfahrung und eigenen Wertvor
stellungen gewonnene Einstellung verstanden, die auch dann geäußert wird, wenn sie von anderen nicht geteilt wird. 

Innere Freiheit und Zivilcourage sind für den Marineoffizier notwendige Voraussetzungen , um den sich aus der 
Auftragstaktik ergebenden Handlungsspielraum verantwortlich ausfüllen zu können. Sie sind zugleich notwendige 
Gegenpole zu den sich aus der streng hierarchisch gegliederten Großorganisation Marine ergebenden Gefährdungen: 
Uniformität der Wertvorstellung und Meinungen, bedingungsloser Gehorsam. 

Aus der so verstandenen inneren Freiheit und Zivilcourage erwächst dem Marineoffizier das notwendige Maß an 
individueller Selbständigkeit. Dieses erst ermutigt ihn zu wahrhaft verantwortlichem Entscheiden und Handeln . 

. Der Marineoffizier hat das moralische Recht, ja sogar die Pflicht, abweichende Meinungen zu äußern, wo es im 
Sinne des Ganzen oder einer höheren Wertvorstellung erforderlich erscheint. Natürlich sollen diese Äußerungen von 
Taktgefühl und Verstand kontrolliert sein. 

Man muß jedoch auch die Schwierigkeiten sehen, die dieser wünschenswerten Verhaltensweise zuweilen objektiv 
erkennbar (häufiger subjektiv befürchtet) entgegenstehen: 

Angst vor Sanktionen, Gefährdung des Ansehens oder der Karriere und die damit verbundenen möglichen wirtschaft
lichen Einbußen schaffen Hemmungen, die erst überwunden sein wollen. 

Dieses Erziehungsziel kann zwar durch Ermunterung gefOrdert werden, es muß jedoch vor allem vorgelebt 
werden·· beginnend bei der obersten Führung. Entscheidend für die Ausprägung dieses Verhaltensmerkmales ist die 
Erfahrung, daß die Angst vor den oben genannten Sanktionen unberechtigt ist. 

Marineamt, Abt. Marineausbildung Bundeswehr, Mai 1983, FK Oertel u.a., Bonn I Kiel" 

und Praxis 
Erfahrung eines Bundeswehrobersten 

Gerhard Schirmer, 1945 als Offizier der Wehrmacht in 
sowjetischer Gefangenschaft über Sachsenhausen (- 1950) 
bis Workuta nördlich des Polarkreises(- 1956), anschließ
lend Oberst der Bundeswehr, veröffentlichte im Grabert 
Verlag Tübingen seine Erfahrungen "Sachsenhausen -
Workuta, Zehn Jahre in den Fängen der Sowjets". Er schil
derte, wie er zusammen mit Mithäftlingen nach Kriegsen
de in Sachsenhausen eine Gas- und Genickschußanlage hatte 
bauen müssen, die danach als "von den Nazis erbaut und 
verwendet" ausgegeben wurden. 

Dies und auch seine in Gefangenschaft erlangten Kennt
nisse über die von den Sowjets 1939 - 1941 zwangsdepor
tierten 1,4 Millionen polnischen Juden führte durch Be
schluß des Tübinger Amtsgerichts vom 21.8.2002 (Az.: $ 
Gs 937/02) zur Beschlagnahme und Vernichtung dieses 
Zeitzeugen-Buches wegen "Volkshetzung" (§ 130 StGB). 

Lediglich die von der Staatsanwaltschaft versäumte Ein
haltung der Presseverjährungsfrist rettete ihn vor dem 
B RD-Gefängnis. 

Ermittlungen gegen Leni Riefenstahl 
Die Frankfurter Staatsanwaltschaft hat gegen die in

zwischen hundertjährige Leni Riefenstahl, deren Partei
tags- und Olympia-Filme sie weltberühmt gemachtz hat
ten, ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der 
Holocaust-Leugnung eingeleitet. 

Die Strafanzeige der Roma und Sinti-Vertreter bezog 
sich auf ein Interview der Frankfurter Rundschau vom 
27.4.2002, in dem sie erklärt hatte, sie habe >>alle Zigeuner 
die in (ihrem Film) 'Tiefland' mitgewirkt haben, nach 
Kriegsende wiedergesehen. Keinem einzigen ist etwas pas
siert. « 
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Aus einem Rundschreiben der 
Gesellschaft freie Publizistik e.V. 
(Postfach 1216, D-72641 Oberboihingen) 

II o:t 13.873 Strafverfahren wegen der§§ 86, 86a + 130 StGß, 
also wegen der Kundgabe mißliebiger Meinungen allein im 
Jahr 2000. 

':t Jährlich mehrere verhängte Haftstrafen von bis zu 2 
Jahren ohne Bewährung wegen dieser Strafvorschriften seit 
1993. 

o:t Hausdurchsuchungen und Beschlagnahmen von Büchern 
und Tontr.igem in einer nicht mehr zu errechnenden Zahl im 
Rahmen dieser Verfahren seit mindestens 1993. 

o:t Körperzellen-Entnahmen zum Zwecke der 11 DNA-Fest
stellung11 wegen Volksverhetzung seit 1999. 

':t Jährlich mindestens 20 bis 60 Bücher bzw. Tonträger auf 
dem Index seit 1993. 

':t Berufsverbote wegen politisch unerwünschter Äußerun
gen oder der Zugehörigkeit zu einer legalen, aber mißliebigen 
politischen Partei. 

':t Politisc~ motivierte Konto-Kündigungen. 
':t ldelogisch begründete Versammlungsverbote. 
':t Vorbeugegewahrsam von bis zu 14 Tagen zur Durchset

zung solkcher Verbote seit 1995. 
':t Jährlich mindestens ein Verbot eines politisch mißliebi

gen Vereins seit 1992 und und und .... 
So sieht die Verfassungswirklichkeit der Grundrechte für 

nationale Deutsche in der ßRD mindestens seit Beginn der 90er 
Jahre aus. II· -----------····· 

Im Jahr 2001 waren 8.974 Fälle hinzugekommen. 
Zusammengerechnet seit dem Jahr 1990 -- also in den letz

ten 12 Jahren·· hat sich die Anzahl der strafverfolgten 11 Mei
nungsdelikte11 auf 108.562 summiert, wobei die staatliche Ver
folgung nahezu ausschließlich gegen Bekundungen nationaler 
deutscher Anliegen gerichtet war. 
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